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Einleitung

Einleitung 

Am 3. November 2018 veranstalteten die Rosa-Luxemburg-Stiftung 
(RLS) und das WeltTrends-Institut für Internationale Beziehungen (IIP) 
gemeinsam den diesjährigen „Potsdamer Außenpolitischen Dialog“. Das 
Thema der alljährlichen außenpolitischen Fachtagung war: „Jenseits der 
Konfrontation! Für eine Neugestaltung der Beziehungen zwischen der EU 
und Russland“ veranstaltet. 

Den Veranstaltern ging es um alternatives Denken zu den gegenwärti-
gen dominanten Strömungen in Politik und Medien, die auf eine Rück-
kehr zur Konfrontation in der Weltpolitik generell und im Verhältnis zu 
Russland speziell zielen. In der Öffentlichkeit herrscht große Verunsiche-
rung angesichts der zunehmenden Spannungen zwischen dem Westen 
und Russland. In dieser Situation diskutierten die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus Polen, der Tschechischen Republik, der Russländischen 
Föderation und Deutschland die Sicherheitslage in Europa und die frie-
denspolitischen Perspektiven für den europäischen Kontinent. 

Prof. Dr. Raimund Krämer, Vorstandsmitglieder der Stiftung und 
Chefredakteur der Zeitschrift WeltTrends eröffnete die Tagung und erin-
nerte daran, dass 30 Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges wir über-
all Enttäuschung und Misstrauen vorfinden. Wir haben eine Situation in 
Europa, die sich vor drei Jahrzehnten, als die Charta von Paris beschlossen 
wurde, niemand vorstellen konnte: Militärische Auseinandersetzungen 
auf dem Kontinent, Aushöhlung und Verletzung des Völkerrechts, Groß-
manöver, angekündigte und bereits realisierte Vertragsbrüche, gegensei-
tige Sanktionen. Die Situation erinnere, so meinen manche Beobachter, 
an den Kalten Krieg. Jedoch könnten wir auch die Großmachtrivalitäten 
Ende des 19. Und zu Beginn des 20. Jahrhunderts als historischen Ver-
gleich nehmen: Ohne jegliche ideologische Kontroversen, wie sie für den 
Kalten Krieg letztlich so typisch waren, führten diese Rivalitäten in den 
verheerenden 1. Weltkrieg. Diese Blaupause würde die Dramatik der jetzi-
gen Lage in Europa sogar noch deutlicher machen, so Krämer. 

Dr. Hans Misselwitz, als Staatssekretär in der de Maizière-Regierung 
von Seiten der DDR an den „2-4-Verhandlungen“ beteiligt, erinnerte in 
seinem Impulsreferat an die Umbrüche der Jahre 1989/90, in denen auch 
die Weichen für künftigen Entwicklungen in Europa, auch für die späte-
ren Verwerfungen gestellt wurden. Zentral war dabei die Problematik der 
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Erweiterung der NATO nach den Osten. Darum drehte sich dann auch 
die zum Teil polemische Debatte, in der Dr. Vladimir Handl (Karlsuniver-
sität Prag, Tschechische Republik), Prof. Dr. Krzysztof Malinowski (Insty-
tut Zachodny Poznan), Prof. Dr. Bogdan Koszel (Uniwersytet Adama 
Mickiewicza, Poznan) Dr. Wladislaw Below (Europa-Institut der Russi-
schen Akademie der Wissenschaften, Moskau) ihre zum Teil gegensätzli-
chen Positionen vorstellten. 

Zu den Diskutanten gehörten die ehemaligen DDR-Botschafter Peter 
Steglich und Dr. Arne Seifert, Fellows des IIP wie Dr. Erhard Crome, 
Prof. Lutz Kleinwächter und Wolfram Wallraf sowie Kerstin Kaiser, Leite-
rin des Moskauer RLS-Büros, und Dr. Holger Politt, Leiter des RLS-Büros 
in Warschau). Aus der Politik nahmen der langjährige außenpolitische 
Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag, Wolfgang 
Gehrcke, und der abrüstungspolitische Sprecher der Fraktion, Dr. Alex-
ander Neu, teil.  

Die vorliegende Publikation enthält Beiträge von Referenten und Teil-
nehmern der Tagung.

Raimund Krämer



Welche Regeln gelten?
Die europäische Friedensordnung nach 1990 

Hans-J. Misselwitz

1. Diametral abweichende Erzählungen

Niemand hätte sich nach der „Charta von Paris“, mit der 1990 die KSZE 
das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung Europas für beendet 
erklärte, vorstellen wollen, dass knapp 30 Jahre später erneut der Frie-
den in Europa durch Konfrontation und Teilung gefährdet sein könnte. 
Die Spannungen, die sich nach der Ukraine-Krise zwischen dem Wes-
ten und Russland aufgebaut haben, führten zu einer militärisch unter-
setzten Konfrontation. Begleitet wird das von ökonomischen Sanktionen 
und jetzt auch noch von der Drohung, das INF-Abkommen von 1987 
zu kündigen. Dieses war für das Ende der Ost-West-Konfrontation Ende 
der 1980er Jahre zentral. Die Erklärungen, warum der Westen und Russ-
land in diese Lage geraten sind, sind grundsätzlicher Natur. Der Westen 
kommt zur Feststellung, dass „Russland die europäische Friedensordnung 
offen in Frage“1 stelle, bzw. „Russlands aggressive(s) Verhalten, …unter-
miniert die euro-atlantische Sicherheit und die regelbasierte Ordnung“2. 
Damit bezieht sich der Westen auf völkerrechtliche Prinzipien und nach 
1990 getroffene gemeinsame Vereinbarungen, die im Falle der Ukraine-
Krise von Russland gebrochen wurden. Russland behauptet, der Westen 
habe mit der NATO-Osterweiterung die Sicherheitsinteressen Russlands 
missachtet, also die Grundlage einer auf gemeinsamer Sicherheit beruhen-
den europäischen Friedensordnung untergraben. 

Der Bruch völkerrechtlicher Regeln durch Russland im Falle des Ukra-
ine-Konflikts ist unabweisbar. Russland lastet dem Westen dagegen die 
Nichteinhaltung eines sicherheitspolitischen Versprechens und damit ver-
bundener Verträge an. Das ist rechtlich schwerer zu fassen. Der Westen 

1	 Weißbuch 2016. Zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr. Berlin, Bundesministerium der Verteidigung, 
2016. S. 31: „Russland [stellt] die europäische Friedensordnung offen in Frage“. Das zeige die auf der Krim und im Osten 
der Ukraine „zutage getretene Bereitschaft, die eigenen Interessen auch gewaltsam durchzusetzen und völkerrechtlich 
garantierte Grenzen einseitig zu verschieben .

2	 Brussels Summit Declaration. Issued by the Heads of State and Government participating in the meeting of the North 
Atlantic Council in Brussels 11–12 July 2018. Pkt. 2. „Russlands aggressive(m) Verhalten, einschließlich der Androhung 
und Anwendung militärischer Gewalt zur Erreichung politischer Ziele“. Das …unterminiert die euro-atlantische Sicher-
heit und die regelbasierte Ordnung“ (Übersetzung H. M.).

Misselwitz: Welche Regeln gel-
ten?
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sieht sich folglich im Recht, Russland mit Maßnahmen zur Rücknahme 
seiner Schritte zu zwingen. Das ist aber mangels eines von einem unab-
hängigen Gericht gefällten Urteils problematisch. Nicht eine der streiten-
den Parteien kann nach rechtsstaatlichen Kriterien über das Verhalten der 
anderen urteilen, sondern ein unabhängiger Dritter, der alle Umstände 
oder Motive des Handelns der Gegner in eine faire Beurteilung einbe-
zieht. Nur so wird das Urteil dem konkreten Fall gerecht; kann von allen 
die Bereitschaft erwartet werden, das Urteil anzunehmen und an der 
Beseitigung der Ursachen mitzuwirken. 

2. Aufklärung der Hintergründe

Wie und wann kam es zu dem Punkt, an dem sich die Geister schie-
den und die diametral abweichenden Erzählungen begannen? Hier 
kommt die OSZE ins Spiel. Sie ist kein internationaler Gerichtshof, aber 
von allen am Konflikt Beteiligten anerkannt und als „Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ eine zuständige Adresse. 
Eine Untersuchung, die 2016 unter der deutschen OSZE-Präsident-
schaft durchgeführt und im Dezember 2017 veröffentlicht wurde, hat 
anhand von Dokumenten und Aussagen von Beteiligten die Vorstellun-
gen und Ziele rekonstruiert, die im Jahr 1990 in die „Charta von Paris“ 
einfließen.3 Um den Anschein eines Rechtsverfahrens und ein Urteil zu 
vermeiden, wer für die entstandene Lage verantwortlich ist, wurde ein 
indirekter Ansatz gewählt. Es ging darum, systematisch die „radikal von-
einander abweichenden Sichten auf die Zeit von 1990 zu rekonstruieren, 
wie und warum dies sich so entwickelte“ – und zwar auch unter Berück-
sichtigung der These, „dass die Ukraine-Krise ein Symptom und eine 
Folge der Entwicklung war, aber nicht die tiefere Ursache für den Rück-
zug Russlands von der gesamteuropäischen Sicherheitsordnung von 1990.“4 
Der zentrale Befund der Untersuchung ist folgender: Der Streit über die 
Frage, ob und wann der Führung der Sowjetunion 1990 konkret eine 
Nicht-Ausdehnung der NATO versprochen wurde, trifft nicht den Kern 
der Sache. Es wurde aber etwas weit Grundsätzlicheres versprochen und 
später gebrochen: „The Spirit of Cooperation“. Zeithistoriker sprechen 
von einem „gebrochenen Geist der kooperativen Sicherheit“. Anstatt sich 

3	 OSCE Network of Think Tanks and Academic Institutions, “The Road to the Charta of Paris – Historic Narratives and the 
Lessons for the OSCE Today”, Vienna, 2017.

4	 Ebenda, S. 7 f. 
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auf das angebliche „gebrochene Versprechen“ einer Nicht-NATO-Erwei-
terung zu konzentrieren, stimmen westliche Historiker in der Einschät-
zung überein, dass der Sowjetunion 1990 eine inklusive und kooperative 
europäische Sicherheitsordnung versprochen wurde.“5

Zu dem Ergebnis, dass in den folgenden 90er Jahren der 1990 gepflegte 
„Geist der kooperativen Sicherheit“ gebrochen wurde, kommt auch die 
ebenfalls im Dezember 2017 veröffentlichte Studie „NATO Expansion: 
What Gorbachev Heard“ der Washingtoner Georgetown University.6 Hier 
weisen Historiker anhand bisher klassifizierter Dokumente nach, dass 
der sowjetischen Führung von praktisch allen maßgeblichen westlichen 
Repräsentanten jener Zeit versichert wurde, dass sie eine gleichberechtigte 
Einbindung Russlands in ein künftiges gesamteuropäisches kollektives 
Sicherheitssystem anstreben.7 Tonangebend war dabei Bundesaußenmi-
nister Genscher, der in seiner Tutzinger Rede vom 31.01.1990 erklärte: 
„Sache der NATO ist es, eindeutig zu erklären: Was immer im Warschauer 
Pakt geschieht, eine Ausdehnung des NATO-Territoriums nach Osten, 
das heißt, näher an die Grenzen der Sowjetunion heran, wird es nicht 
geben.“8 Damit setzte Genscher den Ton und gab ein Ziel vor; wider-
sprach aber auch nicht ausdrücklich dem erklärten Ziel der US-Adminis-
tration, die NATO auf jeden Fall zu erhalten. Die Entscheidung darüber, 
ob die NATO sich „an die Grenzen der Sowjetunion“ ausdehnen würde, 
gab er weiter. Er konnte guten Gewissens den Verbleib Deutschlands in 
der NATO versichern, denn dabei handelte es sich nicht um eine Aus-
dehnung der NATO, sofern das Gebiet der DDR nicht davon betroffen 
war.9 Der damalige CIA-Direktor Robert Gates bestätigte in einem späte-
ren Interview allerdings eine andere Lesart der damaligen Bekundungen, 

5	 Ebenda, S. 18.
6	 NATO Expansion: What Gorbachev Heard, https://nsarchive.gwu.edu/briefing-book/russia-programs/2017-12-12/nato-

expansion-what-gorbachev-heard-western-leaders-early, 24.10.18 „Unser Argument ist, dass bereits im Verlauf des 
Jahres 1990 der Geist der Zusammenarbeit und des gemeinsamen Strebens nach umfassender und ungeteilter europä-
ischer Sicherheit ernsthaft bedroht wurde. … Die Frage, ob es tatsächlich eine „Vereinbarung nach dem Ende des Kalten 
Krieges“ gegeben hat, und wenn ja, welche Elemente sie hatte und wann sie erreicht werden sollte, ist Gegenstand von 
Interpretationen. Dies ist eine der Schlüsseldimensionen des heutigen Konflikts über die Darstellung der Entwicklung 
der europäischen Sicherheit nach 1990.“ 

7	 NATO Expansion: What Gorbachev Heard, https://nsarchive.gwu.edu/briefing-book/russia-programs/2017-12-12/nato-
expansion-what-gorbachev-heard-western-leaders-early, 24.10.18.

8	 Rede des Bundesaußenministers des Auswärtigen H.-D. Genscher, Zur deutschen Einheit im europäischen Rahmen am 
31.01.1990 in Tutzing: Zitiert nach: Kiessler, R. / Elbe, F.: Ein runder Tisch mit scharfen Ecken. Der diplomatische Weg zur 
deutschen Einheit, Baden-Baden 1993, S.246. 

9	 „Die NATO blieb der entscheidende Anker für die amerikanische Präsenz und ihre Macht vor Ort in Europa. Ende 1989 
(und während 1990) vermied es Bush, zu sagen, dass der Kalte Krieg vorbei sei. Auf einer Pressekonferenz in Brüssel 
erklärte er: „Wenn ich Ihnen signalisiere, dass es keinen Kalten Krieg gibt, dann heißt es „was machst du mit den Truppen 
in Europa? OSCE Network of Think Tanks and Academic Institutions , The Road to the Charta of Paris, S. 17. 
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nämlich, dass „die Absicht, die NATO 1990 nach Osten zu erweitern“ 
schon existierte, „als Gorbatschow und andere in dem Glauben gelassen 
wurden, das würde so kommen“. 10 Die entscheidende Aussage von ihm 
ist „(sie) wurden im Glauben gelassen“.

3. Unterschiedliche Auslegung der Regeln 
der Europäischen Friedensordnung 

Russland selbst hat spätestens seit der Ukraine-Krise mit dem „Geist der 
Zusammenarbeit“ von 1990 gebrochen. Regeln und die Prinzipien, wie 
sie in der Schlussakte von Helsinki und in der „Charta von Paris“ nie-
dergelegt sind, sowie multilaterale Vereinbarungen mit der Ukraine, wie 
die von Budapest 1994, wurden demonstrativ missachtet. Berechtigen 
diese Sachverhalte zu dem Urteil, Russland habe die europäische Frie-
densordnung verlassen? 

Die Frage setzt die Existenz einer Friedensordnung auch als empiri-
sche Tatsache voraus. Soweit es sie gibt, hatte Russland darin aber keinen 
angemessenen, gleichberechtigen Platz.11 Die Russland zugestandenen 
Formate stellten keinen gleichwertigen Ersatz für eine inklusive Frie-
densordnung dar. Im NATO-Russland-Rat von 1997 sitzt Russland 29 
Mitgliedern des Bündnisses gegenüber – ohne Einfluss auf dessen Ent-
scheidungen. In der NATO-Russland-Grundakte von 1997 gab es sich 
mit einem vagen Versprechen des Nichtvorrückens von NATO-Truppen 
zufrieden, die unter Hinweis auf eine veränderte Sicherheitslage jeder-
zeit widerrufen werden kann.12 Angesichts der damals bereits zugesagten 
NATO-Ausdehnung nach Polen, Tschechien und Ungarn signalisierte 
Russland mit seiner Unterschrift unter diese Dokumente einen großen 
Vertrauensvorschuss gegenüber dem Westen. Zehn Jahre später, nach Prä-
sident Putins Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2007, nahm 

10	 The documents reinforce former CIA Director Robert Gates’s criticism of “pressing ahead with expansion of NATO 
eastward [in the 1990s], when Gorbachev and others were led to believe that wouldn’t happen.” Zitat aus: Gates, Robert, 
University of Virginia, Miller Center Oral History, George H. W. Bush Presidency, July 24, 2000, S. 101) in: NATO Expansion: 
What Gorbachev Heard, https://nsarchive.gwu.edu/briefing-book/russia-programs/2017-12-12/nato-expansion-what-
gorbachev-heard-western-leaders-early, 24.10.18.

11	 Vgl. Jaberg, S.: Der Pariser Gipfel 1990. Der Westen blockierte eine Friedens- und Sicherheitsordnung in Europa, in: Frie-
densforum, 4/2016, S. 31f.

12	 Grundakte über Gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit zwischen der Nordatlantikvertrags-Orga-
nisation und der Russischen Föderation. Paris, 27 Mai 1997: Das Versprechen, dass das „Bündnis in dem gegenwärtigen 
und vorhersehbaren Sicherheitsumfeld seine kollektive Verteidigung und andere Aufgaben eher dadurch wahrnimmt, 
dass es die erforderliche Interoperabilität, Integration und Fähigkeit zur Verstärkung gewährleistet, als dass es zusätzlich 
substantielle Kampftruppen dauerhaft stationiert.“
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man im Westen endlich wahr, dass Russland eigene Konsequenzen ziehen 
könnte. Befürchtungen vor einem „neuen Kalten Krieg“ wurden laut.13 
Doch der Westen legte ungeachtet dessen zu: Der Bukarester NATO-
Gipfel vom April 2008 beschloss, dass auch Georgien und die Ukraine 
NATO-Mitglieder werden sollen.14 

Seither begann Russland, sich demonstrativ als regionale Ordnungs-
macht zu profilieren und das Völkerrecht für sich neu zu interpretieren. 
Es gab nach seiner Meinung vor, das zu tun, was der Westen schon seit 
1991 getan hatte. Damals stimmte man in Teilen der KSZE über ein, 
dass die Achtung der Souveränität der Staaten zurückstehen müsse und 
internationale Interventionen erlaubt seien, wenn gravierende Men-
schenrechtsverletzungen vorlägen. Das war eine Neuinterpretation der 
Helsinki-Schlussakte.15 Demgegenüber bestand Russland damals auf sei-
ner Auffassung vom Vorrang des Prinzips der Achtung der Souveräni-
tät der Staaten und ihrer territorialen Integrität. Entsprechend kritisierte 
Russlands die vom UN-Sicherheitsrat nicht mandatierte NATO-Inter-
vention 1999 in Serbien und Kosovo als völkerrechtswidrig und erkennt 
dessen Abtrennung von Serbien 2008 und seine Unabhängigkeit nicht 
an. Umgekehrt rechtfertigte Russland 2008 seine Intervention in Geor-
gien (Südossetien) mit einer Auslegung des Völkerrechts, die die NATO 

13	 Vgl.: „Ein kalter Krieg war wirklich genug“, in: FAZ vom 12. Februar 2007.
14	 Gipfelerklärung von Bukarest. Treffen des Nordatlantikrats auf Ebene der Staats- und Regierungschefs am 2.–4. April 

2008 in Bukarest, Pkt. 23.
15	 Bloed, A.: OSCE Principles: Which Principles? in: Security and Human Rights 25, Nr. 2 (2014), S. 210–220. 
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ihrerseits für ihr Eingreifen in Jugoslawien herangezogenen hatte. Dage-
gen argumentierte nun der Westen mit dem Vorwurf der Verletzung der 
territorialen Integrität und der Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten von Staaten.16 Als Russland sich 2014 die Krim 2014 einverleibte, 
nahm Moskau das Völkerrecht für sich in Anspruch, was angeblich der 
Westen propagiert, indem es auf das Selbstbestimmungsrecht der Bevöl-
kerung der autonomen Krim und die Schutzverantwortung für die Bevöl-
kerung in der Ostukraine verwies. Die Folge war, dass bei den Nachbarn 
Russlands mit einer russischen Bevölkerungsminderheit die Alarmglo-
cken läuteten und die NATO angerufen wurde.

 4. „Gespenster der Vergangenheit“ und 
die Lösung der deutschen Frage 

Für die USA hatte die NATO von Anfang an absolut Vorrang vor der 
KSZE. Dabei war der Verbleib Deutschlands in der NATO für die USA 
nicht verhandelbar. Condolezza Rice, 1990 Mitarbeiterin im Nationalen 
Sicherheitsrat und spätere Außenministerin der USA, erklärte im Rück-
blick: „Es ist richtig, dass die USA tatsächlich nur eine Sorge hatten, die-
jenige nämlich, dass die Wiedervereinigung Deutschlands die NATO 
zerstören könnte. Denn die NATO war die treibende Kraft für den Frie-
den in Deutschland, der Anker Amerikas in Europa.“17 Gegenüber Kanz-
ler Kohl machte Präsident Bush in einem entscheidenden Gespräch am 
24. Februar 1990 in Camp David zusätzlich geltend, dass die NATO-Mit-
gliedschaft Deutschlands auch ein Argument sei, um die mit Blick auf die 
deutsche Vereinigung besorgten Staaten in Europa für die deutsche Ein-
heit zu gewinnen. Der in diesem Zusammenhang kolportierte Satz von 
Bush lautete: „We don’t fear the ghosts of the past; Margaret does“.18 Er spielte 
damit auf Befürchtungen in Großbritannien vor erneuten Großmacht-
Ambitionen Deutschlands an. Ähnliche Vorbehalte gab es bei den Nach-
barn Deutschlands, besonders in Ländern wie Polen oder Frankreich.

Die NATO, der Garant für die militärische Präsenz der USA in 
Europa, wurde somit 1990 als Rückversicherung vor einem erneut mäch-
tigen Deutschland ins Spiel gebracht. Die Sowjetunion plädierte in dem 

16	 Nünlist, C. in: Does international law serve as bone of contention or common denominator for current tensions between 
Russia and Europe?, https://www.gcsp.ch/News-Knowledge/News/Does-international-law-serve-as-bone-of-contention-
or-common-denominator-for-current-tensions-between-Russia-and-Europe; 22.10.2018.

17	 Zelikow, P. / Rice, C.: Sternstunde der Diplomatie, Berlin, 1997, 2. Auflage, S. 223.
18	 OSCE Network of Think Tanks and Academic Institutions, a. a. O., S.17 f. 
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Zusammenhang für eine künftige Neutralität Deutschlands. Sie hatte 
damit aber selbst das Thema Einbindung des vereinten Deutschlands 
auf die Tagesordnung gesetzt. Schon Ende 1989 fragte der damalige 
sowjetische Außenminister Eduard Schewardnadse bei einem Besuch im 
Brüsseler NATO-Hauptquartier: „Wo sind die politischen, rechtlichen 
und materiellen Garantien, dass die deutsche Einheit auf lange Sicht 
keine Bedrohung für die nationale Sicherheit anderer Staaten und für 
den Frieden in Europa werden kann? Die Geschichte selbst verlangt 
eine erhöhte Umsicht Europas.“19 In Anbetracht der sich Anfang 1990 
abzeichnenden Erosion der Stabilität der DDR und Beschleunigung 
des deutschen Vereinigungsprozesses „von unten“, fiel in Washington 
die Entscheidung für eine Politik des „engen Zeitfensters“ zur Lösung 
der deutschen Frage. Auch vor diesem Hintergrund bekamen Konti-
nuität, Festhalten am Bewährten für alle Beteiligten hohen Wert. Das 
nutzten die NATO-Befürworter, weil sich praktisch nur die NATO als 
Alternative zu einer ganz neuen, in ihren Konsequenzen unvorherseh-
baren Mächtekonstellation in Europa anbot. Sie fungierte schließlich 
als „Sicherheitsgarant“ in einem ansonsten drohenden Vakuum im vor-
mals sowjetisch dominierten europäischen Osten. Entwicklungen wie 
die Balkan-Kriege der 1990er Jahre in Jugoslawien begünstigten diese 
Wahrnehmung und schließlich auch das Beitrittsbestreben mittel- und 
osteuropäischer Staaten. 

Tatsächlich war eingetreten, was zunächst verhindert werden sollte: 
Die deutsche Frage bestimmte den europäischen Prozess.20 Dass die deut-
sche Einheit aus Gründen von Stabilität im Sinne des Erhalts des Status 
quo beschleunigt umgesetzt wurde, war nur eine Folge. Dass die Lösung 
der nationalen Frage vor der internationalen kam, hatte weitreichendere 
Folgen. Das deutsche Vorbild, die Wiedervereinigung der Nation als 
Ergebnis eines demokratischen Aufbruchs und nationaler Selbstbestim-
mung, hatte auch eine Signalwirkung im Osten Europas. Es signalisierte, 
dass die Überwindung von Diktatur und Fremdbestimmung mit der Wie-
dererlangung der nationalstaatlichen Souveränität und nationaler Iden-
tität politisch gleichgesetzt wurde.21 Es begünstigte ein Verständnis von 

19	 Engel, J. A.: Bush, Germany, and the Power of Time. How History Makes History“ (2013), S. 641.
20	 Präsident Mitterrand am 7. 12. 1989 in Kiew zu Präsident Gorbatschow.
21	 „Freiheit und Selbstbestimmung“ seien „Schlüssel zur Wiedererlangung der Einheit unseres Vaterlandes“ gewesen. So sei 

auch „der Tag nicht mehr fern, an dem auch die Völker Jugoslawiens in freier Selbstbestimmung über ihre Zukunft ent-
scheiden“ würden. Kohl, H.: „Ein Symbol des Eintretens für Freiheit und Selbstbestimmung“, Rede am 10. Oktober 1991. 
In: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bulletin 116/1991 S. 921–924.
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Nationalstaaten, in denen historische Identitäten und ethnische Herkunft 
zunehmend in den Vordergrund traten. Die „Gespenster der Vergangen-
heit“ sind inzwischen in ganz Europa wieder wach.

5. Zurück auf Anfang: Was wäre die gemeinsame Basis?

Die Bedingungen sind wenig ermutigend: Die Entfremdung ist weit 
gediehen, das Misstrauen sitzt tief. Die jeweiligen Seiten sind in ihren 
jeweiligen Narrativen und einseitigen Schuldzuweisungen gefangen. Dem 
Versuch des OSZE-Netzwerks, die Phasen der Geschichte des Konfliktes 
zwischen Russland und dem Westen zu identifizieren, um Einsichten in 
die Motive der anderen Seite zu verschaffen, sollte daher hohe Beachtung 
zukommen. Es geht nicht um Zuschreibung von Verantwortung, sondern 
um das Nachvollziehen der jeweiligen Motive und Entscheidungen, das 
Verständnis der inneren Logik und Beweislage der verschiedenen Erzäh-
lungen. Mehr noch: Es ging den Autoren darum, die einmal vorhande-
nen Gemeinsamkeiten im historischen Geschehen aufzudecken und jene 
Punkte zu finden, wo man den gemeinsamen Grund verlassen hat. 

 Was wäre, wenn aus westlicher Perspektive anerkannt würde, dass die 
russische Erwartung an den Westen, der gemeinsam beteuerte „Geist der 
Kooperation“, der Punkt der größten Annäherung war und die Erfah-
rung, im Blick auf seine Sicherheitsinteressen praktisch immer weniger 
beteiligt gewesen zu sein, ein Grund nachvollziehbarer Distanzierung ist? 
Was wäre, wenn aus russischer Perspektive die westliche Position aner-
kannt würde, dass im Gefolge der Ereignisse von 1989/90 das Interesse 
an der Erhaltung von Frieden und Stabilität in Europa angesichts des Zer-
falls des Warschauer Paktes und der Sowjetunion, ein gemeinsamer Grund 
waren – und wie in dem Bericht gezeigt wurde, zunächst nicht die vorsätz-
liche Ablehnung einer Zusammenarbeit?

Im Blick auf die Bewertung der vor allem im letzten Jahrzehnt seit 
2008 zunehmenden Differenzen und Spannungen wäre es angebracht, 
die jeweils gegeneinander vorgebrachten rechtlichen oder moralischen 
Standards mit der eigenen Praxis zu überprüfen. Dazu gehört die Praxis 
der normativen Doppelstandards, wenn es um Völkerrecht und Verein-
barungen geht. Das gilt insbesondere für den Westen, dessen Russland-
politik sich auf einen universellen Wertekodex gründet, der aber dann 
von allen internationalen Akteuren gleichermaßen abzuverlangen ist, 
auch wenn sie sich in einem Konflikt mit Russland befinden. 
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Die Überwindung dieser Situation betrifft den ideologischen Kern des 
Konflikts zwischen dem Westen und Russland: voneinander abweichende, 
sich gegenseitig ausschließende Rechtspositionen. Dies betrifft die Anwen-
dung der Prinzipien Helsinki-Schlussakte der territorialen Integrität und 
staatlichen Souveränität auf der einen Seite und des Rechtes auf nationale 
Selbstbestimmung, sowie dem UN-Konzept der Schutzverantwortung 
(Responsibility to Protect /R2P). Diese Gegensätze erinnern an die Konstel-
lation vor Paris 1990 und noch mehr an die vor Helsinki 1975. Ein Ansatz 
wäre, diese Gegensätze in einem multilateralen Dialog auf OSZE-Ebene, 
einem „Paris-II-Prozess“, zu bearbeiten.22 Nach den Erfahrungen mit der 
„Charta von Paris“ und den Erwartungen, die sie erzeugt hatte, sollten fol-
gende Anforderungen an die Friedensfähigkeit einer gesamteuropäischen 
Ordnung stärker berücksichtigt werden: Die Anerkennung der Vielfalt 
historisch-kulturell bedingter kollektiver Identitäten in Europa, die für 
die Einbeziehung Russlands wie aller anderen europäischen Staaten in ein 
System kooperativer Partnerschaft und der Sicherheit gleichermaßen gilt. 
Weder die EU-Nachbarschaftspolitik noch die NATO-Erweiterungspoli-
tik, deren Ziele auf Integration und nicht auf Kooperation gerichtet sind, 
konnten und können das leisten. Deshalb muss die OSZE in ihrer Bedeu-
tung für eine gesamteuropäische Friedensordnung gestärkt werden.

22	 Vgl. Christian Nünlist in: Does international law serve as bone of contention or common denominator for current 
tensions between Russia and Europe?, https://www.gcsp.ch/News-Knowledge/News/Does-international-law-serve-
as-bone-of-contention-or-common-denominator-for-current-tensions-between-Russia-and-Europe; 22.10.18



Blicke zurück
Die NATO-Osterweiterung oder der große 

Sicherheitsbetrug an Russland 

Arne C. Seifert

Die folgenden Überlegungen stützen sich – bezogen auf ihren Fakten-
hintergrund – auf mehrere Quellen: Auf ausführliche „Erinnerungen“ 
Hans-Dietrich Genschers, BRD-Außenminister zur Zeit der 2+4-Ver-
handlungen des „Vertrags über die abschließende Regelung in Bezug auf 
Deutschland“ im Mai 1990, auf Quellen aus dem „NATIONAL SECU-
RITY ARCHIVE“ der USA vom Dezember 2017 und März 2018, auf 
russische Archive sowie einen Beschluss der Volkskammer der DDR zur 
NATO. Mein Fazit aus der Durchsicht dieser Quellen lautet:

1.	 Die Osterweiterung der NATO nachdem die Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten unter Dach und Fach war, bildet den Kern des 
„Sicherheitssyndroms“ der Russischen Föderation bis heute. 

2.	 Das Misstrauen gegenüber den hinter der Osterweiterung stehenden 
geopolitischen sowie militärischen Absichten, insbesondere der USA, 
ist zur zentralen Konstante russischer Sicherheitspolitik gegenüber den 
NATO-Mitgliedsstaaten geworden. 

3.	 Die deutsche Seite trägt heute für die Osterweiterung der NATO, 
deren gegenwärtiges militärisches Gehabe gegenüber der RF und 
Weiteres volle Mitverantwortung und somit auch für das Überwinden 
der russischen Besorgnisse. 

4.	 Bezogen auf „linke Debatten“ über die NATO-Osterweiterung ist 
zu bedenken, dass an der Spitze strategischer Ziele nicht die NATO-
Auflösung bzw. ein Austritt der Bundesrepublik aus dieser stehen sollte. 

5.	 Die NATO aufzulösen oder zu verlassen, ist in Zeiten neuer, ungebän-
digter Spannungen und Konflikte zwischen alten und neuen Mächten 
nicht nur ein unrealistisches Unterfangen. Es ist auch nicht die 
Kernfrage. Das ist vielmehr die Entwicklung neuer politischer und 
militärischer Strukturen für eine gesamteuropäische Sicherheit. 

6.	 Unter diesem Gesichtspunkt ist der Problematik NATO-Osterweite-
rung – Interessenbalance – Absichten – innere Logik immanent: Im 
Zentrum steht die Frage nach den Absichten der Staatsführungen. 

Seifert: Blicke zurück
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Ohne deren Klärung sind weder Vertrauensbildung, noch gegensei-
tige Sicherheit sowie Abrüstung möglich. 

7.	 Praktischer Einstieg in einen Klärungsprozess von Absichten könnte 
ein Vergleich der Narrative sein, welche europäische und russische 
Politik zu Grunde liegen und von denen sich die Seiten leiten 
lassen. Dazu gehört vor allem auch die kritische und selbstkritische 
Überprüfung eigener Wahrnehmungsfehler. Deutscherseits, beispiels-
weise Putins Rede im Deutschen Bundestag 20011 sowie seine 
späteren Warnungen auf der Münchner Sicherheitskonferenz 20072; 
Medwedews Initiative für einen europäischen Sicherheitsvertrag von 
20083; Neujustierung der europäischen Perzeption der Eurasischen 
Wirtschaftsunion sowie des eurasisch-europäischen Verhältnisses. 
Schließlich gehört zu einem solchen Klärungsprozess auch das 
Herausfinden verbindender Narrative. 

Historische Zusammenhänge und Kontinuität

„Für uns ist die NATO, was sie immer war, ein uns gegenüberstehender 
militärischer Block mit einer Doktrin von bestimmter Ausrichtung und 
unter Voraussetzung der Möglichkeit, den ersten nuklearen Schlag zu 
führen… Wenn man versuchen sollte, uns in Dingen, die unsere Sicher-
heit betreffen, in die Enge zu treiben, so wird dies – ich sage das ganz 
offen – eine Situation herbeiführen, in der unsere politische Flexibilität 
jäh beschränkt wird. Die Emotionen bei uns werden hochkochen, in den 
Vordergrund werden die Gespenster der Vergangenheit rücken, und die 
nationalen Komplexe, die in den tragischen Kapiteln unserer Geschichte 
wurzeln, werden wiederaufleben.“4 

1	 Putin: „Die Welt befindet sich in einer neuen Etappe ihrer Entwicklung. Wir verstehen: Ohne eine moderne, dauerhafte 
und standfeste internationale Sicherheitsarchitektur schaffen wir auf diesem Kontinent nie ein Vertrauensklima und 
ohne dieses Vertrauensklima ist kein einheitliches Großeuropa möglich.“ 

2	 Putin: „Ich denke, es ist offensichtlich, dass der Prozess der NATO-Erweiterung keinerlei Bezug zur Modernisierung der 
Allianz selbst oder zur Gewährleistung der Sicherheit in Europa hat. Im Gegenteil, das ist ein provozierender Faktor, 
der das Niveau des gegenseitigen Vertrauens senkt. Nun haben wir das Recht zu fragen: Gegen wen richtet sich diese 
Erweiterung? Und was ist aus jenen Versicherungen geworden, die uns die westlichen Partner nach dem Zerfall des War-
schauer Vertrages gegeben haben? Wo sind jetzt diese Erklärungen? An sie erinnert man sich nicht einmal mehr. Doch 
ich erlaube mir, vor diesem Auditorium daran zu erinnern, was gesagt wurde. Ich möchte ein Zitat von einem Auftritt des 
Generalsekretärs der NATO, Herrn Wörner, am 17. Mai 1990 in Brüssel bringen. Damals sagte er: ‚Schon der Fakt, dass wir 
bereit sind, die NATO-Streitkräfte nicht hinter den Grenzen der BRD zu stationieren, gibt der Sowjetunion feste Sicher-
heitsgarantien.‘ Wo sind diese Garantien?“ Internetzeitung russland.ru; http://russland.ru.

3	 Vorgestellt am 5. Juni 2008 in Berlin. Vergl. Andrei Zagorski, Der russische Vorschlag für einen Vertrag über europä-
ische Sicherheit: von der Medwedew-Initiative zum Korfu-Prozess, https://ifsh.de/file-CORE/documents/jahrbuch/09/
Zagorski-dt.pdf. 

4	 Genscher, Hans-Dietrich: Erinnerungen, Siedler Verlag, 1995, S. 775. 
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Wessen Ermahnung ist das? Putins an den Westen im Kontext der 
Ukrainekrise 2014/15 ? Falsch! Diese Ermahnungen erhob Eduard Sche-
wardnadse, damals sowjetischer Außenminister, anlässlich der Eröffnung 
der Zwei-Plus-Verhandlungen des „Vertrags über die abschließende Rege-
lung in Bezug auf Deutschland“ am 5. Mai 1990. 

Folglich standen bereits seit damals die NATO-Erweiterung nach Ost-
europa, das Verhindern militärischer Infrastruktur in der Nähe zu den 
Grenzen Russlands sowie das dortige Stationieren ständiger NATO-Trup-
pen als Misstrauensthemen auf der sicherheitspolitischen UdSSR-Priori-
tätenliste ganz oben. „Nichts ist vereinbart“, so Schewardnadse, „bevor 
nicht alle Aspekte der Regelung abgestimmt sind, bevor nicht eine voll-
ständige Interessenbalance (kursiv – A. S.) gefunden ist.“5 Schewardnadse 
drang darauf, „die deutsche Frage mit der Entwicklung neuer Strukturen 
für eine gesamteuropäische Sicherheit zu synchronisieren.“6 

NATO verschleiert Wirklichkeiten

Vor diesem historisch belegten Hintergrund sind NATO-Argumentatio-
nen7 politisch und sachlich falsch, ja unverfroren, wonach keine „amerika-
nischen und deutschen Regierungsmitarbeiter“ der sowjetischen Führung 

5	 Ebenda, S. 779 
6	 Ebenda, S. 775
7	 NATO-Informationsblatt, April 2014, Russlands Anschuldigungen – eine Richtigstellung, https://www.nato.int/nato_

static/assets/pdf/pdf_2014_04/20140523_140411-fact_sheet_Russia-ger.pdf. 
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1990 versprochen hätten, die NATO würde sich nicht auf Mittel – und 
Osteuropa ausdehnen. Außerdem, – so die zitiert NATO-Erklärung -, sei 
eine Erweiterung der NATO erst Jahre nach der deutschen Wiederver-
einigung in Betracht gezogen worden. „Zu dem Zeitpunkt, an dem die 
Versprechen Russland zufolge gegeben wurden, stand dieses Thema noch 
gar nicht zur Debatte.“ Nachdem westliche und russische Archive geöffnet 
wurden, zeichnet sich ein anderes Bild ab, welches im Folgenden archivge-
stützt dargestellt wird. 

„Das NATIONAL SECURITY ARCHIVE der USA hat Dokumente 
veröffentlicht, die belegen, dass auch selbst noch Präsident Boris Jelzin 
zunächst in dem Glauben gelassen wurde, eine Osterweiterung der NATO 
sei nicht geplant.“8 Jelzin drückte am 15. September 1993 in einem an US-
Präsident Clinton gerichteten Brief sein „Unbehagen“ über die Diskussion 
aus, die über eine „quantitative Erweiterung“ (der NATO) geführt werde, 
und forderte stattdessen „ein paneuropäisches Sicherheitssystem.“9 

„Im Januar 1994 versicherte US-Präsident Clinton Jelzin in Moskau, 
es gehe ‚zunächst nur um die Partnerschaft für den Frieden. […] Auf sei-
nem weiteren Weg hielt Clinton sodann in Prag eine ‚Nicht ob, sondern 
wann‘- Rede.“ Freigegebene Notizen von den Gesprächen Clintons in 
Prag mit führenden Politikern aus Tschechien, Polen, Ungarn und der 
Slowakei belegen, dass aus „der Partnerschaft für den Frieden die NATO-
Mitgliedschaft erwachsen“ sollte.“10 US-Aufzeichnungen halten von 
einem Treffen zwischen Jelzin und Clinton im Mai 1995 anlässlich des 
50. Jahrestags des Sieges über Hitler-Deutschland im Zweiten Weltkrieg 
in Moskau fest, dass Clinton von Jelzin Zustimmung zu „einer allmäh-
lich fortschreitenden, angemessenen Erweiterung der NATO“ erwartete: 
„Wir haben Ihnen (Jelzin – A. S.) bereits zugesichert, dass wir die Erwei-
terung verlangsamen werden. Wenn Sie uns auffordern sollten, damit 
ganz aufzuhören, müssen wir das zurückweisen.“11 

8	 Svetlana Savranskaya und Tom Blanton: Die NATO-Osterweiterung: Was Jelzin zu hören bekam, NATIONAL SECURITY 
ARCHIVE, 16.03.18, S. 1/14, in: LUFTPOST, Friedenspolitische Mitteilungen aus der US-Militärregion Kaiserslautern/
Ramstein, LP 043/18 – 11.04.18, VISDP: Wolfgang Jung, Assenmacherstr. 28, 67659 Kaiserslautern, https://nsarchive.gwu.
edu/briefing-book/russia-programs/2018-03-16/nato-expansionwhat-yeltsin-heard. Von Svetlana Savranskaya and Tom 
Blanton liegt bei LUFTPOST weiter vor: NATO Expansion: What Gorbachev Heard, Declassified documents show security 
assurances against NATO expansion to Soviet leaders from Baker, Bush, Genscher, Kohl, Gates, Mitterrand, Thatcher, 
Hurd, Major, and Woerner, Slavic Studies Panel Addresses “Who Promised What to Whom on NATO Expansion?”, https://
nsarchive.gwu.edu/briefing-book/russia-programs/2017-12-12/nato-expansionwhat-gorbachev-heard-western-leaders-
early#.WjAX9r_XxYI.twitter.

9	 Ebenda, S. 2/14.
10	 Ebenda.
11	 Ebenda S. 4/14. 
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Aus russischen Dokumenten geht hervor, dass damals das gesamte 
politische Spektrum Russlands die Osterweiterung der NATO ablehnte.12 
Dokumente, welche Jewgeni Primakow13 1997 der Duma vorlegte, bele-
gen, dass Moskau der Beendigung des Kalten Krieges und dem Verbleib 
des 1990 vereinten Deutschlands in der NATO nur unter der Bedingung 
zugestimmt hat, dass die damalige UdSSR bzw. deren Nachfolger, die RF, 
in die zu bildenden europäischen Sicherheitsstrukturen einbezogen wür-
den. Auch die von der NATO in einem „Fact Sheet“ vom Februar 201814 
vorgetragene Feststellung Gorbatschows, die NATO-Frage habe in den 2 
+ 4-Verhandlungen keine Rolle gespielt, erweist sich als verfälschend ver-
kürzt. Das „Fact Sheet“ unterschlägt Gorbatschows nachfolgende Bemer-
kungen: “Die Entscheidung der USA und ihrer Alliierten, die NATO 
nach Osten auszuweiten, fiel definitiv 1993. Ich nannte das von vornhe-
rein einen großen Fehler. Sie verletzte definitiv die Erklärungen und Ver-
sicherungen an uns 1990. Auf Deutschland bezogen waren sie gesetzlich 
verankert und einzuhalten.“15

In diesem historischen Kontext ist die Positionierung der damals frei 
gewählten DDR-Volkskammer zur NATO-Osterweiterung hervorzuhe-
ben. Am 12. April 1990 vereinbarten die in der Volkskammer vertretenen 
Parteien CDU, DSU, Demokratischer Aufbruch, Bund Freier Demokraten 
und SPD in Abschnitt 3.2 der Grundsätze ihrer Koalitionsvereinbarung:

„Es ist Aufgabe der Regierung der DDR, dafür einzutreten, den Pro-
zeß der Ablösung der Militärbündnisse durch ein gesamteuropäisches 
Sicherheitssystem zu fördern. Es ist davon auszugehen, daß das vereinigte 
Deutschland für eine Übergangszeit bis zur Schaffung eines gesamteuro-
päischen Sicherheitssystems Mitglied der sich in ihren militärischen Funk-
tionen verändernden NATO sein wird. Die NATO-Mitgliedschaft eines 
vereinten Deutschlands ist den osteuropäischen Staaten nur zumutbar, 
wenn damit sicher das Aufgeben bisher gültiger NATO-Strategien, wie 
Vorneverteidigung, Flexible Response und nuklearer Ersteinsatz, verbun-
den sind.“ (Abschnitt 3.2.) 16

Bonn hatte die Wende in der DDR gewollt, aber nicht die friedenspo-
litischen Wünsche ihrer Reformer. Auch nicht die der sowjetischen Füh-
rung. Dabei bargen gerade diese einen hohen Vertrauensvorschuss nicht 

12	 Ebenda S. 2/14.
13	 Jewgeni Primakow, 1997 Außenminister der Russischen Föderation. 
14	 https://www.nato.int/cps/en/natohq/115204.htm
15	 Svetlana Savranskaya und Tom Blanton, a. a. O., S. 8/14
16https://deutsche-einheit-1990.de/wp-content/uploads/BArch-DA1-19101.pdf., S. 6/7.
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nur an die Bundesregierung, sondern auch an die transatlantische Allianz 
und die USA in sich. 1989/90 waren Gorbatschow und die sowjetische 
Führung dabei, aus der vorherrschenden Dominanz einer weltpoliti-
schen Abschreckungskonstellation auszusteigen. Sie verließen sich darauf, 
dass sich mit der Regelung der „Deutschen Frage“ organisch der Weg in 
eine verbriefte, auf Interessenbalance beruhende europäische und trans-
atlantische Ordnung gemeinsamer Sicherheit und nachhaltigen Friedens 
erschließen würde. Hohe Erwartungen setzte Gorbatschow insbesondere 
in ein vereintes Deutschland als starker Friedensmacht und kooperativer 
West-Ost-Katalysator im Herzen Europas. 

Auch Genscher hebt in seinen „Erinnerungen“ an 2+4 immer wieder 
hervor, dass er sich vehement dafür einsetzte, den UdSSR-Sicherheitsbe-
dürfnissen gebührend entgegen zu kommen. Das war glaubwürdig vor 
dem Hintergrund der damaligen Absicht Bonns, sich von äußeren Sou-
veränitätsfesseln zu befreien, die einem mächtigeren deutschen Staat 
international hinderlich sein könnten. Dafür brauchte es das Placet der 
sowjetischen Führung und bekam es. 

Schewardnadses Hervorheben einer gesamteuropäischen Interessenba-
lance17 gleicht im Lichte des heutigen Konflikts mit der russischen Führung 
um die Ukraineproblematik einer Vorahnung: Die europäische Gewich-
teverschiebung nach der deutschen Vereinigung und die Selbstauflösung 
des Warschauer Vertrags könnte in Unwucht zuungunsten Russlands und 
zugunsten der USA umschlagen. Was sich bewahrheitete. Insofern hat 
Schewardnadse mit seiner Warnung 1990 das vorausgedacht, was sich 
heute, 28 Jahre nach 2+4, im Ukrainekonflikt, der militärischen Besitz-
nahme Osteuropas bis dicht an die Grenzen Russlands sowie kaukasischen 
Anschlussmanövern durch eine USA gesteuerte NATO materialisiert. 

Putin hat im Kontext des Ukrainekonflikts nicht nur auf diese Realitä-
ten reagiert. Er hat auch begriffen, wie sehr sich die frühere UdSSR-Füh-
rung unter Gorbatschow mit ihrem Vertrauensvorschuss an Deutschland, 
ja den Westen, verrechnet hatte. Dass sich Gorbatschow mit Putin im 
Kontext der Problematik Ukraine/NATO solidarisierte, ist nicht nur 
ein spätes Eingeständnis eigener Irrtümer. Es verdeutlicht auch die Tiefe 
von Vertrauensverlust und sicherheitspolitischer Fehlentwicklungen. Zu 
den russischen Irrtümern gehörte auch die Erwartung, jene von alliier-
ten Fesseln emanzipierte, vereinte „mächtigere“ europäische Zentralmacht 

17	 Ebenda, S. 1
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Deutschland würde die USA nicht dabei gewähren lassen, den europäi-
schen Raum und die EU mittels NATO mit ihrem hegemonialen mili-
tärpolitischen Spaltpilz zu infizieren. Schlimmer noch: Die Ausweitung 
des Vertrags- und militärischen Operationsraums der NATO kann als 
Ursprung einer Situation gelten, welche uns, wie General a. D. Harald 
Kujat befürchtet, „bei fortgesetzter Eskalation ähnlich 1914 wie Schlaf-
wandler in einen militärischen Konflikt taumeln könnte.“18 

18	 https://rotary.de/gesellschaft/schlafwandler-wie-1914-a-12442.html. General a. D. Harald Kujat (RC Kyritz) war von 2000 
bis 2002 Generalinspekteur der Bundeswehr und von 2002 bis 2005 Vorsitzender des NATO-Militärausschusses. 



Russland und die europäische Sicherheitsordnung 
Ursachen und Perspektiven für die gegenwärtigen Krise

Vladislav Belov

Wichtige Entwicklungen für die gegenwärtige sicherheitspolitische Situ-
ation in Europa waren die Vereinigung Deutschlands sowie die Erwei-
terungsprozesse der NATO und der Europäischen Union in den 1990er 
Jahren Obwohl die Vereinigung der beiden deutschen Staaten in einem 
völkerrechtlichen Feld erfolgte – im Unterschied zum Zerfall der Sow-
jetunion – , versäumten die Teilnehmer dieses historischen Ereignis alle 
sicherheitspolitischen Aspekte, die damit verbundenen waren, auf die 
Tagesordnung zu setzen. Dazu gehörte in erster Linie das grundlegende 
Problem der künftigen NATO-Osterweiterung, das geopolitische Risiken 
für die künftige europäische Friedensordnung in sich barg. Die wichtigs-
ten Akteure waren damit zufrieden, dass ein „neues Deutschland“ Mitglied 
von Nordatlantischen Allianz und Europäischen Gemeinschaft bleibt und 
dass kein „deutsches Europa“ entsteht.

Mitte der 1990er Jahre führte Russland unterschiedliche Verhand-
lungen mit der NATO bezüglich gegenseitiger Vertrauens- und Ver-
ständigungsmechanismen. Für die NATO gehörte zu Prioritäten einer 
möglichen Kooperation, dass Russland kein Vetorecht hinsichtlich neuer 
NATO-Mitglieder bekommt. Für Russische Föderation war wiederum 
daran interessiert, dass ihre Sicherheitsinteressen, vor allem die Nichtan-
näherung der Allianz an die russischen Grenzen, berücksichtigt werden. 
Man vereinbarte zahlreiche Dokumente und schuf Gremien zur Gestal-
tung der gegenseitige.1. Im Jahre 2002 wurde der Russland-NATO-Beirat 
gegründet. Aber Moskau erreichte – im Unterschied zur NATO – nicht 
seine Ziele: Es kam zur NATO-Osterweiterung und die russischen Sicher-
heitsinteressen wurden nicht berücksichtigt.2

Schon in 1990er und dann in den 2000 Jahren kam es seitens „des 
Westen“, konkret der NATO zu zahlreichen völkerrechtlichen Verletzun-
gen. Hier sei an Jugoslawien, den Irak und Libyen und später in Georgien, 
Ukraine, Syrien erinnert. Das Völkerrecht wurde unterminiert. EU hat 

1	 https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_25468.htm?selectedLocale=de
2	 Die NATO hat Militärkontingente in drei postsowjetischen baltischen Ländern (dazu Polen US-Militärkontingente auf 

seinem Territorium) eingesetzt. So kam die NATO unmittelbar an Russlands Grenzen.

Belov: Russland und die europä-
ische Sicherheitsordnung
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später sogar eine neue Sprache erfunden: Man spricht bezüglich russischer 
Politik von „den international anerkannten Normen und Regeln“, ohne 
zu präzisieren wer und was unter „international“ zu verstehen ist. Aber 
man spricht nicht von Völkerrecht.3

Negativ auf die Haltung Russlands zum Westen wirkte sich auch 
aus, dass die EU versuchte, dem russischen Partner ihre normative Poli-
tik aufzudrücken. Während Russland in 1990er und den 2000er Jahren 
versuchte, Verhandlungen auf einer gleichberechtigten Basis zu führen 
und die Positionen zu harmonisieren, nahm die Europäische Union die 
Position des Stärkeren ein und belehrte Russland. Es war keine Rede von 
Gleichberechtigung. Das gehörte auch zu den Gründen für das Scheitern 
der späteren Modernisierungspartnerschaft. 

Das Misstrauen vertiefte sich

Zu einem wichtigen Missverständnis kam es im Zusammenhang mit der 
bekannten Rede von Wladimir Putin auf der Münchener Sicherheitskon-
ferenz im Jahre 2007. Putin sprach vom Recht Russlands, seine eigenen 
sicherheitspolitischen Interessen in der Welt zu vertreten. Der Westen hat 
diese Rede als eine aggressive Botschaft, ja als Bedrohung wahrgenom-
men. Der nächste negative Schritt war aus russischer Sicht der Bukarester 
NATO-Gipfel vom April 2008. Dort beschloss man, dass Georgien und 
die Ukraine NATO-Mitglieder werden können. Anfang Sommer 2008 
schlug Dmitry Medwedew, damals der „liberale Hoffnungsträger Westens 
der westlichen Allianz das Konzept der einheitlichen und nicht teilba-
ren europäischen Sicherheit vor. Dieses vernünftige und zeitnahe Ange-
bot wurde abgelehnt. Anfang August kam es zum russisch-georgischen 
Konflikt – das war die erste Schwalbe, die von der nicht funktionierende, 
eigentlich nichtexistierenden gesamteuropäischer Sicherheitsordnung 
zeugte. Ein Positivum war hier, dass der Russland-F-NATO Beirat nicht 
seine Arbeit unterbrach. 

Es sollte hier erwähnt werden, dass im Laufe von zwei Jahrzehnten 
Russland konsequent versucht hat, eine neue europäische Architektur 
aufzubauen, indem es sein eigenes militärisches Potential an der west-
lichen Grenze stark reduziert hat und sich bemühte , die alleuropäi-
schen Sicherheitsinstitute, in erster Linie die OSZE, zu stärken und 

3	 http://russiancouncil.ru/analytics-and-comments/comments/evropeyskaya-bezopasnost-sotrudnichestvo-ili-konfronta-
tsiya).
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entsprechende vertraglich-rechtliche Regime zu erreichen.4 Aber dann 
kamen die Ereignisse in der Ukraine im Februar 2014: der verfassungs-
widrige Machtwechsel in Kiew, der vom Westen anerkannt wurde, und 
das verfassungskorrekte Referendum auf der Krim mit der Folge des 
Überganges der autonomen Republik und der Stadt Sewastopol von 
ukrainischer Rechtsstaatlichkeit in die russländische. Dies wurde vom 
Westen aus völkerrechtlichen Gründen nicht anerkannt und als Anne-
xion bezeichnet. Im Donbass kam es zudem zu einem tiefen innerukra-
inischen Konflikt, für den Kiew und der Westen Russland zu Unrecht 
verantwortlich gemacht haben.

Im Frühling 2014 startete eine neue Epoche in den sicherheitspolitischen 
Beziehungen zwischen Russland und dem Westen, in erster Linie mit der 
EU und den USA. Diese Epoche ist durch tiefe sicherheitspolitische Krise 
charakterisiert. 

Die Folgen der Krise

Die (west)europäischen Staaten haben es seit 1992 nicht geschafft, ein unge-
teiltes, ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem in Europa mit Russland zu 
schaffen. Seit 2014 wird klar, dass jetzt die europäische Sicherheit auf der 
NATO als wichtigster Säule unter Dominanz der USA basiert. Die europäi-
sche Sicherheitsordnung wird weiter hauptsächlich von den USA bestimmt, 
die mit Russland in einen sehr harten Konflikt eingetreten sind.

Eine neue, klare sicherheitspolitische Grenzlinie läuft entlang der 
russischen Westgrenze. Das Sicherheitssystem ist asymmetrisch und 
nicht ausbalanciert. Zur Erinnerung: Der russische Militärhaushalt ist 
auf dem Niveau vom Großbritannien, er ist 15 Mal kleiner als der Mili-
tärhaushalt der NATO-Staaten insgesamt. Bis zur ukrainischen Krise 
war die Situation nicht so kritisch. Aber jetzt sind ernsthafte Risiken 
entstanden.5 

Der Konflikt hat einen dynamischen Charakter. Er ist durch neue 
Momente bestimmt, die unter dem Begriff der hybriden Kriege zu fas-
sen sind. Dazu gehören moralische Nichtakzeptanz, wirtschaftspoliti-
sche Einschränkungen, informationeller und psychologischer Kampf, 
Cyberattacken, die Nutzung von modernsten Technologien wie Soziale 

4	 https://carnegie.ru/2018/02/26/ru-pub-75620
5	 http://russiancouncil.ru/analytics-and-comments/analytics/formula-evroatlanticheskoy-bezopasnosti-stabilnoe-sderzhi-

vanie-i-ego-alternativy/ 
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Netze. Die Alles haben wir bei völligem Fehlen von Vertrauen zwischen 
Russland und „dem kollektiven Westen“. Das ist heute das Hauptpro-
blem der europäischen Sicherheit. In dieser Hinsicht sind die russisch-
amerikanischen Beziehungen in den Vordergrund der europäischen 
sicherheitspolitischen Fragen getreten. Dies wird jetzt noch zugespitzt: 
Die USA wollen den INF-Vertrag verlassen6 und sie wollen den START 
III-Vertag 2021 nicht verlängern. Die Gefahr, dass die EU-Länder in die 
Risikozone der neuen Mittelstreckraketenstationierung in Europa kom-
men, ähnlich der Situation in den 1980er Jahre, könnte bald Realität 
werden. Russland ist bereit, auf den US-amerikanischen Beschluss mit 
Gegenmaßnahmen zu antworten, was wiederum eine Gefahr sowohl 
für Europa als auch für USA darstellen würde.7 Das Schlimmste für alle 
wäre, dass die Vorhersagbarkeit im Handeln der beiden Supermächte und 
die noch vorhandene Stabilität verschwinden würden.

Schon jetzt sind die Risiken der eventuellen Unfälle während Militär-
manöver, seien es russische oder NATO-Manöver, enorm hoch. In dieser 

6	 Der russische Militäranalyst Pavel Felgenhauer weist auf den chinesischen Faktor in der INF-Problematik hin. Russland 
und die USA hätten zwar vom Vertrag betroffenen Raketen nicht mehr – aber China: 90 Prozent der chinesischen 
Raketen fallen unter die INF-Kategorie. Wenn China dem Vertrag beitreten, müssten sie 90 Prozent ihrer Raketen zerstö-
ren, das werden sie nicht tun. (https://www.dw.com/de/russischer-militäranalyst-jetzt-haben-wir-einen-neuen-kalten-
krieg/a-46005098

7	 Präsident Wladimir Putin hat die USA vor einem neuen Wettrüsten gewarnt. Die US-Regierung würde eine „extrem 
gefährliche Situation“ heraufbeschwören, wenn sie sich wie angekündigt aus dem INF-Abrüstungsvertrag zurück-
ziehe und sich einer Verlängerung des New-START-Abkommens verweigere. W. Putin: „Das einzige, was uns dann 
noch bliebe, ist ein Rüstungswettlauf.“ (https://www.dw.com/de/russlands-präsident-putin-warnt-usa-vor-neuem-
wettrüsten/a-46032949)
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Hinsicht betrachtete Russland die jüngsten NATO-Militärübungen „Tri-
dent Juncture 18“ in Norwegen als einen provokativen Schritt. An diesem 
seit Ende des Kalten Krieges größten Manöver nahmen rund 50.000Sol-
daten aus 31 Ländern teil (Neben 29 NATO-Mitgliedstaaten auch Schwe-
den und Finnland). Aus Deutschland waren in Norwegen etwa 8.000 
Soldaten beteiligt. Simuliert wurde der Angriff auf einen Verbündeten 
und die Aktivierung der Beistandsklausel nach Artikel 5 des Nordatlantik-
vertrages. Die fünf Staaten mit den größten Kontingenten waren die USA, 
Deutschland, Norwegen, Großbritannien und Schweden. Der LINKEN-
Politiker Dietmar Bartsch charakterisierte treffend dieses Manöver mit fol-
genden Worten: „Es sei aberwitzig, gefährlich und provokant gegenüber 
Russland, im gegenwärtigen Klima das größte NATO-Manöver seit 30 
Jahren in Norwegen zu starten“.8

OSZE an den politischen Rand gedrängt

Ein wichtiges Problem für die europäische Sicherheit stellt die Abwer-
tung der OSZE als der gesamteuropäischen Institution dar. Dies verlief 
parallel zur Aufwertung der NATO, die letztlich die OSZE als führen-
des gesamteuropäisches Sicherheitsinstitut ersetzt hat.9 Die ukrainische 
Krise aktualisierte die Rolle der OSZE. Die Organisation wurde zum 
einzigen Konfliktvermittlungsinstrument, wobei zugleich ihre Grenzen 
offensichtlich wurden.

Die Beziehungen von Russland mit der EU sind anders, ja sogar bes-
ser als mit den USA. Aber sie sind auch mit vielen Dingen belastet: Seit 
Frühling 2014 sind sie auf der höchsten politischen Ebene eingefroren. 
Russland und die EU haben sich gegenseitig sanktioniert. Der Kreml ist 
besorgt, ein Teil von „Big Europe“ zu werden. EU hat im Unterschied 
zu anderen postsowjetischen Staaten Vorbehalte, Russland zu integrie-
ren. Diese Situation wird von einer kleinen, aber sehr aggressiven anti-
russischen Ländergruppe in der EU, mit Polen an der Spitze, negativ 
beeinflusst. Russland wird von dieser Gruppe beschuldigt, die EU zu 
schwächen oder gar zu spalten. 

Die EU verstärkt ihr militärisches Instrumentarium. Es geht darum, 
dass die europäische EU-Sicherheits- und Verteidigungspolitik gern eine 
„strategische Autonomie“ erzielen möchte. . Hier soll die im Dezember 

8	 https://www.dw.com/de/großes-nato-manöver-in-norwegen-hat-begonnen/a-46048949
9	 https://carnegie.ru/2018/02/26/ru-pub-75620
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2017 gestartete PESCO (mit 25 Staaten) eine Schlüsselrolle spielen.10 Das 
Zusammenwirken von EU und NATO wird unter Hinweis auf die die von 
Russland ausgehenden „Hybriden Herausforderungen“ aufgebaut. Das 
berührt wenigstens drei von sieben strategischen Prioritäten in der Zusam-
menarbeit von EU und NATO an, die in ihrer Gemeinsamen Deklaration 
von 2016 fixiert sind. Die übrigen Projekte im Rahmen der gemeinsamen 
EU-NATO-Initiativen haben auch einen klaren antirussischen Charakter.11

Europäische Sicherheitsrisiken

Ein großes Konfliktpotential für europäische Sicherheit hat der innerukra-
inische Konflikt im Donbass (Ostukraine). Das Normandieformat steckt 
zurzeit in einer Sackgasse. Kiew ist am Fortschritt des Minsker Abkommen 
nicht interessiert. Weder Berlin, noch Paris haben eine Einflussmöglich-
keit auf die ukrainische Führung, die bis 2019 mit den Präsidenten- und 
Parlamentswahlen sich beschäftigen wird. USA werden in der absehbaren 
Perspektive nichts für die Konfliktlösung unternehmen, im Gegenteil! Die 
Waffenlieferungen spitze die Lage zu. 

Die europäischen Sicherheitsrisiken sind auch mit gefrorenen Kon-
flikten in Berg Karabach, Transnistrien, Abchasien und Südossetien ver-
bunden. Die „östliche Partnerschaft“ ist aus russischer Sicht nicht ohne 
sicherheitspolitische Aspekte. Die EU stellt deren Mitglieder vor die stra-
tegische Alternative: Entweder mit der EU („helle Zukunft“) oder mit 
Russland („dunkle Vergangenheit“). Eigentlich war solcher Zugzwang 
eine der Ursachen für die Ereignisse in Kiew im Februar 2014.

Die US-amerikanischen Sanktionen gegen Russland sind anderer 
Natur als die europäischen – im Vordergrund stehen die geopolitischen 
Interessen der USA. Sie sind nicht an der Rückkehr Russlands in den 
völkerrechtlichen Raum – was die EU als Hauptziel ihrer Sanktionen hat 
– interessiert. Aus der Sicht des Kremls besteht deren wichtigstes Ziel in 
der Einflussnahme auf das politische System Russlands, um dieses zu zer-
stören und einen Machtwechsel herbei zu führen. Dazu kommen in der 

10	 Hier sind nur folgende Aufgaben zu erwähnen: Koordinierung der Rüstungsproduktion und – ankäufe, Regelung von 
existierenden Problemen, darunter auch durch die Benutzung der gemeinsamen taktischen Kampfgruppen; Schaffung 
der operativen kampfbereiten Einsatzkräften. Es wird geplant, die Bedingungen für die Umgruppierung der Kräfte und 
Mittel im gesamten EU-Raum in einer Art von «Militär Schengen» zu verbessern. Es wird auch die / Gründung eines 
Europäischen Verteidigungsfonds geplant (jährliche Finanzierung (ab 2020) 5 Mrd. Euro). Ziel ist die „Optimierung“ der 
Militär-Industrie Komplexe der EU-Länder.

11	 Es geht darum, dass die NATO Zugang zum EU-Militärpotential bekommt. 
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russisch-amerikanische geopolitische Konfrontation unterschiedlicher 
Wertevorstellungen wie zum Beispiel in solchen Fragen wie Familie, Reli-
gion oder Rechtsstaatlichkeit.

Quo vadis europäische Sicherheitsordnung?

Das sicherheitspolitische Instrumentarium aus den Zeiten des Kalten 
Krieges ist veraltet und funktioniert nicht mehr. Man sollte gemeinsam 
nach den neuen Methoden und Wegen für die effiziente Lösung der euro-
päischen Sicherheitsfragen suchen. Zu einer Hauptaufgabe gehört die 
Prävention der direkten militärischen Konfrontation zwischen Russland 
und der NATO. Die technischen Maßnahmen reichen hier nicht aus – sie 
können vor einer eventuellen politischen Eskalation nicht schützen. Es 
sind dringend Anstrengungen erforderlich, um die militärischen Potenti-
ale von Russland und NATO entlang der erwähnten Trennlinie in Europa 
zu begrenzen.12

Man sollte nach den Wegen der Zusammenarbeit in Bereichen suchen, 
in denen sich die Interessen Russlands und des Westens teilweise über-
schneiden. Zu Beispiel gibt es bestimmte Voraussetzungen für politisches 
Zusammenwirken bei der Wiederherstellung der Infrastruktur in Syrien. 
Man könnte für einen stabilen Waffenstillstand in Donbass sorgen. Es 
wäre möglich, nach den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in der 
Ukraine 2018–2019 die Intensität des innenukrainischen Konflikts unter 
Berücksichtigung von Elementen des Minsker Abkommens zu reduzieren. 
Bestimmte russisch-europäische Kooperationsmöglichkeiten im Konflikt-
management bestehen im Berg Karabach und Transnistrien. Russland und 
EU sollten den Arktisrat und den Rat der Barents / Euro-Arktis-Region 
von der politischen Konfrontation fernhalten.

Schlussfolgerungen

Die Wiederherstellung der sicherheitspolitischen Partnerschaft zwischen 
Russland und den westlichen Ländern ist auf absehbare Zeit nicht rea-
listisch. Dafür gibt es keine „kritische Masse“ an gemeinsamen Zielen, 

12	 Sowohl die USA als auch Russland bereiten sich darauf vor, ihr militärischer Präsenz in der Region weiter zu verstärken: 
einerseits durch den Einsatz von US-Raketenabwehrtruppen in Polen und Rumänien und, andererseits durch den Einsatz 
der russischen Iskander Raketenabwehrsysteme im Kaliningrader Gebiet. 
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Interessen und Werten. Man kann nur über den Abbau von Spannun-
gen und die Stabilisierung der Konfrontation zwischen dem Westen und 
Russland sprechen. Das Abschreckungsparadigma wird langfristig die 
russisch-westlichen Beziehungen bestimmen. Dabei haben beide Seiten 
ein pragmatisches Interesse an der Stabilisierung dieser Abschreckung. 
In absehbarer Zeit hat es keinen Sinn, auf die Bildung einer euro-atlan-
tischen Sicherheitszone in dem Raum von Vancouver bis Wladiwostok 
oder innerhalb eines Europas von Lissabon bis Wladiwostok zu hoffen. 
Es ist notwendig, eine neue Grundlage für die europäische Sicherheit zu 
schaffen – unter Berücksichtigung des nachhaltigen Gleichgewichtes bei 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung erheblicher Unterschiede zwischen der 
Russischen Föderation und der EU / NATO. Dabei sollte eine Gleich-
gewichtssituation auf einvernehmlich festgelegten Regeln des politischen 
Verhaltens im Rahmen des globalen Systems basieren und nicht nur die 
EU und die USA, sondern auch China einschließen. 

Die Beziehungen zwischen den USA und Russland, die bereits heute 
von einer starken Konfrontation gekennzeichnet sind, werden sich min-
destens fünf bis sieben Jahre lang weiter verschlechtern. Noch mehr: in 
zehn bis 15 Jahren wird die Situation im globalen Sicherheitssystem haupt-
sächlich durch das Verhältnis zwischen den USA und China bestimmt 
sein und damit werden auch die Sicherheitsfragen in Europa von diesen 
Beziehungen maßgeblich beeinflusst werden. 



Aufkündigung des INF-Vertrags als Herausforderung 
für die Sicherheit des Mittel- und Osteuropas 

Krzysztof Malinowski

Der sowjetisch-amerikanischer Vertrag (INF-Vertrag, Intermediate-Range 
Nuclear Forces) aus dem Jahre 1987 verbietet die Entwicklung von land-
gestützten nuklearen Marschflugkörpern sowie Kurz- und Mittelstre-
ckenraketen zwischen 500 km und 5 500 km Reichweite. Er beendete 
die Kontoverse über die Nachrüstung der NATO im Bereich der Mittel-
streckenwaffen und eröffnete damals den Weg zur Beendigung des Kalten 
Krieges. Die Bedeutung dieser Mittelstreckenraketen lag darin begründet, 
dass sie der Sowjetunion ermöglichten, ein nukleares Erpressungspoten-
zial aufzubauen, welches die nukleare Abschreckung der NATO unter-
laufen sollte.1 Die Ankündigung des US-Präsidenten Trump, den Vertrag 
zur Eliminierung aller Mittelstreckenraketen (INF-Vertrag) zu verlassen, 
hängt mit dessen mutmaßlichen Verletzung durch Russland zusammen. 
Auch von der NATO wird Russland schon seit langem der Vertragsbruch 
vorgeworfen. Die 29 NATO-Mitgliedstaaten waren im Schlusskommuni-
qué des Gipfels in Brüssel vom Juli 2018 sich darüber einig, dass Russland 
den INF-Vertrag seit Jahren verletzt, indem es einen Marschflugkörper 
instandgesetzt hat, den die NATO SSC-8 nennt. Russland seinerseits 
beschuldigt die Vereinigten Staaten, gegen den Vertrag durch die Statio-
nierung von Abschusseinrichtungen des Typs MK41 in Rumänien zu ver-
stoßen. Die NATO und die Vereinigten Staaten versichern jedoch, dass 
diese Installationen keine Angriffswaffen sind, sondern sie dazu bestimmt 
seien, iranische Raketen abzufangen. 

Die Konsequenzen einer eventuellen Eskalation durch diese Vertrags-
kündigung werden heute insbesondere Mittel- und Osteuropa, aber auch 
Deutschland, zu spüren bekommen. Sie sollten sich dieser Herausforde-
rung bewusst werden, an die Vertragseinhaltung appellieren und gleichzei-
tig die Notwendigkeit des Dialogs mit Russlands zu betonen. Dabei sollte 
auf die Option der militärischen Verstärkung, so wie sie auf dem NATO-
Gipfel in Warschau im Juli 2016 festgelegt wurde, nicht von vornherein 
verzichtet werden. 

1	 Krause, Joachim: Deutschlands Sicherheit und der INF Vertrag, ISPK Policy Brief, Nr. 6, Oktober 2018, S. 3.

Malinowski: Aufkündigung des 
INF-Vertrags als Herausforderung 
für die Sicherheit
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Die mittel- und osteuropäischen Staaten 
und ihre Sicherheitsinteressen 

Trotz zahlreicher historischer Ähnlichkeiten und auch zu gewissem Grade 
deckungsgleichen Interessenlagen im Rahmen der Europäischen Union, 
wo zum Beispiel die Visegrad-Gruppe (V4) eine gemeinsame ablehnende 
Position in Frage der Verteilung der Flüchtlinge entwickelte, scheint die 
mittel- und osteuropäische Region in der sicherheitspolitischen Hinsicht 
gegenwärtig eher heterogen zu wirken. Differenzierte Bedrohungswahr-
nehmungen treten selbst innerhalb der V4 auf. Während Polen, die balti-
schen Staaten und Rumänien, prononcierte Transatlantiker, sehr stark auf 
Russland fokussiert sind, teilen andere Partner, wie insbesondere Ungarn 
dies nicht. Budapest schätzt die Bedrohung durch Russland nicht so hoch 
ein und zeigt immer öfters abweichende Positionen, wie z. B. bei der Annä-
herung der Ukraine an die NATO. Zwar kooperieren alle diese Länder seit 
zwei Jahren in einem regionalen Format, der „Bukarester Neun“ (B9), das 
die NATO-Mitgliedstaaten an der sog. Ostflanke gruppiert, aber sie sind 
an der weiteren militärischen Verstärkung der NATO in einer ungleichen 
Masse interessiert.2 Gerade Polen, Rumänien und die baltischen Länder 
werden in der NATO vornehmlich als eine Gruppe von Staaten wahrge-
nommen, die an die kollektive Verteidigung orientiert sind und die die 

2	 Terlikowski, Marcin, et al.: The Bucharest 9. Delivering on the Promise to Become the Voice of the Eastern Flank, 08 June 
2018, PISM Policy Paper, Nr. 4 (164), S. 1.
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engen Beziehungen mit den USA pflegen wollen.3 Diese Gruppe von Staa-
ten hat sich mit ihren spezifischen Sichtweisen in der NATO immer mehr 
einzubringen versucht. Demonstrierte Polen auf dem Gipfel in Bukarest 
im Jahre 2008 seine Unterstützung für die Einführung des Membership-
Action-Plans als erste Stufe für die Öffnung der NATO für Georgien und 
die Ukraine noch erfolglos, konnte es sich dagegen auf den Gipfeln in 
Wales (2014) und Warschau (2016) gemeinsam mit anderen interessierten 
Partnern aus Ost- und Mittel-Europa mit der Durchsetzung des Postu-
lats der Militärpräsenz der NATO in der Region auf Rotationsbasis einen 
Erfolg verbuchen. 

Deutschland und Sicherheit des Mittel- und Osteuropas 

Dass sich der Kurs in Richtung Stärkung der kollektiven Verteidigung 
in der NATO nach der Annexion der Krim durchsetzte, hing nicht nur 
mit der Reorientierung der US-Politik, sondern auch mit der Bewegung 
in der deutschen Sicherheitspolitik zusammen. Während der NATO-
Gipfel in Newport und Warschau befürwortete Deutschland eine Stär-
kung der NATO-Ostflanke. Damit ist Berlin den genuinen Interessen 
der mittel- und osteuropäischen Staaten entgegengekommen. Die Bun-
deswehr leistet einen wichtigen Beitrag zur kollektiven Verteidigung im 
Rahmen der sog. Speerspitze der NATO (2015, 2019), der Luftraum-
überwachung im Baltikum (Air Policing) und der „Enhanced Forward 
Presence“ in Litauen.4 

Zudem positionierte sich Berlin als Anwalt kleinerer und mittlerer 
Staaten wie Tschechien, Litauen oder Rumänien.5 Diese verknüpfen ihre 
Streitkräfte auf der Grundlage des Rahmennationenkonzeptes immer 
enger mit der Bundeswehr und sind bereit, eine langfristige Kooperation 
zu realisieren. Diese Umorientierung war umso leichter, als die Heraus-
forderungen infolge des Konflikts in der Ukraine überregional geworden 
sind, d. h. sie betreffen nicht nur Mittel- und Osteuropa. Sie betreffen 
auch Deutschland als eine europäische Zentralmacht und als ein Bin-
deglied zwischen dem transatlantischen Verbund und der europäischen 

3	 Ganser, Helmut W., Lapins ,Wulf, Puhl, Detlef: Was bleibt vom Westen? Wohin geht die NATO?, Februar 2018, Internatio-
nale Politikanalyse, Friedrich-Ebert-Stiftung, S. 10, http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/14099.pdf.

4	 Schüler, Nathalie: Aufrüstung der NATO-Ostflanke. Die Umstrukturierung der NATO-Politik vor dem Hintergrund von 
Ukraine-Konflikt und Russland-Krise, Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V, https://imi-online.de/download/NATO-
Broschuere2016-NS-Rus.pdf.

5	 Major Claudia: Ein schwieriger Gipfel für die Nato, SWP-Aktuell, Nr. 33 (Juni 2018), S. 8.
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Integration. Infolge dessen hat das Interesse in der deutschen Sicherheits-
politik an die Erneuerung der kollektiven Verteidigung zugenommen. 
Damit sind die Sicherheitsinteressen Deutschlands und seiner mittel- und 
osteuropäischen NATO-Verbündeten enger verwoben. 

Allerdings gibt es keine gemeinsame Beurteilung der russischen Poli-
tik. Die meisten mittel- und osteuropäischen NATO-Länder fordern 
„Sicherheit vor Russland“. In diesem Kontext schauten Polen und die 
baltischen Staaten befremdet auf frühere Bekundungen des deutschen 
Außenministers Frank-Walter Steinmeier, dass eine dauerhafte europäi-
sche Sicherheitsarchitektur nur mit und nicht gegen Russland aufgebaut 
werden kann.6 Deren Perspektive unterscheidet sich – etwas zugespitzt 
gesagt – dahingehend, dass sie nie wieder Objekt deutscher oder russi-
scher Politik wollen und dass nicht über ihre Köpfe hinweg über ihre 
Sicherheitspolitik entschieden wird.7

Das transatlantische Spannungsverhältnis 
– Implikationen für Mittel- und Osteuropa

Die aktuellen transatlantischen Divergenzen können die Zusammen-
arbeit der NATO-Mitgliedsstaaten in vielerlei Hinsicht negativ beein-
flussen. Denkbar sind dabei verschiedene Implikationen, so z. B. die 
Reduzierung der US-Präsenz in Europa. Nicht ausgeschlossen ist auch 
die Zunahme der Diskrepanzen in den Beziehungen des Führungs-
trios Großbritannien, Frankreich, Deutschland zu den Mitgliedstaaten 
an der Ostflanke. Es gilt unter den deutschen Experten die allgemeine 
Einschätzung, dass wahrscheinlich das Streben der mittel- und osteu-
ropäischen Staaten, insbesondere Polens, nach den zusätzlichen Sicher-
heitsgarantien durch die USA zu bilateralen Vereinbarungen führe. Dies 
könne nach und nach zu Spannungen mit Deutschland und Frank-
reich führen und auch vom Standpunkt der NATO fragwürdig werden. 
Damit könnte die Bündnissolidarität der europäischen Mitgliedstaaten 
untergraben werden.8

6	 Zum Beispiel der namhafte Deutschlandexperte Olaf Osica, [Interview für das Polnische Radio], „Dyrektor OSW Olaf 
Osica: najgorszą rzeczą jest strach przed Rosją”, http://www.polskieradio.pl/5/3990/Artykul/1316967,Dyrektor-OSW-Olaf-
Osica-najgorsza-rzecza-jest-strach-przed-Rosja

7	 Voigt, Karsten D., Russland: Deutschland und die europäische Ordnung, Perspektive, Friedrich-Ebert-Stiftung, September 
2017, S. 2.

8	 Vgl. Major ,Claudia: Schwieriges Selbstständig werden. Zum Wandel der transatlantischen Sicherheitsbeziehungen und 
den Konsequenzen für Europa, Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. 36–37/2018, S. 20.
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Aufkündigung des INF-Vertrags und ihre Folgen

Die Aufkündigung des INF-Vertrags durch die USA könnte diese Ent-
wicklungen beschleunigen. Daraus würden sich vorrangig negative Konse-
quenzen für die sicherheitspolitische Lage der mittel- und osteuropäischen 
Staaten ergeben. Die Aufkündigung des Vertrags durch die USA würde 
Russland erlauben, die Mittelstreckenwaffen weiter auszubauen.9 Die 
wichtigste geostrategische Folge wäre, dass die NATO sich in zwei geo-
strategische Sicherheitsräume spalten würde. Der eine Raum befindet sich 
in der Reichweite der russischen Mittelstreckenwaffen und der andere, 
der westeuropäische Raum, ist einer solchen Bedrohung nicht ausgesetzt, 
bzw. er verfügt über die nukleare Vergeltungsfähigkeit. 10 Darüber hinaus 
würde die Eskalation des Streites mit Russland um die Nichteinhaltung 
des INF-Vertrags die Möglichkeit einer generellen Normalisierung der 
Beziehungen mit Russland und damit der Lösung des Konflikts auf der 
Ukraine auf eine (sehr) lange Bank geschoben werden. Diese Eskalation 
wäre aus Sicht aller Bündnispartner in Mittel- und Osteuropa und damit 
auch Deutschland sehr ungünstig. Zusätzlich müssten Deutschland und 
Polen berücksichtigen, dass die INF-Frage Nebenwirkungen auch für ihr 
bilaterales Verhältnis haben könnte, indem sich diese mit dem bilateralen 
deutsch-polnischen Streit über die Gasleitung Nord Stream II überlappen 
und die Lage noch zusätzlich belasten. 

Mögliche Reaktionen der NATO 

Es droht also ein nukleares Wettrüsten in Europa. Angesichts der Aufkün-
digung des INF-Vertrages und der wachsenden Überlegenheit von Russ-
land würde sich die NATO gezwungen fühlen, auf diese Herausforderung 
adäquat zu reagieren. Divergenzen unter den Bündnispartnern würden 
zunehmen und es dürfte zu einem Streit zwischen ihnen und infolgedessen 
zu einer Schwächung der NATO kommen. Für Deutschland ist der INF-
Vertrag eine tragende Säule der europäischen Sicherheitsarchitektur.11 Die 
mittel- und osteuropäischen Staaten sind an einer energischen und ent-
schiedenen Reaktion interessiert.12 Diese Reaktion müsste beide Kompo-

9	 Meier, Oliver: US-Aufkündigung des INF-Vertrags: Punktsieg für Putin, Kurz gesagt, SWP, 24.10.2018, S. 2.
10	 Mölling, Christian, Drohender US-Ausstieg aus dem INF-Vertrag: Europa braucht eine neue Sicherheitsordnung, DGAP-

kompakt, Nr 27/Oktober 2018, S. 2.
11	 Mijnssen, Ivo: Wie Europas Sicherheitsarchitektur zerfällt, Neue Zürcher Zeitung vom 23.10.2018.
12	 Kühn, Ulrich: Europa droht die Rückkehr der Raketen, Zeit-Online, 22.10.2018.
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nenten der NATO-Strategie in einer äquivalenten Weise betonen. D. h. 
es muss sowohl die Abschreckung als auch Dialog berücksichtigt werden. 
Die anderen Partner – wie z. B. Deutschland – sehen mehr Möglichkeiten 
im Dialog mit Russland und hoffen auf die Schaffung der gegenseitigen 
Transparenz. Tatsächlich könnte die NATO bei den Raketenabwehrbasen 
in Rumänien und Polen Offenheit anbieten. 

Die erste Option wäre ein NATO-Beschluss über die Nachrüstung, 
ähnlich wie im Jahre 1979. Für den Beschluss über die Nachrüstung gibt 
es aber schlechte Aussichten. Denn die USA haben keinen Plan, Mittel-
streckenwaffen in Europa zu stationieren. Andererseits sind die Bünd-
nispartner nicht bereit, die sensible Frage im innenpolitischen Prozess 
zu diskutieren. Das Beispiel der Diskussionen über die Nachrüstung mit 
cruise missiles und Pershings II in den 80-er Jahren wirkt abschreckend. 
Es ist fraglich, ob eine Nachrüstung der NATO Russland dazu bewegen 
kann, sich auf einen neuen Rüstungskontrollvertrag einzulassen. Denn die 
landgestützten Systeme spielen heute eine relativ kleine Rolle im Mächte-
gleichgewicht. Die USA und Russland bauen dagegen ihre see- und luft-
gestützten Fähigkeiten aus. 

Die zweite Option wäre, die Präsenz der US-Truppen zu verstärken und 
die Defensivfähigkeiten, d. h. Antiraketensysteme, auszubauen oder sogar 
die see- und luftgestutzten US-Raketen in Europa stationieren. Die Pers-
pektiven dafür scheinen gegenwärtig wahrscheinlicher als früher zu sein: 
Denn die USA verstärken zurzeit ihre militärischen Präsenz in Europa. 
Das ist die European Deterrence Initiative. Die Aufstockung der Mittel ist 
enorm: (2018: 4,8 Mrd.; 2019: 6,5 Mrd US-Dollar).13 Darüber hinaus 
gibt es in vielen NATO-Staaten die Bereitschaft, die Antiraketensysteme 
zu modernisieren bzw. auszubauen. Auch die mittel- und osteuropäischen 
Staaten sind daran interessiert. Deutschland steht vor dem Aufbau des 
MEADS-Systems und Polen wird bald das Patriot-System ankaufen. 

Verflochtene oder divergente Sicherheitsinteressen?

Deutschland wäre durch das Fiasko dieses Vertrags fast im gleichen Aus-
maß wie die mittel- und osteuropäische Länder betroffen, und zwar 
nicht nur wegen eventueller Bedrohung durch die russischen Raketen 
mit Reichweite bis 500 Km (Iskander M), die im Kaliningrader Gebiet 

13	 “The European Deterrence Initiative: A Budgetary Overview”, Congressional Research Service, 8. August 2018.
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disloziert sind. Vielmehr liegen die negative Folgen im bündnispoliti-
schen regionalen Kontext. Man sollte sich vergegenwärtigen, dass die sich 
rasch vertiefenden Differenzen hinsichtlich der optimalen Strategien, die 
die NATO gegenüber Russland einleiten sollte, im Endeffekt mehr poli-
tische Schaden als die zunehmende Überlegenheit Russlands im Bereich 
Mittelstreckenwaffen bringen könnten. Es ist zu betonen, dass die Inte-
ressen Deutschlands und Polens, aber auch der anderen Staaten an der 
Ostflanke, sich in dieser Frage nur teilweise decken. Zwar werden von 
den Partnern zwei Prioritäten geteilt: Erhalt der Kohärenz der NATO 
und Verhinderung des Rückzugs der US-Truppen aus Europa/Deutsch-
land, aber ihre Bedeutung wird anders interpretiert. Deutschland, Polen 
und die anderen Staaten könnten interessiert sein an die oben genannte 
zweite Option: die Aufrechterhaltung bzw. Verstärkung der Präsenz der 
US-Truppen auf ihren Territorien14 und den Ausbau der Antiraketensys-
teme, aber auch daran, wie man Russland zum Dialog veranlassen kann. 
Zwar sind diese Interessenlagen formell gesehen ähnlich, aber tatsächlich 
unterscheiden sich in zwei Punkten erheblich. 

Einerseits versucht Polen auf dem bilateralen Weg durch die Präsenz 
der US-Truppen neue US-amerikanische Sicherheitsgarantien zu gewin-
nen. Warschau favorisiert also ein direktes militärisches Bündnis mit dem 
transatlantischen Partner. Seit Januar 2017 ist in Polen ein Rotations-
kontingent von rund 3.500 US-Soldaten stationiert. Warschau postuliert 
eine dauerhafte Präsenz der US-Truppen, die dem Rotationsmechanismus 
nicht unterliegen würden. Polen argumentiert, dass die Präsenz der US-
Truppen nicht nur die Sicherheit der Region verbessert, sondern sie stärkt 
auch den Zusammenhalt der NATO. Darum wird in Polen die deutsche 
Diskussion über die Militärausgaben kritisch beobachtet. Deutschlands 
negative Einstellung, bis 2024 den 2 Prozent-Indikator zu erreichen, wird 
als Risikofaktor für die NATO und seinen Zusammenhalt betrachtet. 
Nach polnischer Auffassung wäre ein effizienter Beitrag zur kollektiven 
Bündnisverteidigung, wenn Deutschland seine Militärausgaben schneller 
als geplant in Richtung 2 Prozent aufzustocken bereit wäre.15 

Dagegen in Deutschland und in der NATO wird die Bilateralisierung 
der Sicherheitspolitik durch die USA und Polen eher als Risikofaktor 

14	 Man muss anmerken, dass sich mehr als die Hälfte der Polen die Installierung von Militärbasen der USA in Polen 
wünscht. “Poles support the permanent presence of US troops in our country”, http://en.mon.gov.pl/news/article/latest-
news/poles-support-the-permanent-presence-of-us-troops-in-our-country-z2018-10-29/. 

15	 Łada, Agnieszka: Deutschlands Schwäche ist gefährlich. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16.02.2018, http://www.faz.
net/aktuell/politik/sicherheitskonferenz/gastbeitrag-deutschlands-schwaeche-ist-gefaehrlich-15445484.html 
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wahrgenommen, der zu einer Eskalation des Streites mit Russland führen 
würde.16 Manche deutsche Experten vermuten aber, dass Präsident Trump 
Stationierungsabkommen vorbei und bilateral mit willigen Partnern 
abschließen könnte, was eben zur Spaltungen im Bündnis führen wür-
de.17 Ob Polen oder andere mittel- und osteuropäischen Staaten jedoch 
bereit wären, noch einen Schritt weiter zu gehen und die US-Mittelstre-
ckenraketen ohne NATO-Beschluss über die Nachrüstung stationieren zu 
lassen18, ist zu bezweifeln. Es ist schwer, ein einfaches Fazit zu ziehen. Die 
angekündigte Aufkündigung des INF-Vertrags durch die USA kann zur 
weiteren Verschärfung des Verhältnisses zu Russland beitragen. Gleichzei-
tig birgt diese Frage viele Risiken für transatlantische Beziehungen und sie 
könnte auch die deutsch-mittel/osteuropäischen/polnischen Beziehungen 
unnötig belasten. 

16	 „Polen unterstützt Trumps Abkehr vom Abrüstungsvertrag“, DW 26.10.2018, https://www.dw.com/de/polen-
unterst%C3%BCtzt-trumps-abkehr-vom-abr%C3%BCstungsvertrag/a-46045234 

17	 Meier, Oliver: US-Aufkündigung des INF-Vertrags: Punktsieg für Putin, Kurz gesagt, SWP, 24.10.2018, S. 2.
18	 So exemplarisch Karl-Heinz Kamp und Wolfgang Rudischhauser, Der INF-Vertrag – Europa muss handeln, Bundesakade-

mie für Sicherheitspolitik, Arbeitspapier Sicherheitspolitik, Nr. 29/2018, S. 3. 



Deutschland und die europäische Sicherheit
Erhard Crome

Das Ende des Kalten Krieges brachte keine Ära des Friedens, wie 
1989/1990 vielfach erhofft, sondern ein neues Zeitalter der Intervention 
und imperialer Kriege. Die USA und ihre Verbündeten haben Krieg wie-
der zu einem „normalen“ Mittel der Politik gemacht. Globalisierung und 
Krieg sind zwei Seiten einer Medaille. Die „Neue Weltordnung“, die Prä-
sident Bush Sen. Anfang der 1990er Jahre postulierte, zielte auf die Verfü-
gung über Rohstoffe, vor allem über Erdöl und Erdgas, und die Kontrolle 
strategischer Räume. Mit den Kriegen gegen Jugoslawien, Afghanistan, 
Irak, Libyen und Syrien wurde diese Linie fortgesetzt. Nach dem Scheitern 
des Westens in Irak und Afghanistan hatte US-Präsident Barack Obama 
auf eine Effektivierung der Kriegsführungsfähigkeit der USA gesetzt, ohne 
jedoch strategische Ziele erreichen zu können. Präsident Donald Trump 
erklärte den Verzicht auf „Regime Change“-Kriege; die qualitative Auf-
rüstung wird jedoch fortgesetzt und die strategische Ausrichtung verstärkt 
gegen Russland und China konzentriert.

I.

Im Jahre 2017 betrugen die weltweiten Rüstungsausgaben lt. Friedensfor-
schungsinstitut SIPRI 1739 Milliarden US-Dollar. Das sind erneut mehr 
als im Vorjahr, der Anstieg lag bei 1,1 Prozent, und deutlich mehr, als am 
Ende des Kalten Krieges: 1989 wurden weltweit etwa 1400 Milliarden US-
Dollar für die Rüstung ausgegeben. An der Spitze wieder die USA mit 610 
Milliarden US-Dollar – in diesen Zahlen war die Erhöhung des Rüstungs-
budgets der USA für das Folgejahr auf 716 Milliarden US-Dollar noch 
nicht einmal enthalten. Auf Platz zwei China mit 228 Milliarden US-Dol-
lar, gefolgt von dem kriegsführenden Saudi-Arabien mit einer Steigerung 
um 9,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr auf 69,4 Milliarden US-Dollar. 
Russland hat ein Fünftel weniger als im Vorjahr ausgegeben und liegt mit 
66,3 Milliarden US-Dollar auf dem vierten Platz. Deutschland schlägt in 
der SIPRI-Liste mit 44,3 Milliarden US-Dollar (36,7 Milliarden Euro) 
zu Buche und rangiert auf einem 9. Platz. Die 29 NATO-Staaten haben 
zusammen 881 Milliarden US-Dollar für das Militär ausgegeben. Das ist 
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mehr als das Dreizehnfache Russlands, das von NATO-Protagonisten als 
große Gefahr an die Wand gemalt wird.

Die Fragen von Krieg und Frieden haben nach dem Ende des Kalten 
Krieges nicht an Relevanz verloren, sondern wieder an Bedeutung gewon-
nen. Dabei geht es erstens um die Frage der Bedingungen für den Welt-
frieden, der als Begriff nur Sinn erhält als Gegensatz zum Weltkrieg. Die 
tektonischen Verschiebungen der weltwirtschaftlichen Schwerkraftver-
hältnisse aus der nordatlantischen „Welt des Weißen Mannes“ nach Asien 
haben die Frage nach dem Weltkrieg bzw. nach den Bedingungen für die 
Aufrechterhaltung des Weltfriedens wieder aufgeworfen. Der Histori-
ker Timothy Garton Ash verglich die Welt Anfang des 21. Jahrhunderts 
mit der vor 1914, nur dass die Hauptakteure jetzt nicht Großbritannien, 
Deutschland, Frankreich, Russland und die USA sind, sondern die USA, 
China, die Europäische Union, Russland und Indien.1 Mit dieser Ver-
schiebung ist nicht nur das Scheitern des US-amerikanischen Unilateralis-
mus und eine Relativierung des weltwirtschaftlichen und weltpolitischen 
Gewichts der USA, sondern auch der Europäischen Union und insgesamt 
Europas verbunden. Auch in Europa steht das Thema Frieden und Sicher-
heit auf der politischen Tagesordnung, und zwar in dem ganz ursprüngli-
chen Sinne klassischer Außen- und Sicherheitspolitik.

Zweitens ist der Zustand des Weltfriedens, wie wir ihn gegenwärtig 
zu verzeichnen haben, kein Zustand weltweiten Friedens, sondern einer 
unterschiedlichen Verteilung von friedlichen und kriegerischen oder 
bewaffneten Konfliktzuständen in der Welt. Hier stellen sich die Fragen 
der Konflikt- und Kriegsverhütung, der Konfliktursachen, der Konflikt-
prävention und zivilen Konfliktbearbeitung und -lösung ebenfalls unter 
neuen Bedingungen. Diese Konflikte sind überwiegend nicht zwischen-
staatliche Konflikte, sondern entstammen Bürgerkriegssituationen, die 
vielfach Armut, Hunger, Staatszerfall, Kampf um Rohstoffe für die Indus-
triestaaten sowie Klimawandel und andere globale Probleme zum Aus-
gangspunkt haben. Das Wechselverhältnis von Frieden und Sicherheit 
einerseits sowie Frieden und Entwicklung andererseits stellt sich neu dar.

Das Ende des Kalten Krieges führte drittens nicht zu einem sicheren 
Frieden und zu weniger Konflikten, wie 1990 – voller Illusionen ob des 
Endes der Blockkonfrontation – viele hofften. Die USA und Westeu-
ropa erwarteten angesichts ihres „Sieges über den Kommunismus“ globale 

1	 Vgl. Ash, Timothy Garton: Müder Titan, in: Süddeutsche Zeitung, München, 30. August 2005, S. 11.



39Crome: Deutschland und die europäische Sicherheit

Dominanz. Doch sie währte nur kurz. Die Probleme, Konflikte und sozia-
len Verwerfungen, oft im Gefolge der neoliberalen Durchkapitalisierung der 
Welt, sind immer weniger beherrschbar. Die bevorzugte Antwort darauf war 
Krieg. Aber diese Kriege (Irak, Afghanistan) brachten nicht den erhofften 
Erfolg und führten auch die westliche Welt in vielfältige Krisen. 

Alle Vorstellungen, ob denn nun China an die Stelle der USA als 
Supermacht treten werde, gehen – dies viertens – am Kern der Sache 
vorbei. Die Haupttendenz der internationalen Entwicklungen läuft auf 
eine multipolare Welt hinaus, jedoch nicht eine multilaterale Welt des 
Friedens und der Gleichberechtigung im Sinne der UNO-Charta, son-
dern auf ein „Konzert der Mächte“, wie das Europa der konkurrierenden 
Mächte von 1815 bis 1914. 

II.

Die „deutsche Frage“ war schon am Beginn des 20. Jahrhunderts das deut-
sche Dilemma, ähnlich dem des alten Reiches bis zum Westfälischen Frie-
den von 1648: Deutschland größer und an Ressourcen reicher als jeder 
andere europäische Staat (abgesehen von Russland), aber schwächer als die 
anderen europäischen Staaten zusammen; vermeintlich zu groß, um sich 
einfach einzureihen in das wirtschafts- und machtpolitische Tagesgeschäft; 
nicht groß genug, die anderen Staaten und Nationen in der Tat dominieren 
zu können. In diesem Sinne war die „deutsche Frage“ für die Deutschen 
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immer die Frage ihrer Einheit – und war mit der staatlichen Vereinigung 
von 1990 erledigt –, für die anderen Staaten und Völker Europas aber die 
Frage nach dem Schutz vor Deutschland bzw. vor seiner Dominanz. 

Eine dritte Dimension der deutschen Frage betonte nach dem zwei-
ten Weltkrieg der Wirtschaftswissenschaftler Wilhelm Röpke. Seine 
Grundannahme war, eine europäische Friedensordnung muss die Lösung 
der deutschen Frage einschließen. „Es ist die deutsche Frage, die bereits 
Generationen beschäftigt hat und nun durch den Nationalsozialismus 
und seinen Zusammenbruch in ihrer letzten und schärfsten Form auf-
geworfen worden ist.“2 Nach der Zerschlagung der Naziherrschaft gelte: 
„Die Zukunft Europas hängt davon ab, dass es endlich nach diesem 
Kriege gelingt, […] Deutschland wieder in Europa einzugliedern und so 
auf diesem organischen Wege der friedlichen Integration Europa gegen 
Deutschland wie Deutschland gegen sich selbst zu schützen. Wir wissen, 
dass Europa mit einem kranken Deutschland in seiner Mitte dem end-
gültigen Ruin ausgeliefert ist, und niemand kann sich darüber täuschen, 
dass Europa Deutschland nicht entbehren kann, wenn es sich heute in der 
Welt behaupten soll.“ (S. 15)

Röpke hielt nach 1945 drei „Revolutionen“ für notwendig: eine mora-
lische, eine politische und eine wirtschaftlich-soziale. Der Kern der poli-
tischen Revolution sollte die Auflösung des Bismarckreiches und die 
Schaffung einer Konföderation autonomer Länder auf der Grundlage 
einer gemeindlichen und regionalen Selbstverwaltung sein (S. 255). Die 
Wirtschaft sollte als soziale Marktwirtschaft auf neuer Grundlage ent-
wickelt werden. Dieses Röpke‘sche Programm ist mit der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland, ihrem föderativen Aufbau und dem 
Grundgesetz realisiert und mit der deutschen Vereinigung 1990 auf ganz 
Deutschland erstreckt worden.3 Deutschland ist heute, wie der britische 
Historiker Brendan Simms betonte, im Unterschied zu allen Phasen im 
19. und bis Mitte des 20. Jahrhunderts „nur von demokratischen Verbün-
deten umgeben, die dem Land wohlgesinnt sind“.4 Dieser Zustand ist mit 
der Europäischen Union institutionalisiert. So existiert die deutsche Frage, 
auch wie Röpke sie stellte, nicht mehr.

2	 Röpke, Wilhelm: Die deutsche Frage. Dritte veränderte und erweiterte Ausgabe, Erlenbach-Zürich: Eugen Rentsch Verlag 
1948, S. 7. Die folgenden Seitenangaben im Text beziehen sich auf diese Ausgabe.

3	 Zu den Unterschieden zwischen der BRD (sowie der DDR) bzw. dem vereinigten Deutschland und dem vorherigen 
Deutschland siehe: Crome, Erhard: DDR-Perzeptionen. Kontext und Zugangsmuster, in: Berliner Debatte Initial, Heft 
2–3/1998, S. 47–49. 

4	 Ein Schock von außen. Interview mit dem britischen Historiker Brendan Simms, in: Der Spiegel, Heft 15/2013, S. 98.
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Aber damit ist sie in dem ursprünglichen Sinne, wie sie sich für die 
anderen Europäer stellt, dennoch nicht gelöst. Mit anderen Worten: auch 
unter der Voraussetzung parlamentarisch-demokratischer Verfassungs-
ordnungen, des Schutzes der Grundrechte und des bürgerlichen Rechts-
staates in Deutschland wie in den europäischen Nachbarstaaten steht die 
deutsche Frage wieder neu als Frage nach einer deutschen Dominanz oder 
Hegemonie in Europa. Sie ist nun vor allem von der ökonomischen und 
politischen Verfasstheit der EU abhängig. In diesem Sinne ist sie wieder 
da, sowohl in Gestalt der deutschen Hegemonie innerhalb der Europäi-
schen Union als auch seiner Rolle in Gesamteuropa – hier verbunden mit 
neuen Spannungen im Verhältnis zu Russland.

Vor fünf Jahren kritisierte Simms die fehlende Bereitschaft deutscher 
Politik, die NATO rasch weiter auszudehnen – gemeint waren ein bal-
diger Beitritt der Ukraine und Georgiens, dem sich Deutschland 2008 
versagt hatte – und Russland als Bedrohung anzusehen. Polemisch könnte 
man sagen: Die Frage, russische Rohstoffe mittels deutscher Truppen zu 
erlangen, ist vor Stalingrad abschließend beantwortet worden. Für eine 
geoökonomische Macht mit globalen Interessen ist eine dauerhafte und 
stabile Partnerschaft mit Russland günstiger, als militärische Abenteuer. 
Erst in den jetzigen Auseinandersetzungen um die Ukraine hat sich dies in 
gewissem Grade verändert.

III.

Als die Ukraine-Krise herbeigeführt war, gingen Präsident Obama und 
Bundeskanzlerin Merkel davon aus, dass Russland nach dem Zerfall der 
Sowjetunion nur noch „Regionalmacht“ sei. Die Politik zur Schwächung 
Russlands war zielstrebig betrieben worden. Jeffrey Sachs, der 1989 in 
Polen und 1990/91 in der Sowjetunion Wirtschaftsberater der jeweiligen 
Regierung war, berichtete 2014 in einem Beitrag für die BBC, dass im 
September 1989 Polen Zahlungsunfähigkeit drohte. Daraufhin wandte er 
sich direkt an die US-Regierung, um eine Milliarde US-Dollar zur Stabi-
lisierung der polnischen Währung zu erhalten – und bekam sie prompt 
nach acht Stunden. Das Weiße Haus von einer drastischen Schuldenstrei-
chung für Polen zu überzeugen dauerte länger, gelang jedoch ebenfalls. 
Als die Sowjetunion 1990/91 vor einer analogen finanziellen Katastrophe 
stand, bewegte sich in Washington nichts. „Wo Polen schnelle und groß-
zügige finanzielle Hilfe erhielt, gab es für Russland nur Kontrolleure des 
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IWF, aber kein Geld.“ Sachs, der sich bereits früher mit der fundamenta-
len Kritik des britischen Ökonomen John Maynard Keynes an den wirt-
schaftlichen Bestimmungen des Versailler Friedensvertrages 1919 gegen 
Deutschland befasst hatte, die mit dazu beitrugen, dass in Deutschland 
die Demokraten keine Chance hatten und schließlich Hitler an die Macht 
kam, resümierte jetzt: „Warum hatten die USA, die sich gegenüber Polen 
so klug und vorausschauend verhalten hatten, im Falle Russlands so grau-
sam und voller Missachtung gehandelt? […] Der Westen hatte Polen 
finanziell und diplomatisch geholfen, weil Polen zur Ostgrenze der expan-
dierenden NATO werden sollte. Polen gehörte zum Westen und verdiente 
daher Hilfe. Im Gegensatz dazu betrachteten die USA-Führer Russland in 
ähnlicher Weise wie Lloyd George und Clemenceau Deutschland in Ver-
sailles – als besiegten Feind, der zerstört werden sollte“.5 

Geostrategisch wurde angesichts des Zerfalls der Sowjetunion eine 
unabhängige Ukraine als Kernpunkt geopolitischer Neuordnung angese-
hen. Zbigniew Brzeziński, der einer der Vordenker US-amerikanischer 
Globalstrategie war, betonte, eine unabhängige Ukraine sei „geopolitischer 
Dreh- und Angelpunkt“ dafür, dass Russland in einer geschwächten Posi-
tion verbleibt. Das müsse fester Bestandteil einer umfassenden Strategie 
der USA und des Westens in Eurasien sein.6 Die USA und die EU – mit 
Deutschland als hegemonialem Zentrum7 – sind auf der einen Seite Kon-
kurrenten, auf der anderen miteinander „verbündet“, wo sie sich gehalten 
sehen, Interessen gemeinsam oder zumindest parallel zu verfolgen. So sind 
die Osterweiterung der NATO und die der EU nicht „zwei Seiten der sel-
ben Medaille“, sondern unterschiedliche, voneinander zu unterscheidende 
Vorgänge. Wenn westliche Politiker und Journalisten behaupten, der Wes-
ten würde lediglich „seine Werte“ ausdehnen, während der russische Präsi-
dent Wladimir Putin in einer Manier des 19. Jahrhunderts seinen Einfluss 
territorial ausdehnen wolle, so ist dies reine Propaganda. Selbstverständlich 
stellen die NATO und die Europäische Union Raumordnungen dar. Ers-
tere wird von den USA, die zweite von Deutschland dominiert. Beide wur-
den nach Osten, schließlich bis an die Grenze Russlands ausgedehnt. 

5	 Viewpoint: Why the shadow of WW1 and 1989 hangs over world events, in: https://www.bbc.com/news/magazine-
30483873. Die Nachdenkseiten haben eine Übersetzung ins Deutsche ins Netz gestellt: 1989ff.: Den Polen hat der Westen 
geholfen, Russland sollte zerstört werden, in: https://www.nachdenkseiten.de/?p=45125&pdf=45125. (Gesehen am 
16.08.2018).

6	 Brzeziński, Zbigniew: Die einzige Weltmacht: Amerikas Strategie der Vorherrschaft, Frankfurt a. M.: S. Fischer Verlag 1997, 
S. 74, 216.

7	 Ausführlich dazu: Crome, Erhard: Deutschland in Europa. Eine neue Hegemonie, in: Crome, Erhard und Krämer, Raimund 
(Hrsg.): Hegemonie und Multipolarität. Weltordnungen im 21. Jahrhundert, Potsdam: Verlag WeltTrends 2013, S. 165–205. 
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Mit dem Putsch auf dem Kiewer Maidan wurde 2013/14 in der Ukra-
ine ein Regimewechsel durchgesetzt, um das Land aus dem Einflussfeld 
Russlands zu lösen und in das des Westens einzuordnen. Die Obama-
Regierung sowie die Regierungen Deutschlands, Frankreichs und Polens 
spielten eine aktive Rolle dabei. Die NATO stellte den harten militäri-
schen Unterbau zur Verfügung, am Ende wurde die Ukraine in die Peri-
pherie der EU, das heißt Deutschlands, eingeordnet. Russland hat im 
Gegenzug die Krim in die Russische Föderation eingegliedert, was vom 
Westen mit Protesten quittiert wurde. Russland hatte lediglich die Wahl, 
dem Treiben tatenlos zuzuschauen, oder so zumindest eine starke geopo-
litsche Position im Schwarzen Meer und damit in Richtung Mittelmeer zu 
bewahren, auch um den Preis einer partiellen Verschlechterung der Bezie-
hungen zum Westen. 

Trump war zur Wahl mit drei zentralen Punkten angetreten: (1) in 
Sachen Rüstungswettlauf „an der Spitze des Rudels“ zu bleiben – hier sind 
Russland und China die Gegner in der jetzigen Dreier-Runde des nukle-
aren Patts; (2) die USA aus dem Regime-Change-Geschäft herauszuzie-
hen, weil es einen Haufen Geld gekostet, aber nichts gebracht hat; (3) die 
USA im Bereich der Realwirtschaft wieder nach vorn zu bringen und ins-
besondere jene Länder zu bekämpfen, die große Überschüsse im Handel 
mit den USA erwirtschaften. Das sind Deutschland und China. Insofern 
war Trumps Mitteilung im Sommer 2018, die USA hätten drei Feinde, 
logisch und im Sinne von „America First“ zutreffend: China, Russland 
und Deutschland.

Das Erstaunen darüber unter maßgeblichen Kreisen in Deutschland 
war erstaunlich. In der Logik des Kalten Krieges lag, dass die USA die 
herrschenden Eliten der Bundesrepublik politisch, kulturell und mental 
„nordatlantisch“ an sich gebunden haben. Nur war es aus Sicht der USA 
immer ein geopolitisches Kalkül, während sich die zunächst westdeutsche, 
dann deutsche herrschende Klasse bemühte, sich nach zwei verlorenen 
Weltkriegen wohlig in der Juniorpartnerschaft mit den USA einzurich-
ten. Das heißt die Gründe für die enge USA-Bindung aus deutscher Sicht 
bestehen fort, aus amerikanischer nicht. Das macht die USA stärker, nicht 
nur in einem realpolitischen und militärischen Sinne.

Hinzu kommt eine grundsätzliche deutsche Fehleinschätzung: aus 
der Tatsache, dass es Russland bisher nicht geschafft hat, nach 1990 eine 
durchgreifende wirtschaftliche Modernisierung des Landes zu erreichen, 
folgt nicht, dass es politisch irrelevant wäre – was Kanzlerin Merkel und 
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US-Präsident Obama vermeinten, als sie die Ukraine-Operation und die 
anschließenden Anti-Russland-Sanktionen in Gang setzten. Russland ist 
weiterhin die nuklear-strategisch zweite Macht in der Welt. Schon das alte 
Russland vor 1914 war militärisch immer stärker, als seine Wirtschafts-
daten nahelegten. In diesem Sinne lag Trump richtig, mit Russland auf 
Augenhöhe zu reden, während deutsche Kritiken daran wieder einmal 
Ausdruck grandioser Fehlperzeption und Selbstüberhebung sind.

Deutschland folgt in Sachen Sanktionen nicht nur den USA, sondern 
drückt immer wieder in Richtung Verschärfung. Es beteiligt sich an den 
NATO-Militäroperationen nahe der russischen Grenze und will immer 
mehr „militärische Verantwortung“ gen Osten übernehmen. Im Haus-
haltsjahr 2019 sollen im Verteidigungsministerium 42,9 Milliarden Euro 
ausgegeben werden. Das ist eine Steigerung gegenüber 2018 um 11,4 Pro-
zent. Militärministerin von der Leyen will zwölf Milliarden Euro mehr 
bis 2021. Wenn die deutsche Regierung die den USA gegenüber einge-
gangene Zusage einlöste, das Rüstungsbudget auf zwei Prozent des Brut-
toinlandsproduktes anzuheben, bedeutete dies eine Steigerung auf etwa 
80 Milliarden Euro. Praktisch also eine Verdopplung der deutschen Rüs-
tungsausgaben. Aus der Geschichte wissen wir, dass Aufrüstungsphasen 
stets in Kriege mündeten, nicht in eine kriegslose Verschrottung der Waf-
fen. Deutschland eskaliert derzeit im Verhältnis zu Russland, statt ver-
nünftigerweise zu deeskalieren.

IV.

Eröffnungsredner der deutschen Seite beim diesjährigen Treffen des 
„Petersburger Dialogs“, das am 7. und 8. Oktober in Moskau stattfand, 
war Wirtschaftsminister Peter Altmaier. Seine augenscheinliche Absicht 
war, das wirtschaftliche Interesse Deutschlands an einer Zusammen-
arbeit mit Russland zu unterstreichen, einschließlich des Festhaltens an 
der der Ostseepipeline Nordstream 2. Nebenbei erwähnte er Probleme in 
Sachen Krim und Umsetzung des Minsker Abkommens. Über die Aus-
wirkungen der US-amerikanischen Sanktionen auf die deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen müsste ebenfalls gesprochen werden. Am Ende 
aber gehe es um einen gemeinsamen „Europäischen Wirtschaftsraum des 
Wohlstandes“. Der russische Eröffnungsredner war Michail J. Schwyd-
koj, Sonderbeauftragter des russischen Präsidenten für internationale kul-
turelle Zusammenarbeit. Bisher habe er im Sinne Lenins gedacht, dass 
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die Wirtschaft die Politik bestimme, aber derzeit bestimme die Politik die 
Wirtschaft. Das müsste geändert werden. Zum Thema Krim und Ukra-
ine unterstrich er die russische Gegenposition. Das Werteverständnis in 
Russland sei anders als in Deutschland. Deshalb müsse man sich gegen 
eine falsche Politisierung wenden. Wenn der Westen jedoch gegenüber 
Russland „zumacht“, hat dieses den Weg nach Osten. Dabei sei jedoch zu 
bedenken, dass Deutschland und Russland seit über tausend Jahren Bezie-
hungen zueinander haben.

Wenn es die Absicht Altmaiers war, zumindest die Interessen der 
deutschen Exportwirtschaft an Russland zu befördern, so hat sich das 
politische Personal aus Deutschland dem mehrheitlich verweigert. Das 
Lieblingsthema der breiten „GroKo“ (mindestens der christ- und sozial-
demokratischen plus grünen Teilnehmer aus Deutschland) war eigenarti-
gerweise der „Fall Skripal“. Ronald Pofalla, Vorsteher von deutscher Seite 
– nachdem der frühere DDR-Ministerpräsident Lothar de Maizière 2015 
auf Betreiben insbesondere der Grünen Ralf Fücks und seiner Gattin Mari-
eluise Beck als „Putinversteher“ von diesem Platz entfernt worden war –, 
betätigte sich als Wadenbeißer: die Fakten stünden „für uns“ unstreitig 
fest, und „wir“ – der Westen – würden eine Verletzung von Bürgern auf 
„unserem Territorium“ durch Giftgasangriffe nicht hinnehmen. Hier gab 
es keinerlei Bereitschaft, die britischen Unterstellungen gegen Russland 
auch nur vage in Zweifel zu ziehen. Nachdem in der Arbeitsgruppe „Poli-
tik“ das Skripal-Thema nach dem dritten Aufruf wieder etwas abgeebbt 
war, weil auch noch über den Nahen Osten und die deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen geredet werden sollte, war es wiederum ein Grü-
ner, der Bundestagsabgeordnete Omid Nouripour, der vielerlei russische 
„Fake News“ der vergangenen Jahre aufrief und eine schärfere Gangart 
gegenüber Russland einforderte. Dass er nebenbei Sachwalter ukrainischer 
Interessen in Deutschland ist und der Deutsch-Ukrainischen Parlamenta-
riergruppe im Deutschen Bundestag vorsteht, erwähnte er nicht.

Lothar de Maizière hatte in seinem Antwortschreiben an Fücks & Co. 
am 13. Oktober 2014 geschrieben: „Ich verkenne nicht die – auch, aber 
nicht nur – in Zusammenhang mit dem Ukraine-Konflikt zu Tage getre-
tenen Probleme sowie die unterschiedlichen Folgen, die sich aus einer 
‚gelenkten Demokratie‘, die in vielem nicht westlichen Standards ent-
spricht, ergeben. Dennoch: Gemessen an weiten Bereichen der russischen 
Geschichte ist die Entwicklung seit 1991 ein Fortschritt.“ Deshalb müssten 
die verschiedenen Gesprächsforen ausgebaut werden. „Derartige Gespräche 
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bedingen genauso Realismus wie intellektuelle Disziplin, wozu auch gehört 
zu verstehen, wie Russland die Probleme versteht. […] Dabei darf keine 
Seite für sich in Anspruch nehmen, legitimere Interessen zu vertreten als die 
andere. Das heißt: Ein Gespräch ‚auf Augenhöhe‘, nicht von oben herab, 
nicht moralisch belehrend, aber mit klaren und ehrlichen Argumenten.“

Die Beiträge der Mehrheit der deutschen Vertreter auf dem diesjäh-
rigen Petersburger Dialog waren ahistorisch und realitätsfern. Die Argu-
mentationen waren moralisch belehrend und unehrlich, ja verlogen. Sie 
waren von deutscher Besserwisserei geprägt, dem Anspruch, allein „legi-
time Interessen“ zu vertreten, während russische Interessen illegitim 
seien. Ein Bemühen um das Gespräch „auf Augenhöhe“, sofern es nicht 
um Wirtschaftsinteressen geht, war zumindest im Bereich Politik nicht 
sichtbar. Eher: „Am deutschen Wesen soll die Welt genesen!“ Die ideo-
logischen Chiffren haben sich gegenüber denen am Beginn des 20. Jahr-
hunderts gewandelt, der Anspruch hat sich jedoch trotz zweier verlorener 
Weltkriege reproduziert.

In dem von Adelheid Bahr, der Witwe von Egon Bahr, herausgegebe-
nen, kürzlich erschienenen Buch mit dem Titel: „Warum wir Frieden und 
Freundschaft mit Russland brauchen“ findet sich auch der Text der Rede, 
die Egon Bahr 2015 zum Thema: „Verantwortungspartnerschaft mit Mos-
kau und Washington“ gehalten hat, darin der Satz: „Wenn amerikanisches 
Verhalten den Eindruck erwecken kann, Russland in die Knie zwingen 
zu wollen, dann teile ich die Meinung von Horst Teltschik, es sei blan-
ker Irrsinn, das hätten schon Napoleon und Hitler versucht.“ Die heu-
tigen deutschen Belehrer versuchen nun ihrerseits, eben diesen Eindruck 
zu erwecken. Sie erweisen sich dabei als Ignoranten nicht nur in einem 
historischen, sondern auch in einem realpolitischen Sinne – die mutwil-
lig eine Feindschaft zu Russland (re-)produzieren, die zuallerst deutschen 
Interessen schadet. 

V.

Angesichts der aktuellen Entwicklungen ist das Thema: „Gemeinsame 
kollektive Sicherheit“8 wieder auf die Tagesordnung Europas gerückt. 
Es geht hier um eine gesamteuropäische Sicherheitsstruktur unter Ein-
schluss Russlands. Während ein „Verteidigungsbündnis“ wie die NATO 

8	 Ausführlich dazu: Crome, Erhard und Kleinwächter, Lutz (Hrsg.): Gemeinsame Europäische Sicherheit. Konzepte für das 
21. Jahrhundert, Potsdam: Verlag WeltTrends 2012.
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den „Feind“ außer sich ausmacht, sich also gegen ihn zusammenschließt, 
bezieht ein „System kollektiver Sicherheit“ den tatsächlichen oder imagi-
nierten Gegner mit ein, um zu einer gemeinsamen Lösung der Friedens- 
und Sicherheitsfrage zu kommen.

In Deutschland ist eine Schwierigkeit dabei, dass das Bundesver-
fassungsgericht mit seinem Urteil von 1994 zur NATO diese zu einem 
„Bündnis Kollektiver Sicherheit“ umdefiniert hat. Das geschah, um das 
Gebot des Grundgesetzes, das Führen eines Angriffskrieges unter Strafe 
zu stellen (Art. 26) und den Einsatz der Streitkräfte nur zur Verteidigung 
des Territoriums der Bundesrepublik Deutschland (Art. 87a GG) zuzu-
lassen, zu umgehen und unter Bezug auf die Festlegung, dass die Bun-
desrepublik sich „zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit einordnen“ kann (Art. 24 GG), Militäreinsätze der 
Bundeswehr im Rahmen der NATO ohne Änderung des Grundgesetzes 
zu genehmigen. Dieses Urteil widerspricht der verbreiteten internatio-
nalen Rechtsauffassung, die einen grundlegenden Unterschied zwischen 
einem „Verteidigungs-“ bzw. Militärbündnis und einem System gegensei-
tiger kollektiver Sicherheit geltend macht.

Auf der Suche nach Wegen und Mechanismen für eine dauerhafte 
Sicherung des Friedens im 21. Jahrhundert kann vieles helfen, was vor 
allem in der Endphase des Ost-West-Konfliktes zur Kriegsverhinderung 
gedacht, ausgearbeitet und verwirklicht wurde. Dazu gehören neben der 
Leitidee der Gemeinsamen Sicherheit – die eigene Seite ist nur sicher, 
wenn es der tatsächliche, potentielle oder antizipierte Gegner ebenfalls ist 
– und dem Konzept der Schaffung eines Systems kollektiver Sicherheit in 
Europa (das letztlich in der Konferenz für Sicherheit und Zusammenar-
beit [KSZE] und schließlich der OSZE eine spezifische Ausformung fand) 
folgende Ansätze:

•	 Neues Denken,9

•	 Krieg und Frieden im Nuklearzeitalter,
•	 friedliche Koexistenz und positiver Frieden,
•	 Nicht-Gewinnbarkeit eines mit Atomwaffen geführten Krieges,
•	 Rüstungsbegrenzung und Abrüstung,
•	 Schaffung atomwaffenfreier bzw. von Massenvernichtungswaffen freier 

Zonen,

9	 Ausführlich dazu: Crome, Erhard und Kleinwächter Lutz (Hrsg.): Neues Denken in der DDR. Konzepte zur Sicherheit in 
Europa in den 1980er Jahren, Potsdam: Verlag WeltTrends 2014.
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•	 entmilitarisierte Sicherheit und erweiterter Sicherheitsbegriff,
•	 Strukturelle Angriffsunfähigkeit,
•	 Strategische Suffizienz bzw. vernünftige Hinlänglichkeit der Verteidi-

gung.

Bei der Entwicklung realisierbarer außenpolitischer Alternativen kommt 
es vor allem auch darauf an, die Idee gemeinsamer kollektiver Sicherheit 
mit der Schaffung atomwaffenfreier Zonen bzw. von Massenvernichtungs-
waffen freien Zonen und der Herstellung struktureller Angriffsunfähig-
keit zu verbinden. Letzteres hätte eine „Transformation der Bundeswehr“ 
nicht in Richtung weltweiter Einsätze, sondern einer Landesverteidigung 
auf niedrigst möglichem Niveau zur Folge. Es geht um Voraussetzungen 
für eine tatsächlich kollektive, gemeinsame Sicherheit in Europa sowie 
für eine alternative, auf die Sicherung des Friedens zielende Außenpolitik 
Deutschlands in Europa. 

(Manuskriptabschluss: 28. November 2018.)



Stabilität in Europa erfordert gute 
Nachbarschaft zu Russland

Wolfgang Gehrcke 

In Europa wird es keine Stabilität geben, ohne dass sich die Beziehungen 
zu Russland grundlegend verbessern und verändern. Nicht nur in Europa, 
auch in größeren Teilen der Welt sind die Konflikte, die immer wieder zu 
kriegerischen Auseinandersetzungen führen – dafür ist Syrien das beste 
Beispiel – nur unter Einbeziehung und mit Hilfe Russlands lösbar. Des-
halb meine These: Russland ist Partner im Engagement für den Frieden, 
nicht Gegner, wie es die NATO, Deutschland eingeschlossen, sieht. 

Die NATO hat sich im Bruch aller Zusagen an die Westgrenze Russ-
lands ausgedehnt und gibt absurde Summen für Aufrüstung aus. Sie 
macht Großmanöver an der Westgrenze Russland und derzeitig ent-
steht der erste NATO-Luftwaffenübungsplatz in Litauen, nur 60 km 
von der russischen Grenze entfernt. Der INF-Vertrag über das Verbot 
der Stationierung landgestützter nuklearer Mittelstreckenraketen soll, 
wenn es nach Trump geht, aufgekündigt werden. Wenn Washington 
dieses Abkommen kündigt, droht weltweit ein neuer nuklearer Wett-
lauf. Wenig überzeugend sind die US-amerikanischen Behauptungen, 
Russland habe den INF-Vertrag gebrochen; umgekehrt ist die Statio-
nierung des Raketenabwehrsystems der USA in Rumänien und Polen 
wahrscheinlich ein Bruch des INF-Vertrags, denn die Raketen können 
auch atomar bestückt werden. Selbst wenn sie nicht zum Angriff genutzt 
werden, sollen diese Raketen nach einem atomaren Erstschlag der USA 
resp. NATO den dann zu erwartenden Zweitschlag Russlands abweh-
ren. Sie nähren die Illusion, ein Atomkrieg in Europa sei führbar und 
„gewinnbar“. Dieses sog. Raketenabwehrsystem erhöht auch nicht die 
Sicherheit von osteuropäischen NATO-Mitgliedstaaten, es schafft viel-
mehr auf unserem Kontinent Zonen unterschiedlicher Sicherheit; sie 
sind der Nährboden für Unsicherheit. 

Es war und ist leider immer noch der dramatische Fehler der europäi-
schen Politik der letzten 30 Jahre, Russlands Sicherheitsinteressen nicht zu 
berücksichtigen und das größte Land der Welt nicht als Partner und akti-
ven Gestalter der europäischen Sicherheit einzubeziehen, sondern es quasi 
aus dem europäischen Haus auszuschließen.

Gehrcke: Stabilität in Europa 
erfordert gute Nachbarschaft zu 
Russland
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Die trügerische Sicherheit: Wer zuerst schießt, stirbt als zweiter, hat 
Europa wenige Jahrzehnte eine gewisse Stabilität gegeben. Wenn nun die-
ser brutale Mechanismus außer Kraft gesetzt wird, entsteht ein Anreiz, 
mit Atomraketen und ihrer Modernisierung Kräfteverhältnisse zu verän-
dern. Das hat die NAO schon einmal versucht, als die 1979 beschlossen 
hatte, mit Peershing II und Cruise Missiles nuklear bestückte Raketen und 
Marschflugkörper in Europa zu stationieren, was 1983 dann auch geschah. 
Dieser Versuch, das Kräfteverhältnis zwischen den damaligen Weltmäch-
ten zu verändern, war die Geburtsstunde der großen Friedensbewegung in 
Deutschland und Europa, die schließlich zu jenem INF-Vertrag- Vertrag 
zwischen den USA und der Sowjetunion führte. Dieser Erfolg der Frie-
densbewegung ist jetzt akut in Gefahr. 

Auch damals hieß es, mit der Sowjetunion kann und darf man nur aus 
einer Position der Stärke verhandeln. Darauf greift jetzt Verteidigungsmi-
nisterin von der Leyen zurück, auch sie will mit Russland nur aus einer 
Position der Stärke sprechen. Die Antwort ihres russischen Amtskollegen, 
Sergej Schoigu: „Nach allem, was Deutschland unserem Land angetan 
hat, sollten Sie meines Erachtens noch 200 Jahre lang nichts sagen“. Sein 
Rat an von der Leyen, sie solle ihre Großväter befragen, „was es bedeutet 
mit Russland aus einer Position der Stärke zu sprechen“. Dieser – indi-
rekte – Dialog widerspiegelt die zugespitzte militärische und politische 
Situation in Europa. 

Umgekehrt können und müssen Schritte zu mehr Sicherheit gegan-
gen werden. Dazu sind die Sanktionen gegen Russland sofort aufzu-
heben, zumindest aber Schritte in diese Richtung zu gehen. Ein erster 
niedrigschwelliger Schritt wäre die Visa-Freiheit zwischen Deutschland 
und Russland. Russland hat sie einseitig zu der Fußball-WM gewährt 
und das hat doch ganz gut geklappt. Die Kündigung des INF-Vertrags 
muss verhindert und solche Abenteuer, wie 60 km vor der russischen 
Grenze in Litauen einen Luftwaffenübungsplatz einzurichten, zu den 
Akten gelegt werden.

Das wären einfache Schritte, die von der EU und der NATO gegan-
gen werden könnten. Dabei verfügt Deutschland über den Schlüssel, 
die Beziehung zu Russland zu verbessern oder weiter zu verschlechtern. 
Eine Reihe von Mitgliedern der EU ist durchaus interessiert, die Sankti-
onen zu beenden oder zumindest zu mildern. In diese Richtung tendie-
ren Italien, Griechenland, Frankreich und weitere Mitgliedsländer. Aber 
alle betonen, sie wollen nicht einseitig ohne Zustimmung Deutschlands 
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vorpreschen. Das heißt, wenn Deutschland die Initiative zum Ausstieg 
aus den Sanktionen ergriffe, würde sie nicht am Einspruch anderer Mit-
glieder, zumindest im Westen, scheitern. Die deutsche Außenpolitik 
hingegen versteckt sich hinter dem Argument, osteuropäische Mitglieds-
staaten der NATO und der EU fühlten sich von Russland bedroht, sie 
beäugten die deutsche Russlandpolitik kritisch und befürchteten eine 
Aufweichung der Sanktionen. 

Gerade in Kenntnis dieser Stimmungslagen steht die Frage, ob eine 
Verhärtung und Verschlechterung der Beziehungen zu Russland tatsäch-
lich im Interesse der EU- und NATO Mitgliedstaaten ist. Nein, das macht 
keinen Sinn. Säbelrasseln und unversöhnliches Verhalten sind Ausdruck 
von Aggression, die beim Gegenüber dasselbe provozieren können. Umge-
kehrt können durch Abrüstungsvereinbarungen bis hin zu einer Sicher-
heitspartnerschaft mit Russland zugleich die Sicherheit der baltischen 
Staaten, Polens, Rumäniens, Moldawiens, aller Länder Europas beträcht-
lich erhöht werden. 

In einem Klima der Kooperation sind auch die Streitpunkte Ukra-
ine und Krim leichter zu lösen als im Rückfall in den Kalten Krieg. Die 
Regierungen der westlichen Staaten und Russlands haben unterschiedli-
che Auffassungen zum völkerrechtlichen Status der Krim und dem Cha-
rakter der Konflikte in der Ukraine. Sie werden sich, wie es aussieht, in 
absehbarer Zeit nicht einander annähern. Diese Differenzen blockieren 
eine gutnachbarschaftliche Politik in Europa. Dabei muss es aber nicht 
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bleiben. Zu einer vernünftigen Friedenspolitik gehört, Probleme, die der-
zeitig nicht lösbar erscheinen, ruhen zu lassen und sich pragmatisch den 
Feldern zuzuwenden, auf denen es gemeinsame Interessen gibt. Das ist 
einer der Punkte, die man heute noch von der Ostpolitik Willy Brandts 
lernen kann. Damals blockierte die Frage: Wie hältst Du es mit der völker-
rechtlichen Anerkennung der DDR? einen west-östlichen Annäherungs-
prozess in Europa. Westdeutschland beharrte auf der nicht-Anerkennung 
und hatte seine Bündnispartner dazu gebracht, ihm gleichzutun, die Staa-
ten des Warschauer Vertrages wollten die Anerkennung der DDR. Willy 
Brandt und Egon Bahr fanden eine Lösung in der feinen Unterscheidung 
zwischen Anerkennung und Kenntnisnahme oder Respektierung, meinte: 
Keine völkerrechtliche Anerkennung der DDR, aber Respektierung ihrer 
Existenz. Auf diese Art könnte man doch heute mit dem Konflikt um die 
Krim oder die Ost-Ukraine umgehen. 

2015 bekräftigten die Staats- und Regierungschefs der Russischen 
Föderation, der Ukraine, Frankreichs und Deutschlands in ihrer Erklä-
rung zur Unterstützung von Minsk II, jener Roadmap für einen Frieden 
in der Ukraine, dass sie sich „unverändert zur Vision eines gemeinsamen 
humanitären und wirtschaftlichen Raums vom Atlantik bis zum Pazifik 
auf der Grundlage der uneingeschränkten Achtung des Völkerrechts und 
der Prinzipien der OSZE“ bekennen. Russland und Deutschland sind 
beides Signatarmächte und somit verpflichtet, in diese Richtung zu wir-
ken. Davon ist man zwar heute weit entfernt, aber gerade deshalb kann 
es sinnvoll sein, sich daran zu erinnern, welche Vorschläge und Verträge 
es gab und gibt, um aus einer konfrontativen Situation im Nachkriegs-
europa herauszukommen. Im kältesten Kalten Krieg unterbreitete 1957 
der polnische Außenminister Adam Rapacki der UN-Vollversammlung 
den Vorschlag zu einer atomwaffenfreien Zone in Mitteleuropa. Die 
Warschauer-Vertrags-Staaten begrüßten ihn, die USA und ihre Verbün-
deten wiesen ihn zurück. Aber er ist doch bis heute vernünftig. Nicht 
nur vernünftig, sondern gültig und völkerrechtlich verbindlich ist der 
„Vertrag über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit“, 
den Michail Gorbatschow für die Sowjetunion – Russland ist deren 
Rechtsnachfolger – und Helmut Kohl für die gerade größer gewordene 
Bundesrepublik Deutschland am 09. November 1990 in Bonn unter-
zeichneten. Darin versichern beide Staaten, durch Verständigung und 
Versöhnung einen gewichtigen Beitrag zur Überwindung der Teilung 
Europas zu leisten und „eine dauerhafte und gerechte Friedensordnung 
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einschließlich stabiler Strukturen der Sicherheit zu schaffen.“ Sie ver-
pflichten sich zum „Nichtangriff“ und versichern, sie würden „niemals 
und unter keinen Umständen als erste Streitkräfte gegeneinander oder 
gegen dritte Staaten einsetzen.“ 

Allen diesen Vorschlägen, Verträgen, wie auch der langjährigen Erfah-
rung mit der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE-Prozess von 1973 bis zur Charta von Paris 1990) ist gemeinsam, 
dass sie eine Kooperationsbereitschaft von West und Ost voraussetzen. 
Dies ist und bleibt der Kernpunkt. Dabei ist Russland nicht Gegner, 
sondern Partner. Frieden in Europa wird immer auch Frieden mit Russ-
land sein.



Neue Narrative für den Frieden
Kai Kleinwächter

„Politik heißt: etwas wollen. Sozialdemokratische Politik heißt Verän-
derung wollen. Weil Veränderung Verbesserungen verheißen, weil sie 
Phantasie und Visionen anregen.“

Olof Palme, 19651

Das gegenwärtige Verhältnis zwischen dem „Westen“ und Russland wird 
vielfach als neuer „Kalten Krieg“ beschrieben. Damit einher geht eine 
drastische Zuspitzung der weltpolitischen Lage. Vergleiche zur Situation 
vor den Weltkriegen werden geführt und suggeriert, dass ein neuer (ato-
mar geführter) Großkrieg bevorsteht. Aber die hinter diesem Narrativ 
liegenden Annahmen führen in die Irre. Sie stützen eine vergangenheitsfi-
xierte Einseitigkeit des Denkens und sind in der Gegenwart keine realisti-
sche Grundlage für die Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse. 

Erstens – atlantisch-eurasische Beschränktheit

Der „Kalte Krieg“ kannte nur zwei entscheidende Weltmächte – die USA 
und die Sowjetunion. Begrenzte eigenständige Rollen hatten Deutschland, 
Frankreich sowie Großbritannien und mit Abstrichen China. Die globa-
len Entwicklungen, die Vielfalt der Hunderten „kleinen Staaten“ waren 
dem Kampf der Systeme untergeordnet. Ihre Geschichte und Interessen 
wurden über die genannten Groß- bzw. Mittelmächte definiert. Langfris-
tige politische, ökonomische und vor allem kulturelle Beziehungen und 
Eigenarten spielten keine wesentliche eine Rolle. Die Länder wurden 
wechselseitig unter einen blauen bzw. roten Teppich gekehrt.

Zweitens – undifferenzierte Staatszentrierung

Gleichzeitig verengt sich das Denken auf die staatliche Außen- und 
Militärpolitik. Andere gesellschaftliche Facetten und seine Akteure – 
Wirtschaft/Konzerne, Kultur, Zivilgesellschaft und Bürgerbewegungen 

1	 Digulla, Frederik: Politik ist Wille – Gedanken zum 30. Todestag von Olof Palme; jusos Schleswig-Holstein 28.02.2016. 
http://jusos-sh.de/2016/02/28/politik-ist-wille-gedanken-zum-30-todestag-von-olof-palme/

Kleinwächter: Neue Narrative für 
den Frieden
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– werden kaum berücksichtigt bzw. sind „Agenten“ der jeweiligen Staa-
ten. Die unterschiedlichen Interessengruppen innerhalb der Staaten ver-
schwinden. Zugespitzt stehen die Gesellschaften scheinbar monolithisch 
hinter der Politik ihrer Staaten. „Abweichler“ – DIE LINKE, AfD, Attac, 
Friedensratschlag, Ostausschuss der deutschen Wirtschaft, ökologische 
und Friedensbewegungen usw. sind nach dieser Sicht unwesentlich und 
zumindest partiell von außen gesteuert. Zur borniert monolithischen 
Sichtweise passt auch, dass gesellschaftliche Veränderungen innerhalb der 
Systeme ausgeblendet werden. Das heutige Russland als auch der Westen 
haben sich systemisch verändert und nur noch wenig mit ihrem Zustand 
vor 1990 gemeinsam. Aber das spielt in der geschichts- wie zukunftslosen 
Bedrohungstheorien konservativer „rechter“ wie „linker“ Führungskräfte 
keine Rolle. Ihr Axiom ist die „ewige Bedrohung“.

Drittens – keine Kooperation

Das Wesen des „Kalten Krieges“ und seiner aktuellen Parallele ist Kon-
frontation – sei es im Rahmen militärischer Auseinandersetzungen oder 
eingehegt durch Verträge, als konfrontativer Frieden. Die seit Jahrhun-
derten währenden Elemente der Kooperation, wie Wirtschaftsaustausch 
und Handel, gemeinsame Infrastrukturprojekte, kulturelle und techno-
logische Zusammenarbeit, abgestimmte Sicherheitsmaßnahmen, werden 
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abgewertet, diffamiert oder ignoriert. Das schließt auch die Verunglimp-
fung sicherheitspolitischer Erfolge bei der Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung sowie bei der Entwicklung gemeinsamer Sicherheitssysteme, 
wie dem KSZE-Vertrag, ein. Sie passen nicht in das Weltbild einer ewigen 
„Freund-Feind-Konfrontation“.

Viertens – Militarisierung des Denkens

Die Logik der Konfrontation ist eine primär militärische. Das Wettrüs-
ten, inklusive der propagandistischen Auflistung von Soldaten, Panzern, 
Flugzeugen, … von atomaren Sprengköpfen und Trägersystemen sowie 
der Zukunftswaffen wie Cybertruppen, übertrumpft alles. Hinzu tritt die 
manische Fixierung auf (angebliche) Angriffstheorien und -pläne des Geg-
ners: Wann könnte er wo und wie, offen oder verdeckt angreifen? Wie 
hoch wären die Verluste in regionalen oder globalen Kriegen? Welche wei-
teren Gebiete fallen dann?

Sprache und Denken des Militärs werden zum dominanten Maßstab. 
Dimensionen des Wohlstands und der Lebensqualität der Bevölkerung, 
ökologische Stabilität, Kultur und Bildung treten in den Hintergrund. 
Militante Politiker und Wissenschaftler prägen wesentlich den öffentli-
chen Meinungsdiskurs. Sie widmen ihr Leben dem Studium von Mili-
tärsystemen, Einsatzszenarien und Bedrohungsperzeptionen. Andere 
Bereiche der Gesellschaft werden nachgeordnet. Die militärische Bedro-
hungspropaganda und Konfrontation garantiert den „Meinungssöldnern“ 
Einkommen, Lebenssinn und Status.

Kommunikationsstärke des Destruktiven

Das Narrativ „Kalter Krieg“ gewinnt wieder an Kraft. Chancen einer alter-
nativen Weltgestaltung werden nur sehr eingeschränkt wahrgenommen. 
Die Interessen zunehmend einseitig nationalegoistisch definiert. Kommu-
nikation bzw. Konflikt- und Selbstwahrnehmung hat keinen Anfang und 
kein Ende.2 Den entscheidenden Punkt zu suchen, an der die Entwick-
lung begann sich zu verschlechtern ist sinnlos. Seit der Ukraine-Krise? Seit 

2	 Paul Watzlawick, einer der führenden Kommunikationswissenschaftler des 20. Jahrhundert, formulierte diese Störung 
der Kommunikation in seinem dritten Axiom. Die Interaktion der Akteure nimmt dann einen ewig kreisförmigen und 
inhaltlich stillstehenden Verlauf. Fortschritt kann es nur durch einen völlig neuen Impuls erfolgen – mithin einem neuen 
Narrativ. https://www.paulwatzlawick.de/axiome.html
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den Kriegen in Libyen-, Syrien oder Kosovo? War es die erste, zweite oder 
dritte Erweiterung der NATO? Lag der Ursprung in gebrochenen Verspre-
chungen beim Abzug der sowjetischen Truppen aus der DDR? Oder sind es 
geschichtliche Rivalitäten, die aus den Tiefen der Jahrhunderte kommen?

Genauso führen die Fragen nach den Schuldigen nicht weiter. Sind 
es egozentrische Führer wie Trump, Orban, Kwasniewski oder Kurz? 
US-Demokraten oder Grüne-Oppositionelle, die die Russland-Frage als 
innenpolitisches Druckmittel nutzen? Osteuropäische Staaten aus irratio-
naler Angst vor einer Wiederholung der Geschichte? Wollen Putin und Xi 
Russland und China wieder zu einer Sowjetunion 2.0 bzw. dem Zentrum 
der Welt transformieren? Oder die Militaristen und Reaktionäre auf allen 
Seiten, um nach Jahren gesellschaftlicher Marginalisierung, wieder zu ver-
gangenem Einfluss zu kommen?
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Sind Akteure in der falschen Wahrnehmung gefangen, gleichen sie spie-
gelbildlichen Zwillingen. Einer reagiert zeitnah auf den anderen. Aktion 
und Reaktion sind kaum zu unterscheiden. Gegenseitige Schuldzuwei-
sungen, Diffamierungskampagnen und Sanktionen verhindern Lösungen. 
Die Gegner des Dialogs suchen und finden oder konstruieren ungeklärte 
Details und lassen daran jegliche Versuche der Kooperation scheitern. 

Es muss Schluss damit sein in der Vergangenheit „Lösungen“ für 
destruktives Denken der Gegenwart finden zu wollen. Zumal viele 
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Entscheidungen inzwischen Geschichte sind. So wenig wie sich die Oster-
weiterungen der NATO rückgängig machen lassen, so wenig zieht Russ-
land die Atomwaffen aus Kaliningrad ab oder gibt die Krim zurück.

Blockaden als Herausforderung

Trotz des Aufbruchs in ein neues Zeitalter der Zivilisation im 21. Jahrhun-
dert haben Konzepte des „Kalten Krieges“ Renaissance. Sie blockieren das 
Denken in der Gegenwart und versperren Zukunftsoptionen. Problemfel-
der …

•	 Niederlagen des Westens in allen regionalen Kriegen seit Vietnam durch 
Überdehnung des militärischen Faktors; Unführbarkeit von Großkrie-
gen zwischen hochentwickelten Staaten; zivilisatorische Machtverluste 
der Sowjetunion/Russland und der USA durch das Wettrüsten versus 
ökonomische Erfolge Europas und Japans nach freiwilliger Rüstungs-
begrenzung;

•	 zunehmende politische und ökonomische Widersprüche zwischen 
den westlichen Ländern (USA-EU-Japan, regional-inhaltliche 
Fragmentierung und Erosionstendenzen in der EU);

•	 Machtverschiebungen durch den Aufstieg neuer nicht-europäischer 
globaler (China, Indien) sowie regionaler Führungsmächte (Türkei, 
Vietnam, Südkorea, Brasilien, Südafrika) und deren Bündnisse;

•	 fortschreitende Blockaden und Erosion „alter“ internationaler Insti-
tutionen (UNO, UN-Sicherheitsrat, Weltbankgruppe, IMF, WTO) 
und Herausbildung neuartiger (BRICS, Shanghai-Gruppe, Asiatische 
Infrastruktur-Investmentbank);

•	 existenzielle Zuspitzung nicht-militärischer globaler „Bedrohungen“ 
(Klimawandel, Migration, Wirtschaftskrisen);

•	 Zunahme autoritärer Tendenzen in entwickelten Gesellschaften infolge 
sozial-ökonomischer Zuspitzungen und Konflikte;

•	 nie gekannte gegenseitige Durchdringung der Gesellschaften durch 
digitale Kommunikations- und globale Wirtschaftsbeziehungen.

Neue gesellschaftliche Bündnisse

Das Ziel einer undogmatischen, realistisch-pragmatischen (linken) Frie-
denspolitik muss die Durchbrechung des negativen Kreislaufs der 
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Kommunikation mit neuen Narrativen sein. Bisher vernachlässigte und 
nicht dagewesene Ideen sind zu entwickeln, die dazu führen, dass sich die 
Akteure neu definieren und nicht mehr ständig alte Schuld aufrechnen. 
Gleichzeitig können so weitere Unterstützer aus der Zivilgesellschaft, der 
Wirtschaft, Kultur und Wissenschaft gewonnen werden. Neue Horizonte 
brächten neue gesellschaftliche Bewegungen und Allianzen hervor. Bisher 
dominierende, altem Denken verhaftete Eliten, würden abgelöst. Die Schaf-
fung, Propagierung und Durchsetzung neuer Ideen ist schwierig, vor allem 
intelligenzintensiv und langwierig. Aber es brauchte auch Jahrzehnte bis 
die Idee einer ökologischen Gesellschaft erste Früchte trug und mehr als 
ein Jahrhundert, bis aus der Pan-Europa-Bewegung die Europäische Union 
wurde. Ansätze neuer Narrative finden sich im „Wirtschaftsraum von Lis-
sabon bis Wladiwostok“ sowie in der globalen Umwelt-, Gender- und Frie-
densbewegung. Auch die Idee einer neuen Globalisierung mit der Stärkung 
des Einflusses der Mehrheit der „kleinen Staaten“ und der Zivilgesellschaft 
beinhaltet interessante Ansatzpunkte. Hierüber muss stärker – auch mit Per-
sonen außerhalb der bekannten Kreise – nachgedacht werden. Raus aus den 
beschränkten eigenen, inhaltlichen und organisatorischen Echo-Räumen!

Erläuterungen und Artikel zu den Grafiken finden sich auf der Homepage des 
Autors (www.zeitgedanken.blog). Bei Interesse können die statistischen Daten 
und Quellennachweise für die Grafiken per Mail zugesandt werden.
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Zeitgemäße Ostpolitik gefragt!
Zur aktuellen SPD-Debatte über die Russland-Politik

Wilhelm Ersil 

In einigen politischen Formationen kommt allmählich eine Debatte über 
die deutsche Russlandpolitik in Gang. Dazu gehört das außenpolitische 
Positionspapier der SPD-Bundestagsfraktion vom 9.10. 2018 unter dem 
Titel „Dialog – Vertrauen – Sicherheit. Voraussetzungen und Impulse für 
eine zeitgemäße sozialdemokratische Entspannungspolitik“. Einschätzun-
gen und Orientierungen in diesem Dokument korrespondieren thematisch 
mit der Konferenz der Rosa Luxemburg-Stiftung vom November 2018. 

„Der Frieden ist in den letzten Jahren brüchig geworden“, wird ein-
leitend im SPD-Papier festgestellt. Analyse der Ursachen der heutigen 
konfrontativen Situation in den Beziehungen mit Russland ist für Schluss-
folgerungen unverzichtbar. Hierzu wird jedoch lediglich vermerkt: „Die 
Teilung des Kontinents wurde bis heute nicht vollständig überwunden, 
sondern nur weiter nach Osten verschoben.“ Dabei wird ignoriert, daß 
auch sozialdemokratische Verantwortungsträger zu dieser „Verschiebung“ 
beigetragen haben. Mitverantwortung für die NATO-Osterweiterung wird 
übergangen. Aussagen und Einsichten in die verhängnisvollen Konsequen-
zen früherer Entscheidungen fehlen. Die Konferenzdebatte über die 1990 
und später mit Russland getroffenen Vereinbarungen sowie nachfolgende, 
auch durch deutsche Politik mitverursachte Konfrontationen werden 
umstritten bleiben. Ob oder inwieweit hinsichtlich der NATO-Osterwei-
terung von einem „ Sicherheitsbetrug“ an Russland gesprochen werden 
kann, bleibt von hoher politischer Brisanz. „Bei nüchterner Betrachtung “, 
urteilt jedenfalls Willy Wimmer, „ haben wir mit der Osterweiterung der 
NATO das gesamte Potenzial aus der unmittelbaren Zeit nach Ende des 
Kalten Krieges zunichte gemacht, und zwar auf amerikanisches Betreiben 
hin und einer willenlosen deutschen Politik.“ 

Im SPD-Papier wird nachdrücklich konstatiert: „Die Bundesrepublik 
braucht Frieden und Ausgleich mit Russland als einem zentralen Bestand-
teil Europas“. Ein Europa müsse mit Russland geschaffen werden. Diese 
Position ist wichtig, dominieren doch Missachtung Russlands und Miss-
deutung seiner Politik in der staatlichen Politik und in der Medienland-
schaft. Im Dokument wird die Deeskalation von Spannungen gefordert. 

Ersil: Zeitgemäße Ostpolitik ge-
fragt!
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Appelle für Abrüstungsinitiativen werden formuliert. Neue nuklearer 
Aufrüstung auf dem Kontinent müsse verhindert werden und deshalb 
der INF-Vertrag unangetastet bleiben. Für einen Neustart konventionel-
ler Rüstungskontrolle unter Einbeziehung neuer Bereiche militärischer 
Fähigkeiten wird geworben. Wiedereinstieg in eine verstärkte gegenseitige 
Rüstungskontrolle wird angemahnt. Zusätzliche vertrauensbildende Maß-
nahmen werden gefordert. Welche neuen Sicherheitsstrukturen aber anvi-
siert werden sollten, wird offen gelassen. Die NATO – Osterweiterung, die 
erhöhte militärische Präsenz des Paktes unter deutscher Beteiligung in den 
baltischen Staaten und damit der konfrontative Kurs des Militärbündnisses 
werden unter Bezug auf russische Handlungen gerechtfertigt. 

Das SPD-Papier spricht sich für intensive Kontakte zwischen den 
Regierungen und Zivilgesellschaften aus. Der Stärkung der OSZE als 
Dialogforum wird zentrale Bedeutung beigemessen. Konfrontationen 
müssen durch Kommunikation, neue kooperative Formen der Konflikt-
bewältigung, weitere vertrauensbildende Maßnahmen und Projekte der 
Zusammenarbeit gemildert werden. Befremdlich ist die Aussage: Eine 
„europäische Friedensordnung“ müsse „möglichst unter Einschluss Russ-
lands“ geschaffen werden, als ob andere Konstruktionen möglich bzw. 
zielführend wären. 

Das SPD-Dokument spricht sich für die Verbesserung und Festigung 
und der Beziehungen zu Russland, für einen europäischen Dialog mit 
seiner politischen Führung und der Zivilgesellschaft aus. Für besondere 
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Gesprächsformate wird plädiert, die Russland und mittelosteuropäische 
Staaten an einen Tisch bringen. Diese Anregung könnte positive Resultate 
zeitigen. Zusammenarbeit zur Bewältigung transnationaler Herausforde-
rungen und internationaler Krisen, von denen eine Reihe benannt wer-
den, sei unausweichlich. Mit Blick auf Russland werden mögliche Beiträge 
zu einem „Modernisierungsprozeß“ und zur Wirtschafskooperation zwar 
erwähnt, aber nicht näher definiert. Übrig bleibt die dürre Aussage, es 
„sollte nach neuen Möglichkeiten gesucht werden, um Wirtschaftskoope-
ration zu fördern.“

Dafür gibt es im Papier Anregungen für Beziehungen und Kontakte 
der BRD/ EU zu anderen Organisationen regionaler Kooperation. Das 
betrifft einmal die Euro-Asiatische Wirtschaftsunion. Eine derartige 
Zusammenarbeit, von Russland schon früher mit Blick auf einen wirt-
schaftlich gemeinsamen Raum zwischen Lissabon und Wladiwostok vor-
geschlagen, ist überfällig. Zweitens werden Kontakte mit der von Russland 
dominierten Organisation für den Vertrag über kollektive Sicherheit ange-
regt. Sie könnten mittels Nato und unter Vermittlung der OSZE erfolgen. 
In derartigen Erwägungen widerspiegeln sich langfristige imperiale Inte-
ressen. 

Manche Kommentatoren sehen im SPD-Dokument eine weitere 
Abkehr von Grundprinzipien Brandt´scher Entspannungs- und Ostpo-
litik. Für andere schlägt das Strategiepapier zur Russland-Politik trotz 
offensichtlicher Widersprüche andere Töne an. So sieht Alexander Rahr 
im Papier „einen guten Anfang“. In ihm wird die Krimfrage ausgeklam-
mert. Offensichtlich torpedieren die gegen Russland auch wegen der 
Eingliederung der Krim verhängten Sanktionen die Verbesserung und 
Ausgestaltung der Beziehungen. Für die einen ist der Anschluss der Krim 
an Russland ein völkerrechtswidriger Vorgang, für andere eine legitime 
Sezession. Die Frage, ob im Völkerrecht das Selbstbestimmungsrecht der 
ansässigen Bevölkerung oder die Unverletzlichkeit der territorialen Sou-
veränität Vorrang hat, bleibt für viele offen. Die Aufhebung der Sanktio-
nen von der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen und einer Regelung 
der Krimfrage abhängig zu machen, lähmt die Politik. Erhard Eppler rät, 
das Krimthema ruhen lassen. „Niemand nähme einen Schaden, wenn die 
Situation auf der Krim respektiert wird, ohne zeitliche Begrenzung“ (vgl. 
Eppler: „Ohrfeige für Kiew“. In „neues deutschland“ vom 25.10. 2018). 

Zentral ist im SPD-Papier die Vorstellung einer nicht näher definierten 
„europäischen Friedensordnung“. Einer solchen müsse man durch eine 
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„Politik der kleinen Schritte“ näherkommen. Gewiss, das ist nötig! Aber 
die jüngsten dramatischen Entwicklungen erfordern weitreichendere Ent-
scheidungen und das nicht nur mit Blick auf einen engen Zeithorizont. 
Konzeption und Politik des „Wandels durch Annäherung“ gemäß der 
Tutzinger Rede Egon Bahrs und die damals damit verbundene Akzeptanz 
von Realitäten wie der Existenz der DDR haben zu Entspannung und 
historischen Veränderungen in Europa beigetragen. Zu einer zeitgemä-
ßen Entspannungs- und Russlandpolitik der Bundesrepublik im Sinne der 
Vorstellungen Egon Bahrs über „kooperative Koexistenz“ ist angesichts 
heftiger Widerstände noch ein weiter Weg.



Die Friedensfrage und die deutsche 
Außenpolitik in der Gegenwart

Wilfried Schreiber

Die Friedensfrage ist die Kernfrage jeglicher Außenpolitik. Das gilt gene-
rell und universell seitdem es souveräne Staaten gibt. Für unsere Eltern 
und Großeltern entsprach es weitgehend sowohl ihrer Lebenserfahrung 
als auch ihrem Schulwissen, dass sich die Menschheitsgeschichte als eine 
Geschichte von Kriegen darstellte. Bis weit ins 20. Jahrhundert bewer-
teten viele Historiker die Leistungen der Staatslenker zumeist an ihren 
Erfolgen als Heerführer.

Besonders der europäische Kontinent mit seinen zahlreichen Klein- 
und Einzelstaaten ist in seiner gesamten Geschichte reich an Kriegen. 
Der Mai dieses Jahres erinnerte uns z. B. an den Beginn des dreißigjäh-
rigen Krieges vor genau 400 Jahren, der ganz Mitteleuropa verwüstete. 
Kriegsgräuel, Hunger und Seuchen führten zu einem Massensterben, das 
die Bevölkerung im heutigen Süddeutschland auf bis zu einem Drittel 
absinken ließ. Dem im Jahre 1648 geschlossenen westfälischen Frieden 
zu Münster und Osnabrück gingen sieben Jahre intensive Verhandlungen 
voraus. Aber dieser Frieden war nicht von Dauer. Es folgten im 18. und 
19. Jahrhundert die zahlreichen Hegemonialkriege eines zerrissenen Kon-
tinents sowie die beiden Weltkriege des 20. Jahrhunderts, für die Deutsch-
land die Hauptverantwortung trug.

In Zentraleuropa erleben wir gegenwärtig die längste Friedensperiode 
der letzten 2000 Jahre. Als Bestandteil und Ergebnis des europäischen 
Integrationsprozesses konnte hier über 73 Jahre ein relativ stabiler Frieden 
bewahrt werden. Dazu gehört auch die Zeit der Blockkonfrontation und 
des Kalten Krieges. Die daraus gewonnenen Erfahrungen dürfen ange-
sichts der neuen Herausforderungen nicht verlorengehen und müssen 
mehr denn je in die aktive Politik einfließen.

Gleichwohl sollten wir uns bewusst sein, dass im gesamten Geschichts-
verlauf die Frage von Krieg oder Frieden stets nur von den politischen 
Führern entschieden wurde. Bis heute ist Außenpolitik lediglich eine 
Angelegenheit der Regierungen und nicht der Parlamente. Auch im 
Deutschen Bundestag gibt es keine Grundsatzdebatten zu Fragen der 
Außen- und Sicherheitspolitik. Alle Weißbücher zur Sicherheitspolitik 
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der Bundesrepublik sind ausschließlich Regierungsdokumente. Eine Par-
lamentsdebatte oder gar eine Parlamentsentscheidung darüber hat es nie 
gegeben. Die Bundeswehr als Parlamentsarmee ist eine Schimäre. Das 
Abstimmungsrecht des Bundestags über die Auslandseinsätze der Bun-
deswehr ist äußerst begrenzt und bezieht sich lediglich auf Umfang, 
Dauer und Einsatzgebiet und kann nur befürwortet oder abgelehnt wer-
den – ohne dass es eine Debatte dazu gibt. Aber selbst diese vage Mitbe-
stimmung ist in Europa ein Ausnahmefall, dessen Zukunft gegenwärtig 
völlig offen ist. Auch das europäische Parlament kann keine außen- und 
sicherheitspolitischen Entscheidungen treffen. Die Stimme der Bürger hat 
in der parlamentarischen Debatte der Europäischen Union bei der Frage 
von Krieg und Frieden keine Rechtskraft.

Friedensfrage stellt sich in neuen Dimensionen

Dabei stellt sich die Friedensfrage gegenwärtig in völlig neuen Dimen-
sionen. Mit Beginn des Kernwaffenzeitalters ist die Friedensfrage zur 
Existenzfrage der Menschheit geworden. Die Hoffnungen auf eine sta-
bile Friedensdividende nach dem Ende der Blockkonfrontation haben 
sich nicht erfüllt. Der Prozess der Kernwaffenkontrolle und nuklearen 
Abrüstung ist ins Stocken geraten. Die Zahl der Kernwaffenmächte 
hat sich erhöht und eine grundlegende Modernisierung der bestehen-
den Nuklearwaffen ist im Gange. Eine Fülle sicherheitspolitischer Her-
ausforderungen hoher Komplexität beunruhigt die Welt. Insbesondere 
seit Beginn der Präsidentschaft von Donald Trump erleben wir einen 
Konfrontations- und Aufrüstungstaumel des transatlantischen Westens 
wie seit dem Kalten Krieg nicht mehr. Die USA, die NATO und die 
Europäische Union versuchen damit auf die neuen inneren und äußeren 
Widersprüche zu reagieren, die von einem Zerfallsprozess der unipola-
ren Weltordnung zeugen. Das zeigt sich vor allem an zwei miteinander 
zusammenhängenden Prozessen, die besonders seit Anfang des Jahres 
2018 zu erkennen sind:

Erstens: Im Nahen Osten erleben wir gegenwärtig eine erneute Zuspit-
zung der Situation. Mit der Verlegung der US-Botschaft von Tel Aviv 
nach Jerusalem im Mai wurde zunächst der Palästinenserkonflikt ange-
heizt. Zugleich mischte sich die Türkei mit Angriffen gegen die Kurden 
in den Bürgerkrieg in Syrien und im Irak ein. Den militärischen Erfolgen 
Syriens und Russlands im Antiterrorkampf gegen den Islamischen Staat 
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begegnete der Westen völlig konzeptionslos. Statt eine konstruktive Ini-
tiative für den Friedensprozess in Syrien zu starten, machten die USA 
durch die Kündigung des Atomabkommens mit dem Iran sowie durch 
scharfe Wirtschaftssanktionen gegen den Iran, wie auch durch Strafan-
drohungen gegen alle Länder bzw. Firmen, die diese Sanktionen unter-
laufen, eine völlig neue Front in der Region auf. Offensichtlich vollzieht 
sich im Nahen und Mittleren Osten ein Kampf um die Neuordnung der 
Region, bei dem der Einfluss des Irans und Russlands zurückgedrängt 
und Syrien als selbständiger Staat zerschlagen werden soll. Das hätte ins-
besondere für Europa verhängnisvolle Folgen.

Zweitens: Als besonders beunruhigend muss das Verhältnis zu Russ-
land angesehen werden. Daran ändern auch die Treffen von Trump und 
Putin im Juli dieses Jahres in Helsinki sowie von Merkel und Putin im 
August auf Schloss Meseberg nichts. Bei aller berechtigten Kritik an 
Russland ist es in erster Linie der transatlantische Westen, der für die 
Verschlechterung der Beziehungen zu Russland verantwortlich ist. Aus-
gangspunkt dieser Entwicklung waren die Einkreisung Russlands durch 
die NATO-Osterweiterung sowie eine Dämonisierung Putins als Inkar-
nation des Bösen – ähnlich wie Hussein, Gaddafi oder Assad. Es waren 
Entwicklungen, die lange vor der Ukrainekrise – für die man allein Russ-
land verantwortlich macht – begannen bzw. sich vollzogen. Symptoma-
tisch für eine gezielte Stimmungsmache seit Anfang des Jahres gegen 
Russland war die Skripal-Affäre vom März 2018, bei der Russland und 
Putin persönlich für einen Giftanschlag im britischen Salisbury gegen 
einen ehemaligen Doppelagenten und seiner Tochter verantwortlich 
gemacht wurden. Die USA und die EU verhängten Sanktionen gegen 
Russland, ohne dass je glaubhafte Beweise für eine russische Schuld vor-
gelegt wurden. Die NATO braucht das „Feindbild Russland“ als eini-
gendes Band zur Rechtfertigung eines unsinnigen Rüstungsschubs. Seit 
dem NATO-Gipfel von Wales 2014 werden für alle NATO-Länder 2% 
des BIP als Rüstungsausgaben verbindlich gemacht, ohne dass bisher ein 
plausibles Verwendungskonzept auf nationaler wie auf NATO-Ebene 
vorgelegt wurde. Das „Feindbild Russland“ ist der Kitt für alle außen-
politischen Divergenzen und zugleich die Tünche zur Verschleierung der 
innenpolitischen Widersprüche des Westens.

Die anhaltende Labilität der Situation im Nahen Osten und das zuneh-
mende Spannungsverhältnis zu Russland sind Faktoren, die in erster Linie 
die sicherheitspolitische Lage in Europa berühren. Während Deutschland 
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und die EU im Nahen Osten weitgehend konzeptionslos und gewalttole-
rierend agieren, setzen sie gegenüber Russland Gewaltandrohung als Mit-
tel der Abschreckung ein. Eine Politik der gegenseitigen Abschreckung hat 
sich aber bereits im Kalten Krieg als ein äußerst fragiles Mittel für Stabili-
tät und Friedenssicherung erwiesen.

Seit dem Ende der Blockkonfrontation haben sich die inneren und 
äußeren Rahmenbedingungen für die Sicherheit Europas grundlegend 
verändert. Die Hegemonialrolle der USA und ihrer Verbündeten ist 
durch den Aufstieg neuer Mächte infrage gestellt. Wir stehen nach rund 
30 Jahren erneut an einem geopolitischen Wendepunkt – und zwar von 
einer unipolaren zu einer multipolaren Weltordnung. Die Randzonen 
der alten und neuen Kräftegruppierungen sind durch außerordentli-
che Labilität und zahlreiche Bürger- bzw. Stellvertreterkriege gekenn-
zeichnet. Hinzu kommen die dramatischen Folgen einer neoliberalen 
Wirtschaftspolitik des Westens in der dritten Welt sowie die Auswir-
kungen der Klimaveränderungen. Als neue und nahezu unberechen-
bare sicherheitspolitische Herausforderung erweist sich der Islamische 
Staat bzw. der islamistische Fundamentalismus insgesamt mit seinen 
globalen terroristischen Attacken. Verbunden mit einem starken Bevöl-
kerungswachstum in Afrika und der arabischen Welt schlagen sich all 
diese Faktoren in einem hohen Migrationsdruck auf Europa nieder. 
Insgesamt steht besonders der europäische Kontinent vor völlig neuen 
sicherheitspolitischen Risiken und Unwägbarkeiten. 

Dabei dürfen drei Entwicklungen nicht unterschätzt werden, die nach 
dem Ende der Blockkonfrontation insbesondere für die Industriestaaten 
Europas kennzeichnend sind:

1.	 Die Empfindlichkeit dieser Staaten gegen destruktive Einwirkungen 
ist mit der Globalisierung und Digitalisierung enorm gestiegen. 
Insbesondere die Abhängigkeit von der Elektroenergie sowie von der 
analogen und digitalen Kommunikation macht die gesamte Infra-
struktur dieser Länder leicht verletzbar. Selbst konventionelle Kriege 
sind auf dem Territorium der westlichen Welt nicht mehr führbar und 
gewinnbar, da sie zivilisationsgefährdende Folgen haben. Resilienz, 
wie sie im Weißbuch 2016 als Konsequenz auf diese Herausforderung 
gefordert wird1, ist blanker Selbstbetrug.

11	 Die Bundesregierung. Weißbuch zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr, Berlin 2016, S. 48/49.
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2.	 Dazu kommt, dass neue Technologien völlig neue Möglichkeiten 
eines destruktiven Einwirkens auf Streitkräfte und Gesamtgesell-
schaft geschaffen haben, die unterhalb der Schwelle konventioneller 
Waffenwirkung bleiben. Insbesondere die Ausdehnung von Konflikten 
auf den Weltraum und den Cyberspace lassen die Grenzen zwischen 
militärischen und nichtmilitärischen Aktivitäten – und damit zwischen 
Krieg und Frieden – verwischen. Vor allem verringert sich durch die 
Tendenz zur Automatisierung militärischer Entscheidungen der Spiel-
raum für politische Entscheidungen.

3.	 Schließlich fehlt gegenwärtig weitgehend das Deeskalationsinstru-
mentarium, das seit Mitte der 1970er Jahre die Blockkonfrontation 
reguliert bzw. eingedämmt hat. Hierzu gehören z. B. die vereinbarten 
Mechanismen zur Verifikation von Abrüstung und Rüstungsbegren-
zung, zur Manöverbeobachtung sowie eine Vielzahl von Vertrauens- 
und Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM).

4.	 Mit diesen Entwicklungen sind vor allem die Industriegesellschaf-
ten Europas und Nordamerikas im Falle einer direkten Einbezie-
hung in gewaltsame Auseinandersetzungen verletzbarer geworden. 
Die Gefahren einer nicht gewollten bzw. zufälligen Eskalation von 
Konflikten sind gewachsen. Das bisher im Denken von Militärs 
vorherrschende Ringen um Eskalationsdominanz wird zum Risiko für 
einen politischen Prozess der Deeskalation. Das umso mehr, als auf 
allen potenziellen Kriegsschauplätzen mit Aktivitäten nichtstaatlicher 
Akteure zu rechnen ist. Angesichts der Sprunghaftigkeit und Sponta-
neität des gegenwärtigen US-Präsidenten bei der Durchsetzung seiner 
„America-first“-Politik und der Kennzeichnung Deutschlands als 
strategischen Gegner müssen die USA zurzeit selbst als sicherheitspoli-
tischer Risikofaktor für Europa betrachtet werden.

Manichäisches Weltbild des Westens und 
missionarischer Charakter der Außenpolitik

Deutschland und die EU stehen damit vor der Aufgabe, die Friedens-
frage konsequenter und kreativer in den Vordergrund ihrer Außenpolitik 
zu rücken. Nun gehört es seit jeher zum Selbstverständnis aller Bundes-
regierungen, dass sie eine Außenpolitik im Sinne von Frieden und Sta-
bilität in Europa betreiben wollen. Anspruch und Wirklichkeit dieser 
Außenpolitik stehen jedoch in einem Widerspruch zueinander. Diese 
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Widersprüchlichkeit ist aber nicht ohne weiteres zu erkennen, da sie sich 
hinter den Floskeln einer werteorientierten Außenpolitik verbirgt. So 
heißt es bei Ischinger/Messner: „Deutschland sollte sich als Ganzes stär-
ker zu seiner gewachsenen internationalen Verantwortung bekennen und 
diese auf Basis unserer Werte … annehmen und ausfüllen.“2 Als Leitbe-
griffe werden dabei vor allem solche wie „Frieden“, „Freiheit“, „Demo-
kratie“, „Wohlstand“ und „Gerechtigkeit“ genannt.3 Das alles sind sehr 
wohlklingende Begriffe mit viel Interpretationsspielraum und Auswahl-
möglichkeiten. Bei ihrer außenpolitischen Umsetzung sollten wir nur 
nicht vergessen, dass das keineswegs die zentralen politischen Kategorien 
aller Staaten dieser Erde sind, sondern lediglich „die Werte einer offenen 
freiheitlichen Gesellschaft“.4

Hinter diesem Wertebewusstsein steht das manichäische Weltbild 
des transatlantischen Westen insgesamt: die Teilung der Welt in Gute 
und Böse, in „wir und die Anderen“. Dieses Weltbild beruht auf dem 
Selbstverständnis des Westens als höchste Stufe der menschlichen Zivi-
lisation – im Unterschied zu allen anderen real bestehenden Kulturen 
bzw. Zivilisationen, in deren Rahmen die annähernd 200 Staaten dieser 
Welt koexistieren. Man sollte sich an Samuel P. Huntington erinnern, 
der bereits Mitte der 1990er Jahre darauf aufmerksam machte, dass 
„der Glaube an die Universalität der westlichen Welt an drei Problemen 
[kranke]: er ist falsch, er ist unmoralisch, und er ist gefährlich“.5 Hun-
tington sah in einer Politik des Westens, die „unterschiedliche kultu-
relle Wertvorstellungen“ nicht berücksichtigt, die Wurzel für Konflikte 
zwischen den Staaten verschiedener Zivilisationen bzw. Kulturkreise – 
insbesondere an deren Randzonen.6 Genau diese Vorhersage hat sich 
mit den Kriegen auf dem Balkan sowie im Nahen und Mittleren Osten 
bestätigt. Man muss die Vision Huntingtons vom „Kampf der Kulturen“ 
nicht teilen; unbestreitbar bleibt die tiefe Widersprüchlichkeit zwischen 
dem Westen und dem Rest der Welt.

De facto hat die Verabsolutierung der Werteorientierung in der 
Außenpolitik Deutschlands und der EU missionarischen Charakter mit 

2	 Ischinger, Wolfgang / Messner, Dirk: Deutschlands neue Verantwortung. Die Zukunft der deutschen und europäischen 
Außen-, Entwicklungs- und Sicherheitspolitik, Berlin 2017, S. 209.

3	 Ebenda, S. 4 und 7.
4	 Ebenda, S. 209.
5	 Huntington, Samuel P.: Kampf der Kulturen. Die Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhundert. Ungekürzte Lizenz-

ausgabe des SPIEGEL-Verlags, Hamburg 2006/2007, S. 509.
6	 Ebenda, S. 22.
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einem neokolonialistischen Anspruch. Das Wertesystem des Westens 
wird als Verkörperung allgemeinmenschlicher Werte dargestellt. Aus der 
Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen werden selektiv und 
einseitig die westlichen Vorstellungen über Grundrechte, Freiheit und 
politischer Demokratie in den Vordergrund gestellt. Der damit einherge-
hende Überlegenheitsanspruch der westlichen Kultur bzw. Zivilisation ist 
konfliktfördernd und friedensgefährdend. Zwei Beispiele, die zum Kern 
der deutschen und europäischen Außenpolitik gehöre, mögen das ver-
deutlichen:

Erstens: So zielt die sogenannte Politik der „Östlichen Partnerschaft“ 
(ÖP) – als Teil der „Europäischen Nachbarschaftspolitik“ (ENP) auf eine 
Transformation und Bindung der sechs postsowjetischen Staaten Arme-
nien, Aserbaidschan, Georgien, Moldau, Ukraine und Weißrussland an 
das westliche Wertesystem, ohne dass sie eine Beitrittsperspektive für die 
Europäischen Union haben. Am deutlichsten und folgenreichsten verkör-
perte eine solche Haltung das Barroso-Ultimatum7 vom Februar 2013 
an die Ukraine, als diese sich der Eurasischen Wirtschaftsgemeinschaft8 
anschließen wollte. Barroso schloss daraufhin eine Annäherung der Ukra-
ine an die EU aus, wenn sich die Ukraine für die Eurasische Wirtschafts-
gemeinschaft entscheiden sollte. Es folgten „Euromaidan“, der Sturz von 
Janukowitsch, der Aufstand in der Ostukraine und die Abspaltung der 
Krim durch Russland – also die komplette Ukrainekrise.

Zweitens: Das zweite Beispiel betrifft das Prinzip der sogenannten 
Doppelstrategie von Abschreckung und Dialog gegenüber Russland. Hier 
gibt es eine Kontinuitätslinie seit dem Harmel-Bericht von 1967 über 
alle Bundeswehrweißbücher bis zum NATO-Gipfel 2018 in Warschau. 
Abschreckung und Dialog sind zwei Seiten einer Medaille. Beide Seiten 
zielen – mit mehr oder weniger Gewaltandrohung – auf Transformation 
nach westlichen Vorstellungen und keineswegs auf Anerkennung des Sta-
tus quo und der gegenseitigen Gleichberechtigung. Dabei sei nicht über-
sehen, dass Dialogpolitik durchaus eine kriegsverhindernde Wirkung 
haben kann.

De facto zeigt sich in der werteorientierten Außenpolitik der Bun-
desrepublik ein grundlegender Widerspruch zur deutschen Innenpolitik: 

7	 Josè Julio Barroso war zu dieser Zeit Kommissionspräsident der Europäischen Union.
8	 Die Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft verwandelte sich zum 1. Januar 2015 in die Eurasische Wirtschaftsunion als 

Binnenmarkt mit Zollunion. Ihr gehören die 5 postsowjetischen Staaten Armenien Kasachstan, Kirgistan, Russland und 
Weißrussland an.
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Der regierungsoffiziell praktizierten Toleranz einer kulturellen Vielfalt 
nach Innen steht die kulturelle Intoleranz nach Außen gegenüber. Die 
werteorientierte Außenpolitik Deutschlands und des Westens insgesamt 
ignoriert die gleichberechtigte Anerkennung der Wertesysteme anderer 
politischer Kulturen.

Friedensfrage umfasst mehr als Antimilitarismus und Pazifismus

Eine linke Kritik an der Außenpolitik Deutschlands und der EU muss 
also viel grundsätzlicher als bisher ansetzen. Sie darf sich keineswegs nur 
auf den Militarisierungsaspekt konzentrieren sondern muss sich auf alle 
Schwächen der gegenwärtigen Außenpolitik richten. Bisher setzt sich aber 
keine der Bundestagsparteien kritisch mit dem Problem der Werteorien-
tierung in der außenpolitischen Praxis auseinander.

Das Dilemma der Linkspartei besteht darin, dass sie kein konstrukti-
ves Konzept und keine Vision für die Bewältigung der außenpolitischen 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts hat. Die Linken sind eine Con-
tra-Partei und keine Pro-Partei. Ihre Konzentration in der Friedensfrage 
auf den Antimilitarismus ist ihre Stärke und Schwäche zugleich. Sie sind 
konsequent gegen jegliche Auslandseinsätze der Bundeswehr, gegen die 
NATO, gegen jeglichen Rüstungsexport, gegen eine europäische Mili-
tärunion, gegen eine Militarisierung der Sicherheitspolitik insgesamt. 
Entscheidend dabei ist, dass die Linken in ihrem Selbstverständnis als 
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Friedenspartei keinen Plan für eine Außenpolitik des Friedens haben. Die 
Friedensfrage umfasst mehr als Antimilitarismus und Pazifismus. Man 
kann engagiert für den Frieden sein, ohne Pazifist zu sein und auch ohne 
dem konsequenten Antimilitarismus in jedem Detail zustimmen zu müs-
sen. Eine Reduzierung der Friedensfrage auf Pazifismus und Antimilitaris-
mus birgt in sich aber die Gefahr des Sektierertums und der Ausgrenzung 
potenzieller Partner. Angesichts der neuen Dimensionen und der Komple-
xität der Friedensfrage in der Gegenwart ist eine solche Einengung für die 
Friedensbewegung geradezu kontraproduktiv. 

Das ist keine Polemik gegen die klare antimilitaristische Haltung der 
Linkspartei. Das ist ein Plädoyer für eine komplexe friedenspolitische 
Vision. Eine echte Außenpolitik des Friedens muss über Pazifismus und 
Antimilitarismus hinausgehen. In diesem Sinne möchte ich folgende sechs 
Orientierungspunkte in den Mittelpunkt stellen:

1.	 Aktive Friedenspolitik heißt Eintreten für Gewaltverzicht und aktive 
kooperative internationale Beziehungen auf Basis der Gleichberechti-
gung und Selbstbestimmung der Völker. Das sind zugleich die obersten 
Verhaltensgrundsätze der Charta der Vereinten Nationen.9 Außenpoli-
tik des Friedens ist Außenpolitik auf gleicher Augenhöhe. Das verlangt 
die Anerkennung anderer politischer Kulturen, anderer historischer 
Erfahrungen, anderer Lebensweisen und Werte als legal und gleichbe-
rechtigt. Es bedeutet zugleich den Verzicht auf Missionierung, Trans-
formation und Regime Change. 

2.	 Zugleich geht es um die Berücksichtigung der besonderen Interessen 
anderer Staaten. Das setzt voraus, sie in ihrem historischen Kontext zu 
kennen. Man muss also den politischen Partner bzw. Gegner „verste-
hen“. Verstehen heißt keineswegs mit ihm übereinzustimmen. Den 
politischen Partner bzw. Gegner zu „verstehen“ ist die Voraussetzung 
für jede vernünftige Außenpolitik. Insofern ist „Putinversteher“ kein 
Schimpfwort sondern Grundbedingung einer realistischen Außen- 
und Sicherheitspolitik mit Russland.

3.	 Friedenspolitik heißt immer auch vorausschauende Außenpolitik, die 
Konflikte von vornherein zu vermeiden sucht. Deutsche und europä-
ische Außenpolitik in den Krisenregionen dieser Welt – im Nahen und 
Mittleren Osten, in Afghanistan oder in Afrika – waren und sind aber 

9	 Siehe Charta der Vereinten Nationen, Kapitel 1, Artikel 1.
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in der Regel nichts anderes als Bemühungen zur Krisenbewältigung 
und zur Beseitigung bzw. Linderung der Kriegsfolgen, zum Teil sogar 
mit den falschen Mitteln. Was bisher fehlt, ist eine langfristige Sicht auf 
die Probleme. Eine konsequente Außenpolitik des Friedens verlangt 
eine Verlagerung des Schwerpunkts von der Krisenbewältigung auf die 
Krisenprävention. Das heißt, sie muss mehr von den zukunftsorien-
tierten, grundsätzlichen Zielen aus – also von den angestrebten Folgen 
her – konzipiert und gestaltet werden.

4.	 Friedenspolitik heißt auch Verzicht auf Feindbilder. Feindbilder sind 
stets mit Hass, Intoleranz und Ausgrenzung verbunden. Gefragt sind 
aber Kooperation, Versöhnungsbereitschaft und Toleranz – nach 
innen wie nach außen. Anregungen bieten hier vor allem die christ-
liche Friedensethik und die praktische Friedensarbeit der christlichen 
Kirchen.

5.	 Friedenspolitik heißt insbesondere Durchsetzung und Stärkung 
des Völkerrechts – statt der Anerkennung des Rechts des Stärkeren. 
Gemeint ist hier vor allem die Überwindung von Doppelstandards 
bei der Bewertung von internationalen Problemen bzw. Rechtsver-
stößen. Nur dadurch ist auch die Glaubwürdigkeitskrise des Westens 
zu überwinden. Außenpolitische Praxis ist derzeit eher die einsei-
tige Schuldzuweisung an den politischen Gegner. So werden offen-
sichtliche Völkerrechtsverstöße der USA wie der Irak-Krieg oder 
Drohnenangriffe gegen vermeintliche Terroristen von Regierung und 
deutschen Mainstreammedien ignoriert, toleriert oder gerechtfertigt, 
während fragwürdige Aktionen von Russland aufgebauscht oder gar 
frei erfunden werden. Das Musterbeispiel hierfür aus dem Jahre 2018 
ist die Affäre um den russisch-britischen Doppelagenten Skripal und 
seine Tochter. Die friedenspolitische Konsequenz muss hier vor allem 
in der Stärkung solcher internationale Organisationen sowie deren 
Fachinstitutionen liegen wie der UNO oder der OSZE.

6.	 Schließlich geht es bei einer konstruktiven Friedenspolitik auch um 
die Einheit der Friedensfrage mit der sozialen Frage. Stabilen Frieden 
zwischen den Staaten und Völkern wird es nur geben, wenn Armut, 
Unterentwicklung, Umweltzerstörung und neokolonialistische 
Ausbeutung überwunden werden. Frieden – nach innen wie nach 
außen – beruht auf Solidarität und Gerechtigkeit. Hier könnte z. B. 
auch der Kern für die Werteorientierung einer linken Außenpolitik 
liegen.
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Europäische Sicherheit nur mit und nicht gegen Russland

Diese sechs Orientierungspunkte sind kein Selbstzweck. Sie stehen mit 
der Militärfrage in einem engen Zusammenhang. Sie sind Maßstab und 
Kriterium zur Beurteilung der aktuellen Tendenzen der Rüstungs-, Mili-
tär- und Bündnispolitik der Bundesregierung und weisen auch den Weg 
zu Alternativen. Kernpunkt der Friedensfrage aus deutscher Sicht ist das 
Problem der europäischen Sicherheit. Es geht um Frieden und Stabilität 
auf dem europäischen Kontinent und an seinen Randzonen. Der Schlüs-
sel hierfür liegt in der Gewährleistung partnerschaftlicher Beziehungen zu 
Russland als der größten Kontinentalmacht. Zumindest geografisch ist uns 
Russland 5.000 Meilen näher als die USA. Denn Russland ist – wie Egon 
Bahr immer wieder betonte – unverrückbar in unserer Nachbarschaft.10 
Frieden in und für Europa ist nur mit und nicht gegen Russland zu haben. 
Insofern muss eine gemeinsame europäische Sicherheitsstruktur unter 
Einbeziehung Russlands im Zentrum deutscher und europäischer Sicher-
heitspolitik stehen. Es sind gerade die Differenzen mit Russland, die uns 
zwingen, an diesem Ziel festzuhalten und zumindest in kleinen Schritten 
in diese Richtung zu schreiten. Über alle bestehenden Meinungsverschie-
denheiten mit Russland hinweg ist diese Sicherheitspartnerschaft alterna-
tivlos. Daran ändern auch die – historisch erklärbaren – Ängste der Balten 
und der Polen vor Russland nichts. In diesem Zusammenhang kann es 
auch keinen Zweifel geben, dass Deutschland bei der Gewährleistung von 
Frieden und Sicherheit in Europa andere Interessen hat als die USA.

10	 Siehe https://www.zeit.de/politik/deutschland/2014-11/russland-putin-dialog/seite-3



Beim nächsten Anlauf: Endlich 
Sicherheitspartnerschaft!

Wolfgang Schwarz

Dass die jeweils gerade herrschende politische und militärische Elite 
eines Landes außen- und sicherheitspolitisch aus Geschichte in der Regel 
wenig bis nichts gelernt hat, ist frustrierende Erkenntnis oder Erfahrung 
vieler, die sich länger mit der Materie befasst haben oder darin involviert 
sind. Das ist jedoch kein Grund, es nicht immer wieder zu versuchen 
– wie etwa Herfried Münkler in der Juli-Ausgabe von MERKUR. Deut-
sche Zeitschrift für europäisches Denken. Mit Blick auf eine der maßgebli-
chen Ursachen des Scheiterns der 1919 siegerseitig vereinbarten Versailler 
Nachkriegsordnung – Deutschland und Sowjetrussland waren „von deren 
Gestaltung und Trägerschaft ausgeschlossen“ – hebt Münkler als konsti-
tuierend hervor: „Eine stabile politische Ordnung Europas, die nicht auf 
eine außereuropäische Macht als Garanten rekurrieren kann, darf keine 
europäische Großmacht exkludieren, sondern muss alle zu deren langfris-
tiger Zufriedenheit einschließen. Konkret betrifft dieser Imperativ Russ-
land, das zwar keine ausschließlich europäische, aber doch mit dem Gros 
seiner Bevölkerung und den Zentren seiner Macht eine wesentlich euro-
päische Macht ist.“1 

Ab 1990 bestand die reale Chance, Russland entsprechend zu inkludie-
ren: Der Kalte Krieg war durch die vorherigen Kontrahenten einvernehm-
lich beendet und die Charta von Paris2 war als Basisdokument einer neuen 
europäischen Friedensordnung verabschiedet worden. Tatsächlich jedoch 
geschah anschließend etwas völlig anderes: Die Sowjetunion zerfiel und 
Russland stürzte in innenpolitische Turbulenzen, die es für knapp zehn 
Jahre auch außen- und sicherheitspolitisch weitgehend handlungsunfä-
hig machten. Kein westeuropäisches Land, das dazu in der Lage gewesen 
wäre, unternahm es, die praktische Umsetzung der Charta von Paris vor-
anzutreiben. (Auch Deutschland nicht.) In den USA war selbst gegen und 
nach dem Ende des Kalten Krieges nur eine Minderheit der herrschenden 

1	 Münkler, Herfried: Eine neue Sicherheitsarchitektur für Europa? Einige politikstrategische Überlegungen, MERKUR. 
Deutsche Zeitschrift für europäisches Denken, Ausgabe 07/2018; https://www.merkur-zeitschrift.de/2018/06/27/eine-
neue-sicherheitsarchitektur-fuer-europa/ – aufgerufen am 29.10.2018.

2	 Siehe Charta von Paris für ein neues Europa; https://www.bundestag.de/blob/189558/21543d1184c1f627412a3426e86a
97cd/charta-data.pdf – aufgerufen am 29.10.2018.
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Kreise, und auch nur temporär, zu einer nachhaltigen Kooperation mit 
Moskau bereit. So hatten letztlich im Westen die Kräfte leichtes Spiel, die 
die eingetretene Lage dazu nutzen wollten, die Einflusssphäre des Westens 
in Ost- und Südosteuropa durch tätige Mitwirkung an der Zerstörung 
Jugoslawiens sowie diverse EU- und NATO-Osterweiterungen zügig und 
möglichst nah heran an russische Grenzen auszuweiten.

Als Russland ab 2000 in die internationale Arena zurückkehrte und 
heftiges Interesse an einer neuen Stufe der Kooperation mit dem Westen 
signalisierte – erinnert sei hier nur an Präsident Putins Rede im Bun-
destag im Jahre 20013 und an Präsident Medwedews Berliner Rede von 
20084 sowie den 2009 unterbreiteten Entwurf für einen Europäischen 
Sicherheitsvertrag für die Region von Vancouver bis Wladiwostok5 –, da 
war im Westen niemand bereit, substanziell darauf einzugehen. (Auch 
Deutschland nicht.) Auf Putins zwischenzeitliches Warnsignal auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz 20076 folgte westlicherseits außer all-
gemeinem Erstaunen und Gezeter – nichts. Stattdessen erklärten die 
NATO-Staaten auf ihrem Gipfeltreffen 2008 in Bukarest im Hinblick 
auf die Ukraine und Georgien: „Wir haben heute entschieden, dass diese 
Länder Mitglieder der NATO werden.“7 Was seit 1990 passiert ist, fasste 
die amerikanische Historikerin Mary Sarotte treffend folgendermaßen 
zusammen: „Es wurde ein großes Europäisches Haus gebaut, aber keines 
der Zimmer hat Russlands Namen an der Tür.“8

Die Folgen haben wir heute täglich vor Augen: erneute Konfrontation 
zwischen dem Westen und Russland. Aufrüstung und gegenseitiges mili-
tärisches Muskelspiel inklusive. Da ist es hohe Zeit, daran zu erinnern, 
was ab den 1980er Jahren schon mal zum sicherheitspolitischen Ein-
maleins in Ost und West gehörte – nämlich daran, was passieren würde, 
wenn beim Brinkmanship etwas schief ginge und ein Krieg ausbräche: 
Sollte es etwa im Baltikum zu einem (selbst ungewollten) Zusammenstoß 

3	 Siehe Rede Wladimir Putins im Deutschen Bundestag am 25.09.2001; https://www.bundestag.de/parlament/geschichte/
gastredner/putin/putin_wort/244966 – aufgerufen am 29.10.2018.

4	 Siehe Schwarz, Wolfgang: Die ausgestreckte Hand, Das Blättchen, 13/2008; https://das-blaettchen.de/2008/06/die-
ausgestreckte-hand-12872.html – aufgerufen am 29.10.2018.

5	 Siehe President of Russia: The draft of the European Security Treaty, November 29, 2009; http://en.kremlin.ru/events/
president/news/6152 – aufgerufen am 30.10.2018.

6	 Siehe Putin, Wladimir: Rede auf der Münchner Konferenz zu Fragen der Sicherheitspolitik, 14.02.2007; https://www.
google.com/search?q=putin%2Bmsc&ie=utf-8&oe=utf-8&client=firefox-b – aufgerufen am 31.10.2018.

7	 Bucharest Summit Declaration, 03.04.2008; https://www.nato.int/cps/us/natohq/official_texts_8443.htm – aufgerufen 
am 31.10.2018.

8	 Zit. nach Ischinger, Wolfgang (mit Cornelsen, Claudia): Welt in Gefahr. Deutschland und Europa in unsicheren Zeiten, 
Berlin 2018, S. 102.
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kommen, dann wären die in dieser Region lokal überlegenen russischen 
Kräfte wahrscheinlich tatsächlich in der Lage, in höchstens 60 Stunden 
die Außenbezirke von Tallin/Estland und Riga/Lettland zu erreichen, 
wie das 2016 bei der RAND Corporation durchgespielt worden ist9, und 
durch Abriegelung des sogenannten Suwalki Gaps zwischen der russi-
schen Exklave Kaliningrad und Weißrussland die Landverbindung des 
Baltikums zum NATO-Verbündeten Polen zu unterbrechen. Mehr als 
ein höchst fragwürdiges Fait accompli hätte Russland damit jedoch nicht 
gewonnen. Denn der eigentliche Großkonflikt mit der NATO begänne 
ja überhaupt erst danach. 

Würden deren konventionell insgesamt hoch überlegenen Streitkräfte 
dabei russische Grenzen erreichen und überschreiten, könnte aus Mos-
kauer Sicht eine Situation eintreten, für die Putin in seiner Rede an die 
Nation am 1. März 2018 aus der russischen Militärdoktrin zitierte, „dass 
Russland sich das Recht, Kernwaffen einzusetzen, […] als Antwort vor-
behält auf […] eine Aggression […] mit konventionellen Waffen, die die 
Existenz des Staates gefährden“10. Das meint atomaren Ersteinsatz für den 
Fall einer drohenden konventionellen Niederlage. Ob sich daran, wovor 
Experten im Kalten Krieg immer wieder gewarnt haben, eine Eskalation 
bis zum allgemeinen thermonuklearen Schlagabtausch und bis zur weit-
gehenden Zivilisationsvernichtung anschlösse, mag eine Glaubensfrage 
sein. Entscheidend ist, dass bisher niemand auch nur annähernd bewei-
sen konnte, dass das nicht der Fall sein wird. Wer vor diesem Hinter-
grund in Abrede stellt, dass dauerhafte Sicherheit in Europa nicht ohne 
oder gar gegen, sondern nur als gemeinsame Sicherheit mit Russland zu 
haben ist, wie schon der Bericht der Internationalen Palme-Kommission 
198211 begründet hatte, dem ist nicht zu helfen. Einer Atommacht wie 
Russland einen militärischen Stolperdraht in Gestalt von vier multinati-
onalen NATO-Bataillonen im Baltikum und in Polen vor die Haustür 
zu spannen, mag eine Illusion von Sicherheit bedienen. Der Wirklichkeit 

9	 Siehe Shlapak, David A. / Johnson, Michael W.: Reinforcing Deterrence on NATO’s Eastern Flank. Wargaming the Defense 
of the Baltics, RAND Corporation 2016; https://www.rand.org/content/dam/rand/pubs/research_reports/RR1200/
RR1253/RAND_RR1253.pdf – aufgerufen am 31.10.2018.

10	 Wörtlich lautete die offizielle englische Übersetzung von Putins kompletter Aussage: „I should note that our military 
doctrine says Russia reserves the right to use nuclear weapons solely in response to a nuclear attack, or an attack with 
other weapons of mass destruction against the country or its allies, or an act of aggression against us with the use of 
conventional weapons that threaten the very existence of the state.” (Presidential Address to the Federal Assembly, 
March 1, 2018; http://en.kremlin.ru/events/president/news/56957 – aufgerufen am 31.10.2018.

11	 Siehe Der Palme-Bericht. Bericht der Unabhängigen Kommission für Abrüstung und Sicherheit. „Common Security“, 
Berlin 1982.
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von Sicherheit dient so ein Draht mitnichten, denn er signalisiert militä-
rische Gegnerschaft, wo das Problem als solches nur politisch und koope-
rativ gelöst werden kann. Bereits im Bericht der Palme-Kommission hieß 
daher: „Vertrauen auf gemeinsame Sicherheit als Organisationsprinzip 
für Bemühungen, die Kriegsgefahr zu verringern, die Waffensysteme zu 
begrenzen und auf eine Abrüstung hinzuarbeiten, bedeutet im Grunde, 
daß bei der Lösung von Interessenkonflikten Kooperation an die Stelle 
von Konfrontation tritt […].“12

Ihren höchstmöglichen Ausprägungsgrad fände gemeinsame Sicherheit 
in einer vertraglich geregelten Sicherheitspartnerschaft. Wie könnte eine 
solche im Hinblick auf Russland künftig gedacht werden? Dieses Fahrrad 
ist nicht unbedingt neu zu erfinden. Wenigstens drei bekannte Ansätze 
liegen vor:

Sicherheitspartnerschaft mit Russland könnte zum einen im Rahmen 
einer politisch aufgewerteten, mit mehr Kompetenzen ausgestatteten und 
mit substanzielleren Aufgaben betrauten OSZE gedacht werden, weil in 
diesen Kontext alle relevanten Akteure bereits eingebunden sind und ein 
organisatorischer Rahmen vorhanden ist.

Sicherheitspartnerschaft mit Russland wäre andererseits auch durch ein 
System kollektiver Sicherheit im Raum von Wladiwostok bis Vancou-
ver denkbar, durch eine einheitliche Sicherheitsarchitektur, die neben 
den Staaten auch allen in diesem Raum vorhandenen internationalen 

12	 Ebenda, S. 23.



79Schwarz: Beim nächsten Anlauf: Endlich Sicherheitspartnerschaft!

Organisationen offenstehen müsste. Solches hatte Russland 2008 vorge-
schlagen und mit dem erwähnten Vertragsentwurf untersetzt.

Und Sicherheitspartnerschaft mit Russland wäre drittens durch eine Öff-
nung der NATO für eine Mitgliedschaft Russlands vorstellbar.13 Diese 
Idee ist während seiner ersten Präsidentschaft von Wladimir Putin in 
Erwägung gezogen14 und vor Jahren auch in Deutschland15 zur Debatte 
gestellt worden.

Für alle drei Ansätze fehlen allerdings derzeit in Deutschland, vom 
Westen insgesamt gar nicht zu reden, durchsetzungsfähige politische 
Entscheidungsträger, und tragfähige politische Mehrheiten dafür sind 
nicht organisierbar. Auch in Russland sind für solche Ansätze aufge-
schlossene Ansprechpartner momentan kaum mehr zu finden.16 Das 
entspricht insgesamt ziemlich genau der Ausgangslage vor 55 Jahren, als 
am 15. Juli 1963 Egon Bahr seine Rede an der Evangelischen Akademie 
in Tutzing hielt …

13	 Wer dies im linken Spektrum hierzulande mit dem Versuch gleichsetzt, Teufel mit Beelzebub auszutreiben, der sei daran 
erinnert, dass die Staaten der NATO in den fast 70 Jahren der Existenz des Paktes keine Kriege gegeneinander geführt 
haben und welch einen beachtlichen Bruch dies in ihren wechselseitigen Beziehungen im Vergleich zu den Jahrzehnten 
und Jahrhunderten zuvor darstellt. Und damit welchen nicht zu unterschätzenden zivilisatorischen Fortschritt für 
Europa.

14	 Siehe Sputnik Deutschland, 04.06.2017; https://de.sputniknews.com/politik/20170604316019331-nato-beitritt-russland-
-vorschlag-checken/ – aufgerufen am 10.10.2018.

15	 Siehe dazu u. a. Schwarz, Wolfgang: Rußland in die NATO, Das Blättchen, 16/2009; https://das-blaettchen.
de/?s=%22in+die+NATO%22 – aufgerufen am 10.10.2018.

16	 Siehe dazu Richard, Hélène: Als Moskau von Europa träumte, Le Monde diplomatique, 13.09.2018; https://monde-diplo-
matique.de/artikel/!5533608 – aufgerufen am 09.10.2018.



Dokumentation
„Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor“

Auszüge aus der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordne-
ten Andrej Hunko, Dr. André Hahn, Dr. Alexander S. Neu, weiterer Abgeordneter und 

der Fraktion DIE LINKE zu den möglichen russischen Gefahren, den deutsch-russischen 
Beziehungen, zur europäischen Sicherheit und zur eurasischen Zusammenarbeit

Perspektiven eines künftigen gesamteuropäischen 
Raums von Lissabon bis Wladiwostok

Vorbemerkungen der Fragesteller 

In seiner Rede auf der Tagung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates am 6. Juli 1989 in Straßburg hat der sowjetische Staats- und 
Parteichef Michail Gorbatschow die Idee eines gesamteuropäischen Hauses 
vorgestellt, wo ein Interessengleichgewicht das traditionelle Kräftegleich-
gewicht ersetzen sollte. Dabei bekräftigte er: „Die philosophische Konzep-
tion des gesamteuropäischen Hauses schließt die Wahrscheinlichkeit einer 
militärischen Konfrontation aus, ja selbst die Möglichkeit der Anwen-
dung oder Androhung von Gewalt, vor allem der militärischen Gewalt, 
Bündnis gegen Bündnis oder innerhalb eines Bündnisses, wo auch immer 
dies geschieht. Sie sieht vor, die Abschreckungsdoktrin durch die Doktrin 
der Zurückhaltung zu ersetzen. Dies ist kein Wortspiel, sondern die vom 
Leben selbst diktierte Logik der europäischen Entwicklung“ (siehe Bundes-
tagsdrucksache 11/6075, S. 10 bis 16). Im Rahmen eines Staatsbesuches 
sprach der russische Präsident Wladimir Putin am 25. September 2001 vor 
dem Deutschen Bundestag, wo er Russland „ein[en] äußerst dynamische[n] 
Teil des europäischen Kontinents“ nannte, auf das Konzept des europä-
ischen Hauses zurückgriff und für seinen Aufbau plädierte (www.bun-
destag.de/parlament/geschichte/gastredner/putin/putin_wort/244966). 
Am 25. November 2010 beschrieb der damalige russische Ministerprä-
sident Wladimir Putin in einem Gastbeitrag für die „Süddeutsche Zei-
tung“ seine Zukunftsvision der Partnerschaft zwischen Russland und der 
Europäischen Union und schlug vor, ein einheitliches und prosperieren-
des Europa gemeinsam aufzubauen. Dabei machte Wladimir Putin fünf 
Vorschläge für Kooperationsvorhaben: „Gestaltung einer harmonischen 
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Wirtschaftsgemeinschaft von Lissabon bis Wladiwostok“ beziehungsweise 
einer Freihandelszone, eine gemeinsame Industriepolitik, einen gemein-
samen Energiekomplex, den Ausbau der Kooperation in Wissenschaft 
und Bildung sowie die Einführung der Visafreiheit zwischen der EU und 
Russland (siehe www.sueddeutsche.de/wirtschaft/putin-plaedoyer-fuer-
wirtschaftsgemeinschaft-von-lissabon-bis-wladiwostok-1.1027908). 
Drucksache 19/4758 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

Nach der Weigerung des gewählten ukrainischen Präsidenten Vik-
tor Janukowitsch, ein Assoziierungsabkommen mit der EU zu unter-
schreiben, solange nicht existenzielle Belange der Ukraine in diesem 
Abkommen berücksichtigt seien, wurde auch aus der EU eine politische 
Eskalation befördert (vgl. Reinhard Lauterbach: Bürgerkrieg in der Ukra-
ine. Geschichte, Hintergründe, Beteiligte. Berlin 2015). Anstatt der Ukra-
ine eine Brückenfunktion zwischen der EU und Russland zu lassen, wurde 
sie politisch zerrissen. Die Ukraine-Krise und weitere internationale 
Verwerfungen der letzten Jahre wie etwa der Krieg in Syrien haben die 
deutsch-russischen Beziehungen auf eine harte Probe gestellt. Der dama-
lige Bundesaußenminister Dr. Frank-Walter Steinmeier griff am 22. Juni 
2016 in seiner Rede anlässlich des 75. Jahrestages des Überfalls Deutsch-
lands auf die Sowjetunion auf die Formel „Abschreckung und Entspan-
nung durch Dialog“ zurück, die auf den Harmel-Bericht aus dem Jahr 
1967 zurückgeht: „so viel Verteidigungsbereitschaft wie nötig, so viel Dia-
log und Zusammenarbeit wie möglich. Beide Säulen müssen stark sein.“ 
(siehe Plenarprotokoll 18/178, S. 17547). 

Zwei Jahre nach dieser Rede und nach Bildung einer neuen Großen 
Koalition in Berlin, die ausweislich des Koalitionsvertrages zwischen 
CDU, CSU und SPD auch die Ausgestaltungeines transkontinenta-
len Wirtschaftsraums anzustreben verspricht (www.bundesregierung.de/
Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitionsvertrag.pdf, S. 
148), sieht sich die Bundesregierung mit neuen politischen und ökono-
mischen Herausforderungen konfrontiert, die aus Washington kommen. 
Die Trump-Administration verschärft die bereits angespannte internati-
onale Lage (https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2018/ 05/28/
oekonom-europa-muss-sich-aus-dem-diktat-der-us-politik-loesen). Die 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen EU-Ländern und Russland, die seit 
2014 stark unter westlichen Sanktionen und russischen Folgesanktionen 
leiden, schienen in den letzten Monaten wieder enger zu werden. Aus 
mehreren EU-Staaten kamen Signale, die auf ein absehbares Ende der 
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Russland-Sanktionen hoffen ließen. Etwa zur gleichen Zeit war allerdings 
der Brexit-Verhandlungsprozess zwischen London und Brüssel ins Stocken 
geraten. Im Frühjahr 2018 wurden das bislang ungeklärte Attentat auf 
einen früheren russischen Agenten und dessen Tochter in England (Salis-
bury- oder Skripal-Affäre) zum Anlass genommen, die Verantwortung für 
diesen Vorfall Moskau zuzuschieben und die Russische Föderation mit 
neuen Sanktionen zu belegen. Was die Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
der EU und Russland betrifft, will die US-Regierung beispielsweise den 
Bau der Gas-Pipeline „NordStream 2“, die von Russland nach Deutsch-
land verlaufen soll, verhindern. In NATO-Kreisen wird nach einem 
Bericht des NATO Defense College darauf hingearbeitet, eine mögliche 
deutschrussische Wiederannäherung – gerade auch im Bereich der Wirt-
schaft – zu verhindern, die Kern von verbesserten Beziehungen zwischen 
Russland und der EU wäre (exemplarisch: John Lough, „Germany’s Rus-
sia Challenge“, www.ndc.nato.int/download/downloads.php?icode=540).

Doch gerade angesichts dieser zunehmenden Widersprüche in EU und 
NATO läge es nahe, dem Prinzip von „Wandel durch Annäherung“ in 
den Beziehungen zu Moskau wieder Geltung zu verschaffen. Ein verstärk-
ter allseitiger Austausch und eine enge Zusammenarbeit auf den fünf von 
Wladimir Putin 2010 skizzierten Feldern kann sowohl zu größerer und 
gemeinsamer Sicherheit von EU bzw. europäischen Staaten und Russland 
als auch zu größerem Wohlstand in den einzelnen Ländern führen. Das 
Konzept eines gemeinsamen Wirtschaftsraums von Lissabon bis Wla-
diwostok bildet hierfür eine Grundlage. Eine solche Zusammenarbeit 
könnte außerdem eine friedliche Regulierung von Kriegen und Konflik-
ten, wie in der Ukraine und in Syrien, oder den Abbau von Spannun-
gen um den Iran oder Nordkorea befördern. Der französische Präsident 
Emmanuel Macron hat bei seinem Besuch des Internationalen Wirt-
schaftsforums in St. Petersburg im Mai 2018 Fehler eingestanden, die 
westliche Staaten in ihrer Politik gegenüber Moskau in den letzten beiden 
Jahrzehnten begangen haben. Berlin bleibt aufgefordert, auf eine gleich-
berechtigte Kooperation der Staaten Europas Deutscher Bundestag – 19. 
Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/4758 und Asiens zum gemeinsamen 
Vorteil hinzuwirken. Ein Schlüssel dafür sind gute und freundschaftliche 
(Wirtschafts-)Beziehungen zu Moskau. Anzuknüpfen wäre nicht nur an 
die Entspannungspolitik der 1970er Jahre, sondern auch an Zusagen, die 
die Bundesregierung seit 1990 gemacht hat, und an Vereinbarungen, die 
sie gegenüber Moskau eingegangen ist.
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1.	 Welche konkreten Abschreckungsmaßnahmen gegenüber Russland hat die 
Bundesregierung seit 2014 a) eigenständig und b) in Kooperation mit 
ihren Partnern (siehe die Rede des damaligen Bundesaußenministers Dr. 
Frank-Walter Steinmeier vom 22. Juni 2016) durchgeführt (bitte alle 
militärischen, wirtschaftlichen, diplomatischen und zivilen Maßnahmen 
nach Jahren nennen)?

Die Fragen 1a und 1b werden aufgrund ihres inhaltlichen Zusammen-
hangs gemeinsam beantwortet.

Die NATO hat auf die völkerrechtswidrige Annexion der Krim und die 
andauernde Destabilisierung der Ostukraine durch Russland mit defensiven 
Rückversicherungs-und Anpassungsmaßnahmen reagiert, die als „Readiness 
Action Plan“ 2014 beim Gipfel in Wales angenommen worden sind. Beim 
Gipfel in Warschau 2016 haben die Staats- und Regierungschefs der Allianz 
zudem eine verstärkte rotierende Präsenz in den drei baltischen Staaten und 
Polen beschlossen. Alle diese Maßnahmen sind defensiv, verhältnismäßig 
und stehen im Einklang mit internationalen Verpflichtungen der NATO, 
insbesondere der NATO-Russland-Grundakte und sind nach Ansicht der 
Bundesregierung eine adäquate Anpassung an das derzeitige europäische 
Sicherheitsumfeld. Die Bundesregierung setzt sich auch weiterhin für einen 
zweigleisigen Ansatz von Abschreckung und Dialog ein – was auch auf dem 
NATO-Gipfel 2018 bekräftigt wurde (siehe: Gipfelerklärung vom 11. Juli 
2018: www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_156624. htm).

2.	 Welche konkreten Maßnahmen zum Ausbau beziehungsweise Aufrecht-
erhalten eines Dialogs mit Russland hat die Bundesregierung seit 2014 
a) eigenständig und b) in Kooperation mit ihren Partnern ergriffen (bitte 
alle militärischen, wirtschaftlichen, diplomatischen und zivilen Maßnah-
men nach Jahren nennen)?

Die Bundesregierung unterhält einen Dialog mit der Russischen Föde-
ration auf allen Ebenen unterhalb der weiterhin ausgesetzten Regie-
rungskonsultationen durch Konsultationen, Besuche und Gespräche in 
regelmäßigen Formaten wie der Strategischen Arbeitsgruppe für Wirt-
schaft und Finanzen sowie der Hohen Arbeitsgruppe Sicherheitspolitik. In 
Kooperation mit ihren Partnern finden regelmäßige Treffen zum Beispiel 
im Rahmen des NATO-Russland-Rates statt. Die bilaterale militärische 
Kooperation ist ausgesetzt mit Ausnahme der Bereiche Rüstungskontrolle, 
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Kriegsgräberfürsorge und Militärseelsorge. Eine detaillierte Aufführung 
aller Maßnahmen seit 2014 ist angesichts des Umfangs und der Vielfalt 
der Maßnahmen nicht möglich. Drucksache 19/4758 – 4 – Deutscher 
Bundestag – 19. Wahlperiode

[…]

6.	 Welche effektiven Resultate konnten nach Kenntnis der Bundesregierung 
durch die Unterbrechung der Arbeit des NATO-Russland-Rats (2014 bis 
2016, NRR) erreicht und inwiefern konnten seit der Wiederaufnahme 
Ergebnisse bei der Kommunikation und Kooperation erzielt werden?

Die NATO bleibt dem Dialog und der Transparenz im Umgang mit 
Russland weiterhin verpflichtet. Bereits bei der Suspendierung der prak-
tischen Kooperation im NATO-Russland-Rahmen als Reaktion auf die 
völkerrechtswidrige Annexion der Krim im April 2014 wurde beschlossen, 
politische Gesprächskanäle offen zu halten. Dies hat der Gipfel in Wales 
im Jahr 2014 bestätigt. Deutschland hat sich dafür eingesetzt, dass der 
NATO-Russland-Rat auf Botschafterebene am 20. April 2016 erstmals 
wieder getagt hat. Seitdem hat der NATO-Russland-Rat weitere sechs Mal 
auf Botschafterebene getagt. Der Austausch in diesem wichtigen Dialog-
forum trägt zu Risikoreduzierung und mehr Transparenz bei.

[…]

14.	Existieren nach Kenntnis der Bundesregierung oder nachgeordneter Behör-
den konkrete Hinweise (auch geheimdienstliche) auf eine tatsächlich 
bevorstehende militärische Invasion oder zumindest Invasionspläne bzw. –
absichten seitens Russlands in die baltischen Staaten und Polen? Wenn ja, 
welche?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

15.	Besitzen die Bundesregierung oder die nachgeordneten Behörden Kenntnisse 
darüber, ob Russland die Absicht hat, NATO-Staaten, wie die baltischen 
Staaten oder Polen mit konventionellen Waffensystemen anzugreifen?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.
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16.	Besitzen die Bundesregierung oder die nachgeordneten Behörden Kennt-
nisse darüber, ob Russland über die ausreichenden konventionell-militä-
rischen Fähigkeiten verfügt, NATO-Staaten, wie die baltischen Staaten 
oder Polen, erfolgreich und dauerhaft militärisch zu okkupieren?

Die Russische Föderation verfügt über konventionell-militärische Fähig-
keiten, die über die eigenen Landesgrenzen hinaus wirken können. Zu 
hypothetischen Fragestellungen äußert sich die Bundesregierung grund-
sätzlich nicht.

[…]

19.	Welche Dialogformate sowie neuen Möglichkeiten zum Ausbau einer 
Kooperation im Bereich Sicherheitspolitik zwischen dem NATO-Mitglied 
Deutschland und Russland erachtet die Bundesregierung als wichtig?

Die Bundesregierung hat wiederholt ihre Offenheit für den bilateralen 
und multilateralen Dialog mit Russland betont. Zu den bedeutenden 
formalisierten Dialogformaten mit Beteiligung Russlands zählen die bila-
teralen Konsultationen auf Ebene des Staatssekretärs bzw. des Ersten Stell-
vertretenden Außenministers sowie die Zusammenarbeit im Rahmen der 
OSZE, des Strukturierten Dialogs in Wien sowie Sitzungen des NATO-
Russland-Rats, für deren Wiederaufnahme sich die Bundesregierung ein-
gesetzt hat.

[…]

38.	Welche konkreten Maßnahmen unternimmt die Bundesregierung aktuell, 
um das Vertrauen der russischen Seite zu stärken (siehe Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD vom 12. März 2018, S. 148, Zeilen 
7000–7001)?

Die genannten Zeilen des Koalitionsvertrages lauten: „Wir setzen uns 
entschlossen für die weltweite verifizierbare Abrüstung von allen Mas-
senvernichtungswaffen ein.“ Der Koalitionsvertrag hält außerdem in 
Zeilen 7095 – 97 fest, „Ziel unserer Politik gegenüber Russland bleibt 
eine Rückkehr zu auf gegenseitigem Vertrauen und friedlichem Interes-
senausgleich basierenden Beziehungen, die wieder eine enge Partnerschaft 
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ermöglichen.“ Die Bundesregierung setzt sich in ihren Kontakten mit der 
russischen Regierung dafür ein, dass diese zu einer regelbasierten Ordnung 
zurückkehrt. Insbesondere durch ihren Einsatz die Umsetzung der Mins-
ker Vereinbarungen sucht die Bundesregierung die Grundlagen dafür zu 
schaffen, dass Vertrauen zu Russland wiederhergestellt und die Rückkehr 
zu einer Partnerschaft mit Russland ermöglicht wird.

Quelle: Deutscher Bundestag, Drucksache 19/4758 vom 05.10.2018.
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